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Einleitung –  
In schwindel-
erregender 
 Gesellschaft
Nein, Ihr Auge spielt Ihnen keinen Streich. Es handelt sich bei 
diesem Textbild auch nicht um einen Produktionsfehler. Die 
Gesellschaft ist schwindelerregend geworden. Sie präsentiert 
sich in schrägen Formen und mit systematischen Schieflagen. 
Wir scheinen den Gleichgewichtssinn verloren zu haben.

Ganz schön schräg
Ließe man die Geschichte der Menschheit mit dem dicken 
Pinsel aufzeichnen, so könnten in den Extremen zwei Erzäh-
lungen entstehen: Optimisten würden eine Erfolgsgeschichte 
schreiben, schließlich wurden in weiten Teilen der Welt frei- 
heitlich-demokratische Gesellschaften realisiert und wurde 
damit eine beachtliche Anzahl moralischer Errungenschaften 
hervorgebracht. Pessimisten hingegen würden wohl viel von 
anhaltenden Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten oder der 
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen, besonders in 
den vergangenen gut 200 Jahren, berichten. In diesem Buch 
wird es nicht um das große Bild der Menschheitsgeschichte 
gehen, sondern um ein bescheideneres Vorhaben, nämlich 
Zeitdiagnosen zur Gegenwart und auch zur Zukunft unserer 
Gesellschaft anzubieten. 
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Ob man nun Optimist oder Pessimist ist, man liegt sicherlich 
nicht falsch, wenn man zu der Einschätzung gelangt, dass 
unsere derzeitige Gesellschaft irgendwie aus den Fugen ge- 
raten ist. Der Fugenkitt der Gesellschaft wird porös und kann 
deshalb nicht mehr alles stabil zusammenhalten. Einstürzende 
Neubauten? Oder auch Altbauten? Das weiß derzeit niemand, 
denn wir sind ja mittendrin in einem Prozess der gesell schaft-
lichen Veränderung, und dieses »Mittendrin« betrifft natürlich 
auch die Beobachter. Heute das Heute verstehen zu wollen 
steht stets unter dem Vorbehalt, einen notwendigen Abstand 
nicht haben zu können – niemand, niemals. Erst in der Zu - 
kunft, wenn die Gegenwart zur Vergangenheit geworden  
ist, können wir die Dinge klarer sehen. Dann jedoch könnten 
alarmierende Entwicklungen stattgefunden haben, die 
schwierig zu korrigieren oder gar irreversibel sind.

Was man jedoch trotz dieser (auch selbstkritischen) Auf-
fassung zu Versuchen von Zeitdiagnosen wenigstens fest-
stellen kann (und auch die größten Fortschrittsoptimisten 
einräumen müssten): Es rumort gehörig in der modernen 
Gesellschaft. Sowohl die Ausdrucksformen als auch die 
Gründe dafür sind mannigfaltig – und ganz schön schräg. 

Die Wirtschaft steckt spätestens seit der Finanzkrise 2008  
in einer Legitimationskrise. Liberale Demokratien werden  
von außen durch Terrorismus und autoritative Gesellschafts-
systeme sowie von innen durch Populismen unterschiedlicher 
Art bedroht. Rechte Bewegungen in Europa oder die neuen 
Formen des politischen Populismus insgesamt stellen mehr 
oder weniger offen rechtsstaatliche Prinzipien, demokra-
tische Grundlagen und die liberale Idee infrage; den Medien, 
Intellektuellen und Wissenschaftlern wird nicht mehr vertraut; 
offene Wertkonflikte in der Mitte der Gesellschaft drohen zu 
eskalieren; Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung füh- 
ren zu Unsicherheit und Zukunftsangst, aus denen wiederum 
im Wortsinn fantastische Erzählungen ausfließen können.
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Schwindel im sozialen Raum
Der Begriff des »Schwindels« erscheint mir als Metapher für 

die Umschreibung aktueller Entwicklungen gut geeignet: Die 

Gesellschaft ist in der zweifachen Bedeutung des Wortes, wie 

ich meine, »schwindelerregend« geworden: Sie erzeugt Schwin - 

delgefühle und macht wackelige Knie im Sinne von psycho lo-

gischer, sozialer und gesamtgesellschaftlicher Verunsiche rung. 

Die Gesellschaft ist unübersichtlich geworden. Man kommt 

nicht mehr so recht mit, manchmal auch nicht mehr hinterher. 

Die moderne Welt hat Gleichgewichtsstörungen. 

Damit lockt die Gesellschaft Schwindler an, die mit einfachen 

Antworten aufwarten, ausgedachte Geschichten ohne einen 

Bezug auf Fakten oder wissenschaftliche Befunde erzählen, 

ja sogar die Geschichte neu zu schreiben versuchen. Sie 

zweifeln Berichterstattungen in den Medien ebenso an wie 

wissenschaftliche Studien, wenn deren Befunde nicht in  

ihr entsprechendes Weltbild passen. Von »Fake« wird dann  

neudeutsch gesprochen und davon, dass es ohnehin keine 

Deutungshoheit gebe, meint: Es gibt Fakten, aber auch 

alternative Fakten. Wahrheit wird zur Verhandlungssache. 

Verschwörungstheorien haben Hochkonjunktur.

Werfen wir einen kurzen Blick zum Begriff des Schwindels in 

ein Standardlexikon, so heißt es beispielsweise im Brockhaus, 

dass es sich um eine »subjektive Störung der Raumorie ntie-

rung des Körpers, meist bedingt durch fehlende Koordination 

beziehungsweise Meldungen aus den Gleichgewichtsorga-

nen« handelt.1 Gemeint ist hier also das körperliche Symptom 

»Schwindel« als physisch erlebbares Taumelgefühl, auch 

»Vertigo« genannt.

Der Wortursprung von Schwindel liegt in der Tat im Ausdruck 

für ein Körpergefühl, wie das althochdeutsche Wort »swintilōn« 

(in Ohnmacht fallen, Schwindel empfinden), etwa seit dem 

achten Jahrhundert gebraucht, verrät. Seit dem späten  
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18. Jahrhundert, so informieren die Einträge im Grimm’schen 
Wörterbuch in der Ausgabe aus dem Jahr 1898, findet sich 
jedoch eine Bedeutungserweiterung des Begriffs »Schwin-
del«. So ist dort die Rede von »behauptung, meinung u. ähnl., 
die nicht genügend fundiert, leichtfertig, irrig oder erlogen 
ist« oder »einen unbesonnenen, unsoliden handel bezeich-
net, meist als ausdruck moralischer verurtheilung«.2 Diese 
 Bedeutung des Wortes sollte etwas später auch im Engli- 
schen als »swindle« eine Begriffskarriere machen.

Und auch Bezüge zur Wirtschaft, die im Folgenden eine wich- 
tige Rolle spielen, finden sich bereits Ende des 18. Jahrhun-
derts, wenn formuliert wird: »so besonders kaufmännisch von 
einem unreellen geschäfte, nahezu soviel wie betrug: ›der 
schwindel in der handlung, welcher den marchand avanturier 
ausmacht‹«.3 Die Begriffsgeschichte hat sich damit, wenn man 
so will, erweitert: In einer komplexer werdenden Gesellschaft 
haben wir Probleme, uns im »sozialen Raum« zu orientieren 
und mit anderen zu koordinieren, weil die »gesellschaftlichen 
Gleichgewichtsorgane« ambivalente, wi dersprüchliche und 
mitunter schlicht falsche »Meldungen« aussenden.

»Wer von euch hat noch nie gelogen?«, fragte ich kürzlich 
Dritt- bis Sechstklässler im Rahmen einer Veranstaltung der 
Kinderuniversität an meiner Hochschule. Kein einziger Finger 
ging hoch. Wir alle lügen hin und wieder, ob aus Not oder 
Höflichkeit oder anderen »legitimen« Gründen. Ich habe hier 
auch gerade gelogen, denn die Frage habe ich nie gestellt. 
Mir geht es in diesem Buch offensichtlich nicht um diese Art 
des Schwindels. Es geht mir auch nicht um vordergründige 
Hochstapler, nicht um Leugner eines durch den Menschen 
verursachten Klimawandels oder um irgendwelche wilden 
Verschwörungstheorien. Ich meine vielmehr, dass »Schwindel« 
in seiner zweifachen und zusammenhängenden Bedeutung  
in unserer Gesellschaft subtiler und präsenter ist als dem 
ersten Anschein nach vermutet. 
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Es gibt den Schwindel in direkter und plumper Form. Wenn 

Volkswagen beispielsweise Testverfahren zur Feststellung 

der Abgasemissionen manipuliert, so muss man nicht lange 

um den heißen Brei herumreden. Das ist Betrug. Donald 

Trump hat, wie die Washington Post fortlaufend dokumen- 

tiert, während seiner Amtszeit als Präsident schon über 

10 000 Unwahrheiten verbreitet (Stand: Juni 2019).4 Auch  

das sind offensichtliche Lügen, die mit einer gewissen Dick-

felligkeit in die Welt gesetzt werden.

Der Schwindel kommt jedoch gern in raffinierter Verkleidung 

daher, hinter der sich soziale und gesellschaftliche Tiefen-

strukturen verbergen, wie wir im Folgenden noch sehen 

werden. Diese Camouflage bedient sich bestimmter Erzähl-

weisen, Erzählformen und Begriffe, um den Schwindel zu 

verschleiern. Es sind besonders Geschichten und Narrative, 

die in der modernen Gesellschaft wichtiger werden, um Ideen 

zu erfinden und Ideologien zu verbreiten. Sie dienen einer-

seits einem gesellschaftlichen Verständigungsprozess, denn 

über sprachliche Kommunikation tauschen wir uns darüber 

aus, wer wir als (und in einer) Gesellschaft sind oder sein 

sollten. Erzählungen über die Gesellschaft sind zugleich je - 

doch auch stets ein Ringen um Deutungshoheit auf unüber-

sichtlichen und schwindelerregenden Terrains, auf denen 

soziale, politische und ökonomische Interessen verhandelt 

werden. Dies gilt übrigens unabhängig von der politischen 

Couleur, von ganz links bis ganz rechts (soweit man an 

diesem Schema überhaupt noch festhalten will) oder auch 

sozial gesehen von oben bis unten. 

Handhabungen im Kapitalismus
Die Organisation unseres Wirtschaftens als Marktwirtschaft, 

die später zum Kapitalismus mutieren sollte, hat die moderne 

Gesellschaft wie keine andere »Erfindung« geprägt. Die 

Metapher der »unsichtbaren Hand« des schottischen Moral-

philosophen Adam Smith bringt eine einfache Idee zum 
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Ausdruck: Das Wirtschaften moderner Gesellschaften sollte 
über Marktwirtschaften organisiert werden, in denen der 
Einzelne sein Selbstinteresse verfolgt. Der Tausch von Gütern 
und Dienstleistungen zwischen verschiedenen Vertrags-
partnern sowie das Zusammenspiel zwischen Angebot und 
Nachfrage sorgen sodann für günstige Preise durch die 
»unsichtbare Hand« des Marktes und einen größtmöglichen 
»Wohlstand der Nation« (so der Titel des Smith’schen Haupt-
werkes aus dem Jahr 1776). 

Das kapitalistische System der »unsichtbaren Hand« von Adam 
Smith gibt es, und die Relevanz marktwirtschaftlicher Mecha-
nismen sollte – im Guten wie im Schlechten – nicht unterschätzt 
werden. Kapitalismus ist jedoch kein »Geist«, der freizügig 
und determinierend durch die Geschichte und die Geschicke 
unserer Gesellschaft spukt. Nein, Kapitalismus wird auch ge- 
macht! Es gibt sehr konkrete »Hände«, die interes sengeleitet 
bestimmte Gesellschaftsformen nach ihren Vor stel lun gen 
durchsetzen (wollen) und einen Prozess der Einflussnahme 
hochprofessionell handhaben. Dies betrifft nicht nur ein 
vordergründiges Lobbying von ökonomischen Akteuren in 
den Hinterzimmern der Politik, sondern auch ein raffiniertes 
»Ideologie-Management« – besonders über Narrative.

Am 23. August 1971 schrieb Lewis F. Powell, ein wirtschafts-
liberales Mitglied des US Supreme Court, eine Nachricht an 
seinen Freund Eugene Sydnor Jr., seinerzeit Direktor der 
US-amerikanischen Handelskammer. In diesem »geheimen 
Memorandum« zum »Angriff auf das amerikanische System 
freier Unternehmen« warnt er die Verantwortlichen der 
Handelskammer vor »Communists, New Leftists and other 
revolutionaries who would destroy the entire system, both 
political and economic. These extremists of the left are far 
more numerous, better financed, and increasingly are more 
welcomed and encouraged by other elements of society,  
than ever before in our history.« 5 
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Es müssten, so Powell weiter, konkrete Maßnahmen zur 

Abwendung des »ideologischen Kriegs gegen westliche 

Gesellschaften« ergriffen werden, wozu eine wirtschafts-

liberale Medienpräsenz (in Fernsehen, Radio, akademischen 

Zeitschriften, Büchern usw.) ebenso zählen sollte wie die 

neoliberale Einflussnahme auf Forschung und Bildung (zum 

Beispiel akademische Mitarbeiter und Professoren sowie auf 

Schulen und Universitäten insgesamt). Und im Besonderen 

gelte es, ein positives Image des Kapitalismus zu erzeugen 

(institutional image making), wofür große Anstrengungen – 

finanzieller, organisatorischer und intellektueller Art –  

erforderlich seien. Powell regt unter anderem an, Unterneh- 

men sollten zehn Prozent ihres jährlichen Marketingbudgets  

in entsprechende Initiativen investieren.

Wir wissen nicht, welchen konkreten Einfluss dieses Do- 

kument auf die Geschichte hatte. Lewis F. Powell dürften  

bestimmte Entwicklungen jedoch erfreut haben, denn  

ab den 1970er-Jahren gründeten und formierten sich in  

den USA die neuen Handlanger des Kapitalismus: Think- 

tanks. Hervorzuheben ist hier die Einrichtung der bis heute 

sehr einflussreichen neoliberalen Heritage Foundation im 

Jahr 1973, die nur wenige Jahre nach ihrer Gründung eines 

der wohl bedeutendsten Dokumente der modernen Wirt-

schaftspolitik verfasst hat: Der Bericht Mandate for Leader-

ship (1981) umfasst insgesamt circa 2000 politische Maß- 

nahmen, die auf über 3000 Seiten ausgeführt werden. Unter 

der Präsidentschaft von Ronald Reagan wurden im ersten 

Jahr seiner Amtszeit bereits 60 Prozent der Vorschläge 

realisiert. 

Das, was wir heute Kapitalismus nennen, ist nicht nur eine 

spezifische ökonomische Organisation des Handels und  

der Produktion in der Sphäre der Wirtschaft. Er betrifft nicht 

nur wirtschaftliche Transaktionen in einem engeren Sinne. 

Kapitalismus ist ein umfassenderes Gesellschaftssystem, 
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denn die ökonomische Logik hat Einzug in fast alle Lebens-

bereiche gehalten und prägt durch Kosten-Nutzen-Kalküle 

und ökonomisches Optimierungsdenken unsere soziale  

Welt – eben auch und verstärkt außerhalb der Sphäre der 

Wirtschaft. Ob im Bildungs-, im Wissenschafts- oder im 

politischen System, die ökonomische »Logik« definiert  

den Handlungsraum von Menschen (maßgeblich mit). Die 

»Währungen« dieser Logik sind nicht immer Geld: Im 

Bildungssystem sind es Zertifikate, Diplome und credit  

points für Studierende, im Wissenschaftssystem A-Journal-

Publikationen und das Einwerben von Drittmitteln, im 

politischen System Presseclippings und Wählerstimmen. 

Mitunter schließt sich an eine erfolgreiche Bedienung die- 

ser Anerkennungssysteme eine Monetisierung der spezi-

fischen Leistungen an. 

Jürgen Habermas nannte die Landnahme der Gesellschaft 

durch die ökonomische Rationalität einmal treffend die 

»Kolonialisierung der Lebenswelt«. Die Entwicklung spiegelt 

sich in einer Vielzahl von lebensweltlichen Metaphern und 

Redewendungen wider: Wir sollten mehr »Zeit investieren«,  

in das Familienleben zum Beispiel. Bei Vorstellungsge- 

sprächen sollte der Bewerber den USP (unique selling point) 

herausstellen, um als künftiges »Humankapital« in dem 

Unternehmen tätig zu sein. Der eigene Nachwuchs kann  

bei »Samenbanken« bestellt werden, Profisportler werden  

auf »Transfermärkten« gehandelt, und die nächste große 

Liebe findet man auf einer »Partnerbörse«. Belassen wir es 

vielleicht bei diesen Beispielen, denn »Zeit ist Geld« und 

»Reden ist Silber und Schweigen ist Gold«.

Wenn es stimmt, dass der Kapitalismus moderne Gesell-

schaften in massiver Weise prägt und wir es ebenso als 

zutreffend betrachten, dass die ökonomische Logik in viel-

fältige Lebensbereiche und gesellschaftliche Wertsphären 

außerhalb der Ökonomie eingeflossen ist und dort maß-

geblich Wirkungen entfaltet, so müssen für eine Gesell-
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schaftsdiagnose diese ökonomisch-gesellschaftlichen 

Verflechtungen in den Blick genommen werden. 

Blick auf eine schwindelerregende 
Gesellschaft

Von Johann Wolfgang von Goethe ist überliefert, dass er an 

Höhenschwindel litt und während seiner Studienzeit in Straß- 

burg (1770) regelmäßig auf den Turm des Münsters stieg 

(seinerzeit der weltgrößte Kirchturm). Nach eigenen Berich-

ten hat ihm das, was Therapeuten heute eine »systematische 

Desensibilisierung« oder »Angst-Konfrontationsmethode« 

nennen würden, geholfen, seine Schwindelgefühle zu über-

winden.6 Womöglich hat der Ausblick vom hohen Kirchturm 

auch seine Sicht auf eine sich verändernde Gesellschaft 

inspiriert, also den Umbruch von einer feudalen zur bür-

gerlich-kapitalistischen Gesellschaft, den er besonders in 

Wilhelm Meisters Lehrjahre und Faust II zum Thema machte. 

Mit einem Umbruch haben wir es auch in der heutigen Ge- 

sellschaft zu tun, gleichwohl in einer ganz anderen und 

deutlich komplexeren Art und Weise. Um Entwicklungen in 

unserer schwindelerregenden Gesellschaft besser zu ver-

stehen, wird auch hier der »Blick von oben« eingenommen –  

»von oben drauf«, nicht »von oben herab«, wohlgemerkt. 

Die in dieser Einleitung für den Anfang gesponnenen Fäden 

sind in den nun folgenden Texten aufgenommen und – so die 

Absicht – zu einem Gewebe verknüpft, das das Muster der 

schwindelerregenden Gesellschaft erkennbar machen soll. 

Die hierzu versammelten Texte basieren weitestgehend auf 

Debattenbeiträgen, die ich in den letzten Jahren (teilweise 

gemeinsam mit Kolleginnen und Kollegen) insbesondere bei 

der Zeit, bei Zeit Online, Spiegel Online und in der Neuen 

Zürcher Zeitung publiziert habe. Sie umreißen ausgewählte 

Facetten eines gesellschaftlichen Umbruchs, in dem wir uns 

aktuell befinden und der in weiten Teilen durchaus Anlass  

zur Besorgnis gibt. Es geht mir mit diesem Buch einerseits 
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darum, einen Beitrag zu einem besseren Verständnis unserer 
Gesellschaft zu leisten. Die für diesen Zweck behandelten 
Themen decken dabei bewusst ein durchaus breiteres in- 
haltliches Spektrum ab. So werden gesellschaftspolitische 
und ökonomische Zusammenhänge ebenso angesprochen 
wie die Rolle der Medien und des Journalismus, bildungs-
politische Aspekte ebenso thematisiert wie das Wissen-
schaftssystem, Themen der Digitalisierung und der Robotik 
ebenso behandelt wie Fragen der Ethik. Andererseits will ich 
mich in meinen Ausführungen nicht damit begnügen, ledig-
lich eine Gesellschaftsdiagnose anzufertigen. Auch wenn mit 
den folgenden Texten mehr Fragen aufgeworfen werden als 
Antworten gegeben werden können, will ich hin und wieder 
durchaus auch konkrete Hinweise und Orientierungen 
formulieren, verbunden mit der Hoffnung, einige praktische 
Impulse für eine bessere Gesellschaft setzen zu können.

Ich beginne im ersten Teil des Buches damit, die unübersicht-
licher und fragmentierter werdende Gesellschaft zu charakte-
risieren, die an einer Schwelle steht, an der es die alte Welt 
nicht mehr gibt und die neue noch nicht da ist. Diese soge-
nannte liminale Periode des »Dazwischen« sorgt für indivi duel le 
wie gesellschaftliche Unsicherheiten im sozialen Raum, wo - 
durch die Gesellschaft anfällig wird für betrügerische Schwin- 
deleien, die wiederum neue Unsicherheiten stimulieren – ein 
Teufelskreis. Die Gründe dafür sehe ich unter anderem in der 
Herausbildung eines »neuen Ichs«, das sich als etwas Einzig-
artiges, etwas Besonderes versteht. Das neue Ich will sich 
erleben – im Konsum, bei der Arbeit, in Partnerschaften, in 
der Sexualität, im Politischen, ja in allen Lebensbereichen. Die 
gesellschaftlichen Institutionen sind jedoch auf die Emotionen, 
das expressive Handeln und die Kritik des neuen Ichs an der 
bestehenden Ordnung nur ungenügend vorbereitet. Dies zeigt 
sich unter anderem im Politischen, wo dringend über neue 
Formen der gesellschaftlichen Teilhabe und der Partizipation 
nachgedacht werden sollte, will man nicht im Zustand des 
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politischen Dauerflashmobs enden. Dass die Gesellschaft aus 
den Fugen ist, zeigt sich auch in der politischen Gemenge-
lage und den Veränderungen in der Parteienlandschaft, was 
die großen Volksparteien besonders hart trifft. Der Niedergang 
der Sozialdemokraten in Deutschland, so will ich zeigen, ist 
dafür eine Illustration und ein schmerzliches Beispiel. Der Par- 
tei fehlen die Heldengeschichten, inzwischen hat sie praktisch 
keine (guten) Geschichten mehr zu erzählen.

Unter dem Titel »Abgründe und Gratwanderungen« ver-
sammelt der zweite Teil des Buches neun Texte zu ver-
schiedenen Facetten der Ökonomie. Es gibt, wie ich meine, 
systemische Gründe dafür, weshalb die Wirtschaft und die 
Wirtschaftswissenschaften »Schwierigkeiten mit der Moral« 
haben. Sie liegen ideengeschichtlich im Konzept eines »hal - 
bierten Liberalismus« und einer mitunter zu großen ideolo-
gischen »Liebe zum Markt«. In praktischer Hinsicht komme 
ich – vor dem Hintergrund der Abgasmanipulationen durch 
Volkswagen und die Geschäftspraktiken von Facebook, zwei 
Beispiele, die symptomatisch für eine Vielzahl anderer Fälle 
stehen – zu der Einschätzung: Der Wahnsinn hat Methode. 
Aus diesen Bestandsaufnahmen folgen einerseits Überle-
gungen, die dafür plädieren, die Wirtschaftswissenschaften 
kulturtheoretisch zu wenden, denn »Ökonomie ist Kultur«. 
Andererseits leiten sich daraus in den folgenden Texten 
praktische Hinweise auf zum Beispiel eine veränderte Ord- 
nungs-, Unternehmens- und Bildungspolitik ab.

»So ein Theater – Medien, Wissenschaft, Schauspiel« heißt 
der dritte Buchabschnitt. Die öffentlich-rechtlichen Medien 
abschaffen? Zum Glück (noch) nicht, sind sie doch eine 
»Bastion der Demokratie«, die auch zu verhindern hilft, dass 
die gesamte Medienlandschaft in die Hände interessierter 
Milliardäre fällt, die aus dem Prozess der Meinungsbildung 
machtpolitisches Kapital schlagen. Wie verhält es sich aber 
eigentlich mit den Rezipienten? Eine Demokratie funktioniert 
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nicht ohne aufgeklärte Bürger, die sich auch über die Medien 

eine Meinung bilden. Aber informiert und bildet sich der Bür- 

ger im Zeitalter des Internets wirklich noch? Oder begnügt er 

sich damit, in »Retweets, Hashtags, Likes« jeweilige Befind- 

lichkeiten, spontane Meinungen und – nicht selten – über-

schäumenden Hass abzulassen? Warum so ein Theater? –  

will ich dann fragen, wenn sich herausstellt, dass ein junger 

Journalist seine Reportagen manipuliert hat. Dieser Schwin- 

del überrascht eigentlich nicht wirklich, dennoch standen  

die Medien Kopf nach der entsprechenden Meldung. Dabei 

könnte die nüchterne Betrachtung helfen, den tatsächlich 

zugrunde liegenden Problemen auf die Spur zu kommen.  

Und schließlich nach »Fake News« jetzt auch noch »Fake 

Science«? Davon jedenfalls war eine Gruppe von Journalisten 

überzeugt – und lag damit ziemlich daneben. Es gibt Pro- 

bleme in der Wissenschaft, aber andere – als da sind fehl-

geleitete und eindimensionale Anerkennungssysteme und 

eine gefährliche Nähe zur Privatwirtschaft. Letzteres wird 

durch das Sponsoring eines Forschungsinstituts durch die 

Firma Facebook an der Technischen Universität München  

klar veranschaulicht. Und warum es Theater auch im Theater 

gibt, zeige ich zuletzt noch an Ferdinand von Schirachs 

interaktivem Stück Terror, mit dem sich der gelernte Jurist 

schwer vergriffen hat. Es gibt Dinge, zum Beispiel Menschen-

leben, über die sich einfach nicht abstimmen lässt. 

Im vierten und letzten Teil des Buches wage ich den Blick in 

die nahe Zukunft, die, das zeichnet sich sehr deutlich ab, mas- 

siv durch ein Voranschreiten in den Bereichen der Digitali- 

sierung und der künstlichen Intelligenz geprägt sein dürfte. 

Wir sollten diese Entwicklungen mit Augenmaß begleiten, 

denn sie bieten ebenso Chancen wie Risiken. Eine Form der 

Kritik an der künstlichen Intelligenz konfrontiert die Gegen-

wart oder mögliche Zukunft gerne mit hehren Ideen und 

übersieht dabei leider oft die natürliche Dummheit des 

Menschen. Die Ambivalenz bestimmter Entwicklungen zeigt 
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sich im Bereich der Robotik, wie der Beitrag »Dingsbums – Sex 

mit der Maschine« exemplarisch illustriert. Dieses Beispiel ist 

nicht nur instruktiv für einen extremen Fall von Mensch-Ma- 

schine- Interaktionen, sondern lädt zum Philosophieren über 

eine »Roboterethik« und eine neue Ethik insgesamt ein, wie die 

beiden daran anschließenden Kapitel andeuten. Die neuen 

technischen Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung 

werden unser Handeln jedoch nicht nur in sozialen Nahbe rei-

chen und durch direkte Interaktionen mit Maschinen prägen, 

sondern auch die Weltgesellschaft gehörig durcheinanderwir-

beln. Und womöglich wird sogar der Kapitalismus in naher 

Zukunft abdanken müssen, denn in China entwickelt sich durch 

das sogenannte »Social Credit System« ein Vorha ben, für das 

ich als Folge eine Renaissance der Planwirtschaft à la Lenin 4.0 

prognostiziere und einen neuen System wett be werb, bei dem 

die totgesagte Planwirtschaft durch den Einsatz neuer tech- 

nischer Möglichkeiten den demokra tisch-kapitalistischen 

Gesellschaften kräftig Konkurrenz machen dürfte.

In den hier versammelten Texten werden ausgewählte ge-

sellschaftliche, wirtschaftliche und politische Entwicklungen 

in den Blick genommen – der Gegenwart ebenso wie der 

nahen Zukunft. Obwohl es mir dezidiert um Werte und mo- 

ralische Fragen geht und dazu auch vielfältige kritische Per- 

spektiven entfaltet werden, nehmen die Texte Abstand davon, 

zu moralisieren. Ich meine nämlich, dass es ein Grundpro-

blem vieler unserer gesellschaftlichen Diskussionen ist, allzu 

schnell und zu unüberlegt die moralische Keule zu schwingen. 

Moralische Bewertungen können sein – und sollten sogar 

sein –, dies jedoch stets auf der Grundlage eines möglichst 

guten Verständnisses der Situation, der Hintergründe und  

der oft unsichtbaren Tiefenschichten. In diesem Sinne be-

absichtigt das Buch besonders zweierlei: Es will durch Be-

schreibungen und Analysen Orientierungen in einer sich stark 

verändernden und schwindelerregenden Gesellschaft an- 

bieten und genau dadurch so manchen Schwindel entlarven. 
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1. Der  
überforderte 
Mensch und 
die Erosion 
der Gesell-
schaft7

 7 

Unsere Gesellschaft nimmt Fahrt auf. Entwicklungen laufen 

immer schneller, Strukturen werden immer unübersichtlicher 

und fragmentierter, darin sind sich Soziologen einig. Kein 

Wunder, dass Menschen davon regelrecht schwindelig wird, 

viele nicht mehr hinterher-, manchmal auch nicht mehr klar- 

kommen in dieser komplexen Welt der Globalisierung, des 

Klimawandels, der Massenmigration und Diversität. Und als 

ob nicht alles schon erschöpfend und verwirrend genug wäre, 

zeichnen sich unter den Stichworten Digitalisierung und Ro- 

botik längst die nächsten tief greifenden Veränderungen ab.

Moderne, auf Fortschritt basierende Gesellschaften stehen 

vor der permanenten Herausforderung, ihre Normen und 

Konventionen anzupassen, um die komplexer werdende 
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Wirklichkeit verstehbar zu machen. Dabei bieten die politisch, 

ökonomisch, technologisch und kulturell sich vollziehenden 

Transformationsprozesse nicht nur Risiken, sondern auch 

Chancen.

Der überforderte Mensch 
In seinen Untersuchungen zur Entwicklung von Gesellschaf-

ten machte der amerikanische Anthropologe und Historiker 

Joseph A. Tainter deutlich, dass gesellschaftliche Krisen und 

Zusammenbrüche neben organisationalen immer auch in di - 

vidualpsychologische Ursachen haben.8 In einer ständig 

komplexer werdenden Lebenswelt finden die Menschen keine 

stabilen Bewältigungsstrategien mehr, mittels derer sie ihre 

Existenz sinnvoll in die Veränderungen einpassen können. 

Begriffe wie Globalisierung, Migration, Digitalisierung wirken 

gemessen an ihren konkreten Auswirkungen irgendwann nur 

noch wie abstrakte Ungetüme in ebenso abstrakt wirkenden 

Zeitdiagnosen. Mit den im realen Leben von Menschen statt- 

findenden Veränderungen haben sie wenig zu tun. 

Weil viele nur noch mit Mühe Schritt halten können, ihre 

emotionale und narrative Anpassungsfähigkeit an Grenzen 

kommt, entfremden sie sich von der Welt, wenden sich von 

ihr ab und einfachen Erzählungen zu, in denen und durch  

die das eigene Leben irgendwie noch Sinn ergeben und 

einen Rahmen finden kann. Es sind also nicht allein tech-

nologische Veränderungen oder Ressourcenengpässe, die 

gesellschaftliche Krisen auslösen, hinzu kommt die Schwer-

fälligkeit, das eigene Leben und die Gesellschaft anders zu 

denken und dann zu leben als in der bisher gewohnten Kon- 

vention. Je heterogener und fragmentierter sich die Menschen 

wahrnehmen, desto mehr löst sich die kulturelle Verklam-

merung. Das »Wir im Ich« wird porös und macht das gesell-

schaftliche Miteinander schwierig.



24

Erosion der Gesellschaft, 
 postdemokratische Zukunft?

Ist ein bestimmter Grad an gesellschaftlicher Entfremdung 

erreicht, kann eine Krise auch bis zur Auflösung grundle-

gender Strukturen der sozialen Ordnung führen. In den 

Übergangsphasen von den bestehenden hin zu neuen 

Strukturen lösen sich etablierte und bewährte gesellschaft-

liche Deutungen zwangsläufig auf, verlieren herrschende 

Ordnungs- und Regelungsprinzipien ihre Gültigkeit. Die  

Welt verflüssigt sich. Sie befindet sich in einer liminalen 

Periode, wie es der Ethnologe Victor Turner nennt, einem 

Schwellenzustand: Die alte Welt ist nicht mehr und die neue 

ist noch nicht da. Sie ist, so Victor Turner, im Zustand des 

»betwixt and between«.9 Das ist die Diagnose unserer 

heutigen Situation. Und wie wird sie werden, unsere zu-

künftige Ge sellschaft? Wird sie eine bessere sein? Oder  

doch schlechter als die heutige? Denkbar ist prinzipiell 

beides, wobei Konturen einer möglichen neuen Ordnung 

bereits sichtbar werden, die aus meiner Sicht eher Anlass 

bieten für einen gewissen Pessimismus – vor allem im Hin-

blick auf die Basiswerte Demokratie und Rechtsstaatlich- 

keit, sofern man sie als Errun genschaften versteht, die es  

zu bewahren gilt. Denn es mehren sich Hinweise auf eine 

 Entwicklung hin zu einer postdemokratischen und neo-

feudalen Ordnung, in der fundamentale moralische und 

politische Errungenschaften der Neuzeit kaum mehr Gül-

tigkeit beanspruchen können.

Was wir heute in vielfältiger Weise beobachten können, ist 

die Zersetzung der gesellschaftlichen Ordnung durch Mittel 

des Obszönen und des subversiven Humors, das gezielte 

Brechen gesellschaftlicher Konventionen und Regeln des 

Anstands durch fruchtlose Debatten um Fake News oder 

sogenannte alternative Fakten, die Unterhöhlung von wissen-

schaftlichen Befunden und die Infragestellung von Experten-
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wissen. Vorstellungen einer rationalen Gesellschaftsordnung 

verflüssigen und verflüchtigen sich damit tendenziell.

Miriam Meckel hat die Symptome dieser Verflüssigung von 

Werten und Wahrheit einmal so auf den Punkt gebracht:  

»Sie haben die Möglichkeit, sich hinzustellen und zu sagen, 

die Erde ist eine Scheibe.« Wird diese Sichtweise mit wissen-

schaftlichen Belegen widerlegt, heißt es: »dann lügen diese 

Zahlen und Fakten und diese Studien«.10 Argumente dienen 

nicht mehr der Wahrheitsfindung, sondern verkommen zu 

bloßer Rhetorik im Kampf gegnerischer Gruppen: Right or 

wrong – my country!

Erscheinungsformen wie diese gehen zeitlich mit der Ent-

stehung des Internets einher. Die damit verbundenen neuen 

technologischen Möglichkeiten haben einer paradoxen Ent- 

wicklung Vorschub geleistet: Sie ermöglichen freien Zugang 

zu unbegrenzt vielen neuen Informationen und untergra- 

ben zugleich deren Gehalt und Aufklärungswert. Dadurch 

beschleunigen moderne Informations- und Kommunika-

tionsmedien die Kulturerwärmung und den Wechsel der 

Aggregatzustände in der Gesellschaft: Vormals feste Struk- 

turen verflüssigen sich.

Bullshit statt Lüge
Das erreichte schwindelerregende Tempo der Gesellschaft 

provoziert nicht nur Schwindelgefühle bei einem großen Teil 

der Menschen, sie produziert auch reichlich Schwindler un- 

ter ihnen. Wohlgemerkt Schwindler und keine Lügner, denn 

eine Lüge bezieht sich noch auf eine geteilte Vorstellung  

von Wahrheit. Schwindler hingegen, so der Philosoph Harry 

Frankfurt, »bullshiten«, erzählen blanken Unsinn – sei es aus 

Ahnungslosigkeit, sei es aus strategischem Kalkül oder 

beidem.11 Sie fantasieren nach Strich und Faden, und zwar 

mitunter bewusst jenseits einer geltenden Diskursordnung. 

Bullshit setzt sich über die Idee der Wahrheit hinweg und 
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zersetzt damit die herrschende Ordnung. Der Anspruch auf 

»Wahrheit« wird der Durchsetzung von Eigeninteresse un- 

tergeordnet. Die Welt wird eben gemacht, »widdewidde wie 

sie mir gefällt«. Wir kennen das aus der Werbung seit eh und 

je. Mittlerweile hat das Bullshiten auch die Politik erreicht. 

Man kann fast froh sein, wenn gelogen wird: Den Lügner 

kann man noch argumentativ stellen, den Bullshiter nicht.

Ob innen- oder weltpolitisch betrachtet, im Ringen um Auf-

merksamkeit spielen sich diejenigen Figuren an die Spitze, 

die das mediale Spiel virtuos beherrschen und gleichzeitig 

über hinreichende politische oder ökonomische Macht ver- 

fügen, sich Gehör zu verschaffen. In Schwellenzuständen 

nutzen selbst ernannte Leitfiguren die Gunst der von Un-

sicherheit geprägten Stunde, indem sie die Delegitimation 

der alten Ordnung vorantreiben und gleichzeitig der Idee 

einer neuen Ordnung Gestalt geben. 

Die Verkünder der neuen Ordnung pressen so ihre eigenen 

Interessen in Form. Sie bieten sich als Fluchtpunkt für eine 

neue Zukunft an und reizen etwas aus, das man vielleicht  

als eine anthropologische Konstante bezeichnen kann, ein 

menschliches Verlangen, das in liminalen Perioden besonders 

stark hervortritt: die Suche des Einzelnen nach Gemeinschaft. 

In Momenten existenzieller Unsicherheit ist es gerade die 

Gruppe, die dem Einzelnen Halt und neue Resonanzräume 

geben kann. Und hier ist aus meiner Sicht ein zentraler und 

gleichzeitig gefährlicher Kristallisationspunkt: Mit viel Glück 

wirken die neuen Figuren durch neue Erzählungen inte- 

grierend; das heute verbreitete Pech will es aber, dass sie 

unter dem Leitmotiv »wir gegen die anderen« antreten, um 

die Gesellschaft durch Ausgrenzungen zu spalten.
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Alles im Fluss
In liminalen Zeitfenstern ist alles im Fluss, und niemand  

kann wissen, welche Zukunft wir vor uns haben. Sicher ist  

nur eines: Neben der Verteidigung von Wahrheit und den 

Anstrengungen, einen rationalen Diskurs aufrechtzuerhal- 

ten, muss es vor allem um »Wachsamkeit« gehen.12 Wach-

samkeit gegenüber Bullshit und Wachsamkeit gegenüber 

selbst ernannten Helden. Welche Ziele verfolgen die neuen 

Figuren? Es ist höchste Zeit, zu fragen, welchen Wert wir 

unserer alten Ordnung zusprechen und was wir bereit sind, 

für ihren Erhalt zu tun, um nicht irgendwann vollends in  

einer postdemokratischen und neofeudalen Gesellschaft  

zu enden.
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Wenn es wie hier behauptet stimmt, dass wir in einem limina- 

len Zeitalter des Dazwischens, einer Periode des »betwixt 

and between« leben, die alte Welt nicht mehr und die neue 

noch nicht da ist, dann gilt es, sich auf die Suche zu machen 

nach möglichen Gründen dafür oder wenigstens einige Fa- 

cetten dieser Schwelle und der damit verbundenen Schwin- 

delgefühle genauer zu beleuchten.

Reich mir mal den Rettich rüber
Der Musiker und Kabarettist Rainald Grebe besingt in seinem 

Song »Dreißigjährige Pärchen« den Verlauf eines abend-

lichen Sushi-Essens: Klaus, Beate, Uschi und Dirk, zwei Paare 

aus Berlin-Mitte, unterhalten sich über so allerlei – die Größe 

von Pfeffermühlen, Reiseziele, über die Liebe. Der Refrain 

»Reich mir mal den Rettich rüber« leitet vom einen Ge-

sprächsthema zum anderen.13

Grebe porträtiert in diesem Lied sehr geschickt, was Zeit-

diagnostiker als »Singularisierung« oder »Pluralisierung« 

2. Fluide 
Identitäten 
und das  
neue Ich
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bezeichnen und damit nicht nur den vordergründigen Um-

stand meinen, dass in unserer Welt irgendwie alles bunter 

geworden ist, wir eine im historischen Vergleich größere Viel- 

falt in der Bevölkerung vorfinden oder eine Pluralität von 

Meinungen vorherrscht. Dies sind eher aus einem gesell-

schaftlichen Veränderungsprozess herausragende Erschei-

nungsformen denn Ursachen von Singularisierung, so 

jedenfalls der deutsche Soziologe Andreas Reckwitz wie  

auch die österreichische Philosophin Isolde Charim.14 Als 

Ursache für eine singuläre Gesellschaft machen beide 

Autoren eine gesellschaftliche Neukonfiguration seit dem 

letzten Drittel des 20. Jahrhunderts aus, die sie als ein-

schneidend betrachten. Um was geht es dabei?

Das Industriezeitalter brachte in der zweiten Hälfte des  

20. Jahrhunderts eine auf Konformität ausgerichtete  

Massenkultur hervor. Ob im Konsum, in der Arbeitswelt, in 

Partnerschaften, der Sexualität oder im Politischen, die 

Lebensentwürfe, die Lebensweisen und die Weltbilder der 

Menschen waren – jedenfalls im Vergleich zur sogenannten 

Spätmoderne – relativ homogen.15 Die Welt war, wenn man  

so will, gut sortiert. Es gab eine Normalität, und die Bewert-

ungsmaßstäbe für diese Normalität (also gesellschaftliche 

Normen) waren eher eindeutig als uneindeutig. Natürlich 

bleibe »die Einheitlichkeit der Gesellschaft … immer bis zu 

einem gewissen Grad eine Fiktion – eine Fiktion, die durch 

massive politische Eingriffe immer wieder hergestellt werden 

musste«. Aber »es war eine funktionierende Fiktion«, schreibt 

Charim.16 Gesellschaftliche Einheit bedarf eines gewissen Ma- 

ßes an Homogenität, nicht aber vollständiger Einheitlichkeit.

In den letzten rund 30 Jahren ist das, was normal ist, unein-

deutig, ja ambivalent geworden. Dies hat nicht nur mit neuen 

Wahlmöglichkeiten in einer »Multioptionsgesellschaft« 17 zu 

tun, sondern mit einer (neuen) Individualisierung in allen mög- 

lichen Lebensbereichen, bei der es nicht mehr um Konformi-
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tät, sondern um ein Besonders-Sein, um das singuläre Ich 

geht. Dieses »neue Ich«, wie ich es nennen will, findet in viel- 

fältiger Weise seinen Ausdruck – und nicht nur das, Aus-

drucksformen und Lebensweisen (in der sozialwissenschaft-

lichen Theorie spricht man auch von sozialer Praxis) fabrizie- 

ren dieses neue Ich sogar.

Früher trank man Filterkaffee (meine Oma nannte es immer 

Bohnenkaffee) der Sorten Dallmayr Prodomo, Jacobs Krö-

nung oder die Feine Milde von Tchibo. Heute kauft man ganze 

Bohnen (für den eigenen Kaffeeautomaten natürlich) beim 

Barista seines Vertrauens, der Kaffee wie teuren Whiskey 

oder Wein zelebriert. Hin und wieder kommt sogar der Klein- 

bauer Pedro aus Costa Rica vorbei und informiert auf einer 

Europa-Tournee über seine nachhaltigen Anbaumethoden 

und die Qualität des Kaffees. Das schafft Kundenbindung.

Ohnehin, besonders beim Genuss von Lebensmitteln will man 

heute einzigartig sein. Man ist, was man isst. Sushi beispiels-

weise als (immer noch) etwas Besonderes, was die Eltern 

einfach nicht verstehen wollen: »Roher Fisch auf kaltem Reis 

mit Algen tun die doch in den Müll«, krakeelt Rainald Grebe 

dazu ins Mikrofon. Es kann auch mal ein (Gemüse-)Döner 

sein, dann aber natürlich von »Mustafa« in Berlin-Kreuzberg 

am Mehringdamm – lange Schlange garantiert, ein Astra als 

Wegbier in der Hand. 

Reiseziele, ein anderes Beispiel, schreibt Andreas Reckwitz, 

»können sich nicht länger damit begnügen, einförmige 

Urlaubsziele des Massentourismus zu sein. Es ist vielmehr  

die Einzigartigkeit des Ortes, die besondere Stadt mit 

authentischer Atmosphäre, die exzeptionelle Landschaft, die 

besondere lokale Alltagskultur, denen nun das Interesse des 

touristischen Blicks gilt.« 18 Besagter Dirk sieht das auch so: 

»Asien ist nicht mehr mein Fall, Asien – ist total überlaufen«, 

singt Grebe.
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Katalogmöbel sind uncool, stattdessen lieber die Vitrine aus 

dem 19. Jahrhundert, am besten noch eigenhändig restau- 

riert. »IKEA kommt mir nicht ins Haus. Bis auf den Tisch da, 

der ist von IKEA. Der sieht aber nicht nach IKEA aus«, heißt  

es in Grebes Song weiter.

Das neue Ich
Dies sind nur einige Beispiele, die auf einen neuen Typus von 

Mensch im 21. Jahrhundert hindeuten. Doch nicht nur in Kon- 

sumpraktiken drückt sich das neue Ich aus und bildet sich 

heraus. Entsprechende Praktiken finden sich auch in anderen, 

ja im Grunde in allen Lebenskontexten: im Bereich der Arbeit 

(cooler Start-up-Gründer statt Investmentbanker, Tischler statt 

Ingenieur, trotz erfolgreich verlaufener Karriere sich noch ein- 

mal völlig neu erfinden), in partnerschaftlichen Beziehungen 

(offen und experimentell statt öde Ehe, auch mal ganz anders: 

Single aus Berufung) oder im Bereich der Sexualität (»nichts 

muss, alles kann«). All diese Formen von Lebenspraxis sind 

stark expressiv, und es ist wichtig, darüber mit anderen zu 

kommunizieren.

Es mag paradox erscheinen, aber obwohl das neue Ich seine 

Identität aktiv sucht, gestaltet und in den Lebensmittelpunkt 

stellt, weist es eine vergleichsweise geringe Identität 19 auf, 

und zwar nach innen wie nach außen.

Eine Identität wird im Rahmen der neuen Individualisierung 

nicht einfach angenommen. Sie wird vielmehr in einem ste- 

tigen Prozess erarbeitet, in einer Auseinandersetzung mit 

sich selbst und in der Interaktion mit anderen. Dies ist, wie 

gesagt, kein einmaliger Vorgang nach dem Motto: Ich ent-

scheide mich für eine Ausbildung als Bankkaufmann bei der 

Deutschen Bank, und dort arbeite ich dann bis zur Pensio- 

nierung; oder ich wähle mit 18 Jahren die CDU, und dabei 

bleibe ich ein Leben lang. Das ist die alte Welt. 
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In Anlehnung an das erste Kapitel kann man auch sagen, 

dass die Identität des neuen Ichs fluide ist, jedenfalls einen 

anderen Aggregatzustand aufweist, als dies in früheren Zei- 

ten der Fall war. Daraus resultiert zum einen eine geringere 

Verlässlichkeit und Erwartungssicherheit über das Verhalten 

der Menschen. (Womöglich erklärt dies auch, weshalb  

Wahl- und Abstimmungsprognosen, wie bei den letzten 

amerikanischen Präsidentschaftswahlen oder bei der Brexit-

Abstimmung 2016, inzwischen so danebenliegen können.) 

Zum anderen bedeutet die Herausbildung einer Identität des 

neuen singulären Ichs harte Arbeit, denn es handelt sich da- 

bei um einen nie abgeschlossenen Entwicklungsprozess. 

Dies kann in der Wahrnehmung ebenso befreiend wie über-

fordernd und angstbehaftet wirken; es ist von Mensch zu 

Mensch unterschiedlich oder auch beim Einzelnen mal so  

und mal so. Fertig ist das singuläre Ich allein schon deshalb 

nie, weil sich das Einzigartige ja in Differenz zu anderen 

manifestiert. Ein Tattoo ist inzwischen uncool, denn das hat 

heute jeder. Man wird daher neue Distinktionsmerkmale fin- 

den müssen – wieder und immer wieder. Die Selbstverortung 

des neuen Ichs ist schwindelerregend.

Zurück zu Klaus, Beate, Uschi und Dirk, den zwei Pärchen  

aus Berlin-Mitte: Ob es sich um Urlaubsreisen, den Genuss 

von Lebensmitteln oder um Möbel handelt, es geht in der 

über sie erzählten Geschichte nicht um Distinktionsbe-

mühungen eines bestimmten sozialen Milieus oder um-

gekehrt um Identifikation mit einem ausgewählten Milieu,  

zu dem man gerne gehören möchte. Es geht darum, ein 

Einzigartiger zu sein. Natürlich ist das eine Fiktion, wie uns 

Rainald Grebe spitzzüngig vorführt, denn Klaus, Beate,  

Uschi und Dirk gibt es millionenfach oder, um es mit einer 

Zeile aus einem andern Grebe-Song zu sagen: »Die Men- 

schen sehen alle gleich aus, irgendwie individuell.« Auch  

der Sushi-Abend ist im Grunde konventionell und mit 

konservativen Haltungen heftig durchsetzt: »Reich mir mal 
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den Rettich rüber.« Das neue Ich ist aber eine Fiktion, die für 

die Subjekte funktioniert.

Klaus, Beate, Uschi und Dirk essen übrigens schon lange kein 

Sushi mehr. Grebes Song stammt aus dem Album Volksmusik 

aus dem Jahr 2007. Inzwischen haben die vier neue Distink- 

tionen gefunden: Klaus und Dirk wurden ein homosexuelles 

Paar, Beate gründete ein Start-up und Uschi wird dieses Jahr 

den Kilimandscharo besteigen. Erst mal. Dann kommt wieder 

etwas Neues. Wieder und immer wieder. 

Alte Institutionen, neues Ich
Das neue Ich ist nicht nur für das Leben des Einzelnen re- 

levant, es führt auch zu durchaus massiven gesellschaftlichen 

Veränderungen, die heute schon zu beobachten sind. 

Die Zeit der Aufklärung und die damit verbundene Emanzi- 

pation von traditionellen Autoritäten, wie feudalen Herr-

schaftssystemen oder der Kirche, kann als die Epoche der 

Erfindung des Individuums verstanden werden. Wenn wir 

heute oft negativ konnotiert von einer individualisierten 

Gesellschaft sprechen, so sollte im Lichte dieser Entwicklung 

nicht vergessen werden, welche liberale und freiheitliche 

Kraft damit verbunden war, von der wir auch heute noch als 

freie Menschen profitieren. (Richtig verstandene) Freiheit ist 

ein hohes, vielleicht das höchste Gut. 

Wesentlicher für die Argumentation hier scheint, dass sich in 

der Moderne (im Anschluss an die Aufklärung) neue oder mo- 

difizierte Institutionen herausgebildet haben. Dies war nötig, 

um die neue Gesellschaft zu koordinieren, die nicht nur ihre 

Orientierung an traditionellen Herrschaftsregimen verloren 

hatte (und verlieren wollte), sondern sich auch von kleinen 

Gemeinschaften hin zur anonymen Großgesellschaft ent-

wickelte. Und es ging auch darum, mit den neuen Institutio- 

nen so etwas wie einen »Bürgersinn« zu schaffen, der ja  
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nicht vom Himmel fällt, sondern erlernt und entwickelt werden 

muss. Die Herausbildung eines Parteiensystems, die Entwick- 

lung des modernen Rechtswesens sind ebenso Beispiele für 

neue institutionelle Arrangements wie die Entwicklung von 

Medien, die Gründung von Gewerkschaften oder die Mo- 

dernisierung der Wissenschaften und des Bildungswesens. 

Isolde Charim sieht nun im Übergang vom klassischen  

Subjekt zum neuen Ich einschneidende Veränderungen,  

die das soziale Gefüge der Gesellschaft geprägt haben  

und verstärkt prägen werden.20 Da es dem neuen Ich 

immanent ist, sich als singulär zu verstehen, ist per se die 

Zugehörigkeit zu Großgruppen wie politischen Parteien, 

Religionsgemeinschaften, Gewerkschaften, Verbänden,  

Nichtregierungsorganisationen für die Subjekte kaum  

mehr interessant oder wird maximal nur noch temporär 

gepflegt. Hinzu kommt, dass das neue Ich sich erleben  

und bestätigen will, verändern will es sich nicht: »Im Zeit- 

alter der Authentizität«, schreibt Charim dem kanadischen 

Philosophen Charles Taylor folgend, »gehe es nicht nur 

darum, einen eigenen Weg zu wählen – eine eigene Kirche, 

eine eigene Partei oder sonst eine eigene Gruppierung –, 

sondern darum, dass diese ›mich ansprechen‹ muss … als  

der, der ich bin.« 21 Und schließlich, noch einen Schritt weiter: 

Gesellschaftliche Institutionen, die das Subjekt verändern 

wollen, werden vom neuen Ich nicht nur auf Abstand ge-

halten, sondern auch aufgrund ihrer moralbildenden Ab- 

sichten skeptisch betrachtet und kritisiert. Dies passt dazu, 

dass sich die Identität des neuen Ichs weniger aus Gemein-

samem als aus Unterschieden speist. 
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Neukonfiguration der 
 Gesellschaft 

Diese hier nur angedeutete Perspektive wirft ein Licht auf  

die Neukonfiguration der Gesellschaft. Sie vermag zum Bei- 

spiel den Abstieg der großen Volksparteien (siehe dazu das 

folgende Kapitel), den massiven Mitgliederschwund bei  

Gewerkschaften, Kirchen und ähnlichen Großgruppen er-

klären. 

Ähnlich verhält es sich mit der Skepsis des neuen Ichs gegen-

über anderen traditionellen Institutionen wie Medien, die als 

erzieherisch (»Haltungsjournalismus«) und tendenziell »links-

grün versifft« wahrgenommen und beschrieben werden. Das 

betrifft wenigstens den »Mainstream«, wie es immer wieder 

heißt. Von einem »Mainstream« freilich kann man sich als 

singuläres Ich ganz und gar nicht repräsentiert fühlen, wes-

halb er schon aus diesem Grund abgelehnt und den Medien 

die Glaubwürdigkeit abgesprochen wird. 

Überhaupt, man will sich nichts vorschreiben lassen. Verbote 

jedweder Art mag das neue Ich nicht, besonders keine Rede- 

verbote, denn sie laufen seiner expressiven Haltung entge-

gen. Auf political correctness pfeift man daher – »man wird 

doch wohl noch sagen dürfen«. Ebenso wenig mag man mo- 

ralische Argumente, denn diese kommen von Gutmenschen, 

Weltverbesserern und Moralisten – übrigens allesamt zyni- 

sche Abgrenzungsbegriffe von im Grunde positiv konnotierten 

Wortbedeutungen.

Was mit diesen Beispielen hier nur angedeutet werden soll: 

Ich meine, unsere gesellschaftlichen Diskurse sind nicht nur 

stark ideologisch (das waren und sind sie immer), sondern 

zudem hochgradig emotional und expressiv, worauf ich im 

anschließenden Kapitel näher eingehen werde. Gesellschaft-

liche Institutionen können dauerhaft nur Bestand haben, 
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wenn sie die nötige Legitimation besitzen, also von den 

Menschen getragen werden. Sie werden jedoch, so meine 

Einschätzung, von immer weniger Menschen als legitim 

betrachtet. 

Ich würde im Moment nicht davon sprechen wollen, dass die 

tragenden Institutionen unserer Gesellschaft massiv ero- 

dieren oder gar kurz vor dem Kollaps stehen. Was man aber 

sicherlich beobachten kann, ist ein Ringen um gesellschaft-

liche Veränderungen. Ginge ein solches Ringen mit dem 

Austausch von Argumenten einher, wäre es ein Geben und 

Nehmen von Gründen, so könnte man von einem sehr be-

grüßenswerten demokratischen Prozess sprechen. Doch 

genau das muss bezweifelt werden, und zwar besonders  

aus den zwei Gründen, dass sich die Identität des neuen  

Ichs aus Unterscheidungen gegenüber anderen speist und 

dass Emotionen sowie Affekte einem vernünftigen Diskurs  

im Wege stehen und nur schwer ausgeräumt werden kön- 

nen. Beides soll im Folgenden genauer betrachtet werden.
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Es ist in den letzten Jahren oft die Rede davon, dass sich 

Menschen »abgehängt« fühlten in unserer Gesellschaft. Dass 

dieses Gefühl in Teilen der Gesellschaft tatsächlich verbrei- 

tet ist (siehe dazu auch Teil II), dürfte allerdings weniger in 

aussichtslosen ökonomischen Situationen von Menschen 

begründet sein. Vielmehr scheint dies auf Gründe zurückzu-

gehen, die kultureller Natur sind. Um es deutlich zu sagen:  

Es gibt sie weiterhin, eine Unterschicht, in der Menschen  

den Eurocent oder Rappen dreimal umdrehen müssen und 

dennoch kaum über die Runden kommen. Für die Mittel-

schicht trifft dies nicht zu. Doch genau von dort gehen aktuell 

die größten Spannungen in unserer Gesellschaft aus, weil 

Teile davon in dem starken Empfinden leben, dass sie keinen 

gesellschaftlichen Anschluss mehr haben, ihre Anliegen keine 

Berücksichtigung finden.

Und deshalb entsteht, im Grunde folgerichtig, eine Parallel-

gesellschaft (oder wenigstens eine Parallelgemeinschaft), die 

sich als eigentliche und richtige Gesellschaft begreift und im 

Austausch mit Gleichgesinnten zum Wahrhaftigen wird. Man 

fühlt sich dort angesprochen »als der, der man ist«, um das 

Zitat von Isolde Charim hier noch einmal aufzugreifen. Es  

ist nicht die formalisierte Großgruppe (wie eine Partei zum 

Beispiel), in der man eine Art Heimat findet, sondern es sind 

3. Die Ge-
sellschaft  
als Flashmob
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lose Gruppen und Foren, die das Interesse wecken. Dort mit 

anderen zu reden oder zu twittern, die die Dinge ebenso se- 

hen wie man selbst, das schafft Identität. 

Wir/ihr, wir/die
Verstärkt wird dieser identitätsstiftende Mechanismus durch 

eine »Wir/ihr-Konstellation«, bevorzugt in der Fassung »ihr da 

oben« und »wir hier unten«. »Oben« und »unten« sind Chiffren 

für entsprechend wahrgenommene Machtkonstellationen in 

einer Gesellschaft, in der es eben Mächtige gibt, die über die 

Ohnmächtigen herrschen. 

Ausrufe wie »Wir sind das Volk« (und eben »die da oben«)  

bei den Leipziger Montagsdemon stra tio nen 1989 und die 

friedliche Revolution in der DDR insgesamt drückten etwas 

Ähnliches aus. Die erhobenen Forderungen zielten aber über 

den Tatbestand einer Machtasymmetrie zusätzlich und in 

starkem Maße auf normativ begründete Veränderungen,  

die in diesem Fall demokratischer Natur waren, weil sie sich 

bezogen auf »das Volk« als Souverän. Mit »die da oben« sind 

Vertreter der klassischen gesellschaftlichen Eliten gemeint, 

die als besonders mächtig betrachtet werden: Die Spitzen-

politiker und Topmanager, Journalisten, Wissenschaftler und 

Intellektuellen oder auch hochrangigen Vertreter der Kirchen 

sind es, die die Geschicke der Gesellschaft maßgeblich prä- 

gen und die wirkmächtig sind, dabei ihrerseits, so die Sicht, 

von Privilegien profitieren, die die Strukturen der Gesellschaft 

hervorbringen.

Das »Ihr-da-oben-Schema« greift aber nicht nur im Hinblick 

auf eine gesellschaftliche Elite. So richtet sich das berechtigte 

Eintreten für die Gleichberechtigung von Frauen nicht nur 

gegen die Spitzen in Politik, Wirtschaft oder Kirchen, sondern 

grundsätzlich gegen (über)privilegierte Akteure in jedweden 

sozialen Kontexten, besonders »den alten weißen Mann«.  

Die Demarkationslinie zwischen wir und ihr verläuft hier in 
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der Mitte der Gesellschaft, doch die Logik ist die gleiche: Es 

geht um Macht und Privilegien, die es abzuschaffen gilt.

»Wir/ihr-Unterscheidungen« sind in der Politik ebenso be-

deutsam wie im Gesellschaftspolitischen, also in der tagtäg-

lichen Auseinandersetzung um die Gestaltung unserer Ge- 

sellschaft. »Politik ohne Grenzen und Gegner funktioniert 

nicht«, sagt die belgische Politologin Chantal Mouffe (siehe 

dazu Kapitel 4).22 Auf dem Boden demokratischer Prinzipien 

und eines vernünftigen Diskurses ist dagegen nicht nur  

nichts einzuwenden, es ist sogar gesellschaftlich erwünscht, 

un terschiedliche Positionen zu markieren und über diese zu 

streiten. Dieser Boden wird jedoch dann verlassen, wenn 

Unterscheidungen über rassistische, ethnische, völkische, 

biologische oder irgendwelche schrägen Ideologien gemacht 

und dadurch Menschen in erste und zweite Klasse gruppiert 

werden. Genau dann wird einer Gruppe von Menschen die 

Würde abgesprochen und sich von einem zentralen demo-

kratischen Prinzip verabschiedet. Und damit zusammenhän-

gend verwandelt sich die demokratische Unterscheidung 

eines »wir/ihr« in ein außerdemokratisches »wir/die« – und 

»die«, die Menschen »zweiter Klasse«, sind nicht Teil des 

Diskurses. Dass spätestens seit den Flüchtlingsströmen der 

vergangenen Jahre eine solch menschenverachtende Rhe-

torik auch im deutschsprachigen Raum (wieder) um sich 

greift, ist politisch eine schwere Hypothek. 

Vielleicht drückt sich diese Verschiebung im Diskurs be-

sonders gut aus in dem Slogan »Wir sind das Volk«, der ja 

eigentlich sinnbildlich für die friedliche Revolution in der  

DDR und die Wiedervereinigung Deutschlands steht. Heute 

jedoch wird er bei Pegida-Versammlungen zusammen mit 

ausländerfeindlichen Parolen skandiert, also pervertiert zu: 

»Wir sind das Volk« – und »die« (Ausländer) gehören nicht 

dazu, hier ist das »legitime Volk«, dort sind die anderen. 

Dahinter stehen nicht Aufklärung und demokratischer Ver-
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änderungswille, sondern völkisches Denken und völkischer 

Populismus. 

Emotionen und der politische 
Flashmob

Es gilt ganz klar, solche und vergleichbare Tendenzen nor- 

mativ zu bewerten und eindeutig festzustellen, dass diese  

Art der Rhetorik außerhalb demokratischer Prinzipien liegt. 

Dieser Standardreflex der Verteidiger der Demokratie ist in 

der Tat wichtig! Man sollte jedoch nicht meinen, dass sich  

die entsprechenden Probleme erübrigen werden, indem man 

durch einen Ordnungsruf rationale Diskurse auf dem Boden 

demokratischer Ideen einfordert. Die Probleme liegen deut-

lich tiefer. Sie sind mit etwas verbunden, wozu es aktuell nur 

vereinzelte Diskussionen und eher unsystematische Fest-

stellungen gibt, sie sind verbunden mit Emotionen, genauer 

dem Ausdruck und Erleben von Emotionen.

Unsere soziale Welt besteht nicht nur aus rationalen Argu-

menten und mehr oder weniger konsistenten Geschichten. 

»Response-Räume« 23, also Arenen, in denen Menschen sich 

über Sprache in vernünftigen Diskursen verständigen, sind 

nur ein Teil unserer gesellschaftlichen Praxis. Unter der Be- 

zeichnung »Affekttheorie« wird eben die Bedeutung von Emo- 

tionen in der Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen Fragen 

(also nicht nur im Privaten) untersucht. Ein Augenmerk lag 

und liegt hierbei auf dem Zusammenhang von Emotionen und 

Ideologien. So wurde von dem Mitbegründer der Affekttheorie, 

dem amerikanischen Psychologen Silvan S. Tomkins, zum 

Beispiel die Frage erörtert, wie Sozialisierungsprozesse und 

die damit verbundene Aneignung von Emotionen in Ideologien 

münden können.24 Neuere Forschungen rücken inzwischen 

die Bedeutung von emotionalen Erfahrungen und emotiona- 

len Ausdrucksformen ins Zentrum des Interesses,25 was sie in 

eine Verbindung bringt mit den Überlegungen zum neuen Ich. 

Denn das neue Ich will sich ja, wie wir gesehen haben, beson- 
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ders in emotionaler Hinsicht selbst erleben und zielt stets 

darauf ab, jemand Besonderes zu sein. Und dieses »Beson- 

derssein« findet Ausdruck und wird fabriziert über expressive 

Handlungsweisen in allen möglichen Lebensbereichen. 

Von wem und wie kann sich dieses singuläre Ich gesell - 

schaft spolitisch noch angesprochen fühlen? Von wem? 

Sicherlich nicht von einer Partei, vielleicht sogar nicht ein- 

mal einer NGO als institutionalisierten Großgruppen. Wie? 

Tendenziell nicht von Angeboten, die hauptsächlich auf 

rationalen Diskurs setzen und damit Ausdruck des alten 

Establishments, der alten Ordnung sind, die kritisch ge - 

sehen wird. Außerdem bietet Vernunft für das neue Ich  

nicht genügend Ausdrucksformen, rational-logisch taugt  

eben nicht zur gewollt-emotio nalen Expression.26 

Von wem und wie also kann sich das singuläre Ich gesell- 

schaftspolitisch noch angesprochen fühlen? 

Wohl eher von flüchtigen, flüssigen Gruppierungen, bei de- 

nen das neue Ich eine temporäre Heimat findet. Auch von 

Events, auf denen es sich mit Gleichgesinnten vorüberge-

hend, in nur schwach formalisierten Strukturen, trifft und die 

nicht der Schaffung einer Gruppenidentität dienen, sondern 

vielmehr eine perfekte Möglichkeit zur Abgrenzung von an- 

deren bieten. Das neue Ich zieht seine Identität tendenziell 

aus Unterschieden denn aus Gemeinsamkeiten. Zudem  

tragen – und das ist wichtig – diese Events zu einem emo- 

tionalen Erleben, zum Erleben von Emotionen bei. Und 

Emotionen haben »eine besondere Funktion, einen außer-

ordentlichen Stellenwert. Zunehmend losgelöst von ihren 

bisherigen Kanalisierungen, sind sie zu dem Medium des 

pluralisierten Subjekts geworden: In den Emotionen realisiert 

man sich als tatsächlich Einzelner.« 27 Um welche Art des 

emotionalen Erlebnisses es sich dabei handelt, Freude, Auf- 

regung, Wut oder Angst, so könnte man überspitzt formulieren, 
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ist nahezu gleichgültig. Schreihälse und Demagogen befrie-

digen die Bedürfnisse des neuen Ichs in dieser Hinsicht im 

Übrigen in vorzüglicher Weise.

Es gibt keine einfachen Antworten auf die Frage, warum wir 

derzeit einen zunehmenden Populismus, starke Ideologien, 

eine Verweigerung gegenüber rationalen Diskursen und die 

Infragestellung von demokratischen Prinzipien haben. Ein Teil 

der Erklärung liegt aber eben darin, dass die traditionellen 

Arenen und Foren demokratischer Partizipation das neue Ich 

eben nicht mehr ansprechen und sich das neue Ich emotional 

im politischen Flashmob erlebt.28

Emotionale Erfahrungen statt konkretes Handeln, ein gutes 

Gefühl als Anhaltspunkt für Gerechtigkeit, gute Taten oder 

auch das moralisch Richtige zu tun, wird irrelevant. Diese 

Besorgnis äußerte Hua Hsu im New Yorker in Anlehnung an 

die Kultur- und Affekttheoretikerin Lauren Berlant: »We’d 

replaced tangible action with affective experience. ›What 

does it mean for … social transformation … when feeling  

good becomes evidence of justice’s triumph?‹ Somewhere 

along the way, doing good had come to seem irrelevant – or 

maybe just felt impossible.« 29 

Das »neue Politische« für das neue Ich klingt gruselig.

Neue Formen gesellschaftlicher 
Teilhabe dringend gesucht

Ein Leichtes ist es nun, sich über neue Bewegungen dieser 

Art lustig zu machen. Der ehemalige Bundespräsident Joachim 

Gauck beispielsweise fand die »Occupy Wall Street«-Bewe-

gung »unsäglich albern«. Und Christian Lindner rief der 

»Generation Greta« zu: »Klimaschutz ist was für Profis«, und 

man möge doch jetzt bitte mal wieder die Schulbank drücken. 

Oder man kann dem »rechten Pack«, wie Sigmar Gabriel 2016, 

den Mittelfinger gepflegt vor die Nase halten. Positive Re- 
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sonanz oder gar Lösungen für gesellschaftspolitische Span- 

nungen sollte man sich davon nicht erhoffen.

Genauso wenig hilft es, die neuen Formen des Ausdrucks als 

postpolitische Wellnesskuren von emotionsbedürftigen Men- 

schen zu belächeln. Abgesehen davon, dass es sich dabei um 

durchaus berechtigte Anliegen handeln kann, die eben in 

neuen politischen Formen artikuliert werden (wofür die Ka- 

pitalismuskritik der »Occupy«-Bewegung oder Forderungen 

nach Maßnahmen gegen den Klimawandel gute Beispiele 

sind), birgt ein »vagabundierendes Emotionspotenzial« 30,  

das über traditionelle Formen des Politischen nicht mehr 

kanalisiert werden kann, eine gewisse Explosionskraft. Dies 

gilt gerade für Entwicklungen im rechten Milieu. Das macht 

uns Angst, und es sollte uns auch Angst machen.

Was also ist zu tun? Es muss aus meiner Sicht mittel- und 

langfristig in der Tat darum gehen, die (emotionalen) Bedürf-

nislagen von Menschen politisch aufzufangen, will man 

populistischen Tendenzen entgegenwirken: also vom »Emo- 

tionsraum« 31, wie Charim es nennt, in den Resonanzraum 

(hier besonders Begegnungen mit »Nicht-Gleichgesinnten«) 

und weiter in den Response-Raum im Sinne einer dialogi- 

schen Verständigung des Gebens und Nehmens von (guten) 

Gründen.32 Dafür bedarf es jedoch neuer Mittel und neuer 

Formen der gesellschaftlichen Teilhabe. Isolde Charim bringt 

dazu das Beispiel von Bürgerversammlungen im Vorfeld der 

Präsidentschaftswahlen in Frankreich im Jahr 2017, bei denen 

es nicht darum ging, »der Rede eines Tribuns zu folgen«, 

sondern »darum, die Leute zu Wort kommen zu lassen«.33 

Auch wenn dies in die richtige Richtung weist, überzeugt 

mich dieser Vorschlag nur mäßig. Ich denke, man könnte hier 

etwas mehr Fantasie entwickeln.

Das neue Ich tummelt sich, wie beschrieben, nicht nur im 

gesellschaftspolitischen Bereich, sondern versucht, seine 
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spezifischen emotionalen Anliegen auch in einer Vielzahl 

anderer Lebenskontexte einzulösen. Es könnte zur Aus-

gestaltung neuer Formen der Teilhabe für die Politik loh-

nenswert sein, sich inspirieren zu lassen davon, wie andere 

Akteure attraktive Arenen und Foren für das neue Ich schaffen 

und wie die dahinterstehende Logik funktioniert, um dann 

eigene – dem Politischen angemessene – Formate und Events 

zu entwickeln. 

Unternehmen beispielsweise sind geübte Geschichtener-

zähler, die ihren Produkten und Dienstleistungen hochpro- 

fessionell Bedeutungen (jenseits des Gebrauchswerts) 

anheften. Sie organisieren communities um ihre Marken 

herum, um so ihre Kunden anzusprechen und diese zu 

binden. Medien, ein anderes Beispiel, haben in den letzten 

Jahren in diesem Sinne ebenso Kompetenz entwickelt und 

sind zudem inzwischen recht erfahren bei der Organisation 

von Events. Welche Formate und welche Art von Events 

verfangen bei den Leserinnen und Lesern wie und warum? 

Ein dem Politischen sehr naheliegendes Beispiel, auf das ich 

in Kapitel 15 eingehen werde, ist die Initiative »Deutschland 

spricht«, bei der Menschen unterschiedlicher politischer Auf- 

fassungen für ein Zwiegespräch zusammengebracht werden, 

um über gesellschaftspolitische Fragen zu diskutieren. 

Was auch immer künftige Antworten auf die hier aufge-

worfenen Fragen sein mögen, wir werden diese nur mit Mut 

und Fantasie für Neues finden können. Und dies bedeutet 

auch, das Politische (ohne Populismus) populär zu machen, 

denn nur so können wieder Resonanzräume und im Idealfall 

Response-Räume entstehen, die einer demokratischen 

Gesellschaft zuträglich sind. Ein Patentrezept gibt es dafür 

nicht. Zu Mut und Fantasie gehören soziale Experimente. 
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1989 endete eine Geschichte. Mit dem Ende des Sozialismus 

in der sogenannten zweiten Welt wurde ein Gesellschafts-

system besiegt, das den westlichen Gesellschaften des Kapi - 

talismus bis dahin gegenüberstand. Die erste Welt hatte ge- 

wonnen, wie konnte es auch anders sein. Das Ende der 

Geschichte, von dem hier die Rede ist, meint nicht den Ver - 

fall der Institutionen des damaligen Ostblocks und die  

schrittweise Überführung osteuropäischer Länder in eine 

kapitalistische Wirtschaftsweise. Das Ende der Geschichte  

ist vielmehr das Ende einer Erzählung, eines Narrativs,  

das den Kapitalismus selbst betrifft und uns nun, 30 Jahre 

später, einholt.

Die verlorene Geschichte
Die Welt war klar sortiert. Der »gute« Westen hier, der »böse« 

Osten dort. Und in diesem Gegenüber ging es um ein Kräfte-

messen: beim Wettrüsten, bei den Flügen ins All, bei den 

Olympischen Spielen, in jedem zweiten James-Bond-Film. Es 

ist der Stoff, aus dem Geschichten gemacht werden, nicht nur 

in der Literatur oder im Film. Geschichten, die mit wenigen 

einfachen Zutaten auskommen: Die Unterscheidung in »wir« 

und »ihr« – oder besser in »wir« und »die anderen« – ist 

4. Helden-
geschichten in 
der politi schen 
Gemengelage
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wichtig. Dann braucht es Helden (mit Superkräften) und – auch 

ganz wichtig – Gegenspieler, ebenfalls mit Superkräften, da- 

mit der Wettbewerb nicht zu einfach wird. Sie markieren eine 

Differenz zum »Wir« und sind dadurch identitätsstiftend. Es 

fehlt für eine gute Story jetzt nur noch ein Set von Ereignissen, 

in Erzähltheorien spricht man auch von »Sujets« (Lotman), 

also gewissermaßen eine Szene, in der die Protagonisten  

ihre Kräfte messen können. Zum Beispiel baut »der Osten« 

eine Mauer oder Martina Navrátilová spielt gegen Chris 

Evert-Lloyd im Endspiel von Wimbledon. 

Die Mauer gibt es nicht mehr. Navrátilová und (inzwischen  

nur noch) Evert sind seit vielen Jahren gute Freundinnen.  

Der Kon trahent ist tot. Die Geschichte ist »sujetlos« ge-

worden und kann keine narrative Dynamik mehr entfalten. 

Welche Art von Geschichten gibt es nun zu erzählen? 

Dem Kapitalismus ist durch das Ende des Sozialismus ein 

wichtiges Narrativ und damit auch ein Stück weit ein Kor- 

rektiv der eigenen Idee abhandengekommen, nämlich die 

Frage von gesellschaftlicher Gerechtigkeit als einen ihm 

inhärenten Bestandteil zu betrachten. Der Kuchen sollte  

über »schöpferische Zerstörungen« (Schumpeter) größer 

gebacken werden: Wohlstand für alle (siehe dazu auch Ka- 

pitel 10). Schön und gut, aber wenigstens in Europa immer 

auch mit Blick auf Verteilungs- und Partizipationschancen,  

so las sich Kapitalismus als »soziale Marktwirtschaft«. 

Wer ist die SPD?
Es gibt eine zweite Geschichte, die mit der ersten in einem 

Zusammenhang steht und einen weiteren politischen Ein-

schnitt markiert. Vor der Regierungszeit von Gerhard Schröder 

und Tony Blair waren auch innenpolitische Fragen nach dem 

genannten Muster von Gegenspielern sortiert. Es gab die 

wirtschaftsliberal Konservativen auf der einen Seite, für die 

»Freiheit« das höchste Gut war, für das sie eintraten. Auf der 
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anderen Seite saßen Sozialdemokraten, die (stets gewerk-

schaftsnah) für das Prinzip der »Gerechtigkeit« standen. Je 

nach politischer Gemengelage waren mal die Konservativen, 

mal die Sozialdemokraten am Ruder. Die Rolle des jeweils 

anderen nannte man damals Opposition.

Beginnend mit den Regierungen unter Schröder und Blair 

verwandelten sich weite Teile der europäischen Sozialde-

mokratie in etwas, für das sie bis heute eine Bezeichnung 

sucht – irgendetwas mit »Modernisierung« vermutlich. Sie 

besetzte klassisch wirtschaftsliberale Themen und machte 

sich diese, wie die Konservativen, zu eigen. Fragen der 

Gerechtigkeit standen fortan eher hintan. Man mag argu-

mentieren, dass mit Ende des vergangenen Jahrhunderts 

eine Erneuerung der Sozialdemokratie in der Tat angebracht 

war, mit den alten Arbeiterparolen ohnehin kein Weiterkom-

men mehr möglich gewesen wäre. Man mag auch argumen- 

tieren, dass die Globalisierung nichts anderes zuließ und es 

Deutschland heute wirtschaftlich gut geht. Doch auch wenn 

all das stimmte, muss dennoch gefragt werden, um welchen 

Preis sich die sozialdemokratische Partei Richtung »Mitte« 

bewegte. 

Mit Blick auf Deutschland stellt sich die Frage, was Sozial-

demokratie heute, im 21. Jahrhundert, noch ausmachen kann. 

In den vergangenen Jahrzehnten mehrfach Juniorpartner in 

der Großen Koalition mit den Christdemokraten, zwischen-

durch Regierungspartei unter Schröder, scheint sie so ziem-

lich jedes eigenständige politische Profil verloren zu haben. 

Man kann es ihren vielen wechselnden Spitzenpolitikern  

nicht wirklich vorwerfen, dass sie stets so blass geblieben 

sind und heute noch bleiben, wenn es keine wirkliche Partei-

idee mehr gibt.
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Geschichten in der politischen 
Gemengelage

Gravierender noch ist allerdings die andere Frage nach der 

neuen politischen Gemengelage insgesamt. Die aktuellen 

Oppositionsparteien im Deutschen Bundestag können das 

Vakuum, das die Sozialdemokratie hinterlässt, bislang kaum 

für sich und ihre politischen Zwecke nutzen. Einem sozialis- 

tischen Narrativ der Partei »Die Linke« steht der Großteil der 

Bevölkerung kritisch gegenüber. Ihre Geschichte, die sie zu 

etablieren versucht, zielt gegen einen verallgemeinerten 

Gegner (»die da oben«), ohne dass sich eine eigene positive 

Geschichte damit verbinden würde. 

»Bündnis 90/Die Grünen« machen das schon besser. Sie sind 

nicht mehr nur die Ökopartei, sondern wenden sich auch so- 

zialpolitischen Themen zu, was nicht nur sachlich vernünftig, 

sondern auch strategisch klug ist, werden Umweltfragen 

inzwischen doch derart von allen Parteien besetzt, dass sie 

allein zur politischen Profilbildung nicht mehr taugen. Nach-

haltigkeit finden inzwischen alle cool, auch wenn unter dem 

Begriff dann doch sehr unterschiedliche Dinge verstanden 

werden. 

Die Popularität der Grünen in den vergangenen zwei Jahren 

ist durchaus bemerkenswert. Erreichten sie bei der Bundes-

tagswahl 2017 noch enttäuschende 8,9 Prozent, sehen ak- 

tuelle Umfragen sie inzwischen mit deutlichem Abstand als 

zweitstärkste Partei, mit Stand Juli 2019 sogar nur knapp 

hinter der CDU/CSU. Vermutlich profitieren sie dabei aktuell 

von einer gestiegenen Sensibilität für Fragen (und notwen-

dige Antworten) zum Klimawandel, die, angestoßen durch  

die »Generation Greta«, vermehrt diskutiert werden. Oder  

sie profitieren auch von der Art und Weise, wie sie politische 

Geschichten erzählen. Womöglich profitieren sie auch vom 

Kern einer jeden Heldengeschichte, dem Helden. Man wird 
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abwarten müssen, ob Robert Habeck (vielleicht auch andere) 

dauerhaft eine Heldenrolle einnehmen wird oder will. Ge- 

schichten jedenfalls kann er, unter anderem als Autor von 

Kinderbüchern, erzählen.

Noch erfolgreicher sind die rechts der politischen Mitte ent- 

worfenen Narrative, und dies nicht nur in Deutschland. Rechts- 

populistischen Parteien ist es, wie der französische Soziologe 

Didier Eribon notiert, in ihren Erzählungen gelungen, »dass 

nun nicht länger die ›Arbeiter‹ den ›Bourgeois‹ gegenüber-

stehen, sondern die ›Franzosen‹ den ›Ausländern‹« 34 – we- 

nigstens in Teilen. Und es kann uns passen oder nicht, in 

Deutschland sieht es kaum anders aus. Das Narrativ rechts-

orientierter Parteien in Europa geht im Wesentlichen auf 

einen Abgrenzungsdiskurs zurück, der aber gleichzeitig auch 

Identitäten zu stiften in der Lage ist: Es geht eben nicht nur 

gegen Europa, sondern um »uns« Deutsche; nicht nur um 

»die« Flüchtlinge, sondern um Verteidigung und Erhalt »un- 

serer deutschen Werte«. Das mündet mitunter in geradezu 

fantastische Begriffs- und Ideenschöpfungen wie »die Reichs-

bürger«. So schlicht diese Narrative konstruiert sind, so 

»sujethaft« kommen sie daher, und genau das begründet 

ihren Erfolg.

Es ist im Übrigen kein Zufall, dass wir inzwischen über das 

»Postfaktische« sprechen oder »Fake News« zur Kenntnis 

nehmen müssen. »Fiktion« kann eine Erzählform sein, die 

vielleicht auch verfängt, weil das reale Leben als so mise- 

rabel und bedroht wahrgenommen wird. Auszuschließen  

ist auch nicht, dass derartige Verdrehungen Ausdruck einer 

übermäßig rationalisierten Welt sind, in der stets »vernünf- 

tig« – sei es mit Kollegen, Freunden, der Familie oder dem 

anderen Gast an der Theke – argumentiert werden muss 

(siehe dazu auch die Ausführungen zu Emotionen und dem 

neuen Ich im vorangegangenen Kapitel). 



50

Populäre Linke versus linken 
 Populismus

Der Begriff, auf den das Beschriebene zu bringen ist, heißt 

Populismus. »Populus«, das Volk (erhebt die Stimme oder 

bildet sich eine Meinung), das sein demokratisch verbürgtes 

Recht auf gesellschaftliche Partizipation in Anspruch nimmt –  

dagegen ist nichts einzuwenden, im Gegenteil. Wenn dieses 

Recht allerdings durch »völkisches« Denken verzerrt und da- 

durch für Teile der Bevölkerung in der Tendenz ausge hebelt 

wird, ist der legitime Anspruch darauf im Grunde verwirkt.  

Die Weigerung der Populisten, in eine argumentative Ausei-

nan dersetzung einzutreten, plausible Gründe für die eigene 

Position anzugeben, die auch die Belange anderer berück-

sichtigt, ist letztlich nur die logische Konsequenz aus diesem 

vergangen geglaubten Denken in nationalistischen bis völ- 

kischen Kategorien. Demokratie lebt vom Austausch »guter 

Gründe« im Rahmen eines rational funktionierenden Diskur-

ses. Aber ist es damit getan, wieder mehr Vernunftgebrauch 

einzufordern? 

Mir scheint eher erforderlich, dass Politik und die Arbeit der 

klassischen Parteien sich populärer zeigen, aber nicht po-

pulistisch. Das heißt, sie müssen Erzählformen entwickeln, 

die wieder auf Resonanz in der Bevölkerung stoßen, ohne 

dabei ein falsches »Wir-Gefühl« zu bedienen, das auf der 

demokratiefeindlichen Ausgrenzung von Minoritäten auf- 

baut. Die Unterscheidung zwischen »wir« und »die« ist zwar 

wichtig für die Popularität von Politik, gehört aber in den 

begrenzten Prozess der politischen Auseinandersetzung. 

Insofern brauchen wir keinen »linken Populismus«, sondern 

eine »populäre Linke«.

Dies wiederum setzt klare Oppositionen unter den demo-

kratischen Parteien voraus. Die Politikwissenschaftlerin 

Chantal Mouffe hat in den vergangenen Jahren immer wieder 
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darauf hingewiesen, dass Demokratie von politischer Gegner-

schaft lebt: »Politik ohne Grenzen und Gegner funktioniert 

nicht.« 35 Sobald die Unterschiede in den politischen Ideen 

und Programmen demokratischer Parteien verschwinden, 

bietet sich die Story für aufkommende extreme Parteien 

förmlich an. Kommt dann noch ein »Sujet« wie die Flücht-

lingsströme nach Westeuropa ins Spiel, lassen sich daraus 

einfache, aber »sujethafte« Geschichten stricken, die Wäh-

lerstimmen geradezu anlocken.

Ist die Sozialdemokratie noch  
zu retten?

Sozialdemokratische Parteien haben nach Chantal Mouffe 

einen entscheidenden Fehler begangen: »Anstatt das Sys- 

tem herauszufordern, haben sie sich zum aktiven Teil dieses 

Systems gemacht.« Deswegen, so die Politikwissenschaft-

lerin, »besteht kaum Hoffnung, dass die europäische Sozial-

demokratie überlebt. Sie ist nicht mehr zu reparieren.« 36

Es überrascht nicht, dass durch die Neuauflage der Großen Ko - 

alition in Deutschland einem rechten Populismus weiter Vor- 

schub geleistet wurde. Und es überrascht auch nicht, dass die 

aktuelle Regierungsbeteiligung für die SPD wohl den Anfang 

vom Ende einer großen Volkspartei bedeutet hat. Schon  

das Wahlergebnis der Bundestagswahl von 2017 war ein  

poli tisches Desaster für die Sozialdemokraten, die lediglich  

20,5 Prozent der Stimmen hinter sich vereinigen konnten. Der  

Tiefpunkt war das noch nicht: Inzwischen, so zeigen Umfra gen 

über einstimmend, würden nur noch knapp 15 Prozent der Wahl - 

berechtigten in Deutschland die SPD wählen (Stand: Juli 2019).37 

Wenn die Sozialdemokraten überhaupt noch zu retten sind, 

dann scheint dies nur über eine radikale Neuorientierung  

der Partei möglich, die an der Idee sozialer Gerechtigkeit in 

sozialdemokratischer Tradition anknüpft, diese aber zukunfts-

orientiert auf neue »Sujets« bezieht. 
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Dabei spielt die Art, eine gesellschaftliche Solidarisierung (die 

Heldengeschichte) in scharfer Abgrenzung von einer neo-

liberalen Hegemonie (der Gegenspieler) zu skizzieren, eine 

besondere Rolle. Die neu zu erzählende Geschichte sozial-

demokratischer Orientierung braucht positiv konnotierte 

Bezeichnungen und ein Repertoire geeigneter Metaphern, 

die verständlich machen, worum es Sozialdemokraten geht. 

Dies zu entwerfen ist nicht die Aufgabe einer Werbeagentur, 

sondern von (sozialdemokratischer) Politik, die nicht oppor-

tunistisch wechselnde gesellschaftliche Stimmungen und 

Befindlichkeiten aufnimmt, sondern politische Angebote 

macht, die in der Gesellschaft resonieren. 

Ein Set konkreter und gehaltvoller Vorhaben exemplifiziert 

die Idee gesellschaftlicher Solidarität. Die konkreten Projekte 

sollten einfach und visionär sein. Sie müssen als markante 

Vorschläge in Reinform nicht notwendigerweise so umsetzbar 

sein, sollten aber wenigstens die Chance auf praktische Reali- 

sierung haben und »sujethaft« sein. 

Geeignete Themen liegen ausreichend vor: ein Grundein-

kommen beispielsweise, die Einführung eines Unterneh-

mensstraf rechts, eine verbindliche Frauenquote, der 

Sechsstundenarbeitstag oder radikalere Ideen zur Be-

steuerung von Vermögen und Erbschaften. Gleichgültig 

welche Vorhaben verfolgt werden, diese oder andere, es  

wird für die Sozialdemokratie von Bedeutung sein, ihre 

politischen Projekte als Gerechtigkeits- und Solidarisierungs-

erzählungen zu bearbeiten und sich bei all den Themen 

sorgfältig von neoliberalen Weichspülungen abzugrenzen.

Die SPD und andere sozialdemokratische Parteien in Europa 

sollten sich auf die Suche nach einer populären Linken be - 

geben. Ob die Sozialdemokratie noch zu retten ist? Ich weiß 

es nicht. 
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»Schwindel« ist im Grunde ein zu sanftes Wort für die Be-

schreibung und Charakterisierung dessen, was wir in der 

jüngeren Vergangenheit im Zusammenhang mit unterneh-

merischen Betrügereien beobachten konnten. 

Die Wirtschaft hat ganz offensichtlich Schwierigkeiten mit der 

Moral: Volkswagen manipuliert Abgastests, Facebook ge-

währt Drittanbietern Zugang zu privaten Daten von Nutzern, 

die Deutsche Bank manipuliert den Libor-Index, in der FIFA 

erfolgt die Vergabe von Weltmeisterschaften und Werbever-

trägen durch systematische Bestechungen, bei Siemens und 

Daimler gehörte es über viele Jahre zur gängigen Praxis, sich 

bei Auftragsvergaben Vorteile durch »Beschleunigungszah-

lungen« zu verschaffen, Schweizer Banken unterstützten ihre 

Kunden aktiv in Sachen Steuerhinterziehung und Pharma-

unternehmen manipulieren empirische Studien zum Nach-

weis der Wirksamkeit ihrer Wirkstoffe. Die Liste ist lang und 

könnte ohne Probleme erweitert werden.

Worum es bei diesen Praktiken geht, liegt auf der Hand:  

Es sind Gewinn- und Wachstumsinteressen, die Unterneh- 

men nicht davor abschrecken, sich über gesellschaftliche 

Moralvorstellungen und auch über rechtliche Vorschriften 

5. Die Wirt- 
schaft und ihre  
Schwierig keiten 
mit der Moral

38
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hinwegzusetzen. Unternehmen agieren, so könnte man 

argumentieren, als rationale Akteure, eben nach dem Prinzip 

»The business of business is business«. Dennoch sollte man 

fragen, ob und inwiefern wirklich von rationalem Handeln die 

Rede sein kann, wenn Unternehmenspraxis sich ausschließ-

lich am eigenen Interesse orientiert.

Rational betrügen?
Unternehmen planen strategische Entscheidungen sehr 

sorgfältig. Sie fertigen Untersuchungen und sogenannte 

SWOT-Analysen an, die über die Chancen und Risiken unter-

nehmerischer Entscheidungen informieren, einschließlich  

des Risikos von Rechtsübertretungen und Verstößen gegen 

den moralischen Common Sense. Kalkuliert wird, wie groß 

der zu erwartende Reputationsverlust wäre, welche Strafzah-

lungen zu erwarten, welche Konsequenzen für den Aktien-

kurs zu prognostizieren wären. 

Es muss also davon ausgegangen werden, dass die von Jour- 

nalisten in wenigen Tagen zusammengetragenen Erkenntnisse 

zum Dieselskandal dem Volkswagen-Konzern selbst natürlich 

auch bekannt waren. Man müsste es wohl naiv nennen, hier 

und in ähnlichen Fällen Versehen, mangelhafte Organisation 

im Unternehmen oder Managementfehler anzunehmen.

Welche Rationalität steckt hinter derartigen bewussten Täu- 

schungen? Welche wohlkalkulierte Rechnung könnte für 

Unternehmen damit aufgehen? Prinzipiell bestehen zwei  

sich nicht ausschließende Möglichkeiten: Die eine betrifft  

ein offensichtliches, nämlich rein ökonomisches Kalkül. Die 

andere eine kulturell tiefer liegende Variante, bei der sich 

selbst und anderen bestimmte Geschichten erzählt werden, 

wie ich sogleich ausführen will.

Bei der ersten Option ist man sich über die finanziellen Ri - 

siken im Klaren und hat sie als potenzielle Kosten berück-
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sichtigt. Wenn der erwartete Ertrag die potenziell drohenden 

Kosten übersteigt, entscheidet sich ein Unternehmen für den 

Betrug – auch wenn es damit gegen geltendes Gesetz ver- 

stößt oder moralische Grundsätze verletzt. Bei Entscheidun- 

gen unter Unsicherheit können sich Investitionsprojekte 

rentieren oder nicht. Recht und Moral gelten dann nicht als 

absolute Grenze, die zu überschreiten sich verbietet, sondern 

als einer von vielen Kontextfaktoren, denen keine hervorge-

hobene Bedeutung zukommt. 

Diese Logik greift, wenn wir ehrlich sind, nicht nur bei Unter-

nehmen, sondern findet sich durchaus auch in weiten Kreisen 

der Bevölkerung. In einer Gesellschaft, in der Steuerhinter-

ziehung ein Kavaliersdelikt ist, die Strafe für Geschwindig-

keitsübertretung und falsches Parken als Preiszuschlag wahr - 

ge nommen wird, ist es kein Wunder, dass Tugenden wie  

Anstand, Ehrlichkeit, Mäßigung und Gerechtigkeit zur eher 

strategischen Größe werden, die situativ eine Rolle spielt 

oder eben nicht. Sie sind nicht mehr fester, verinnerlichter 

Bezugsrahmen für individuelles Verhalten, sondern maximal 

Mittel zum Zweck, das heißt zur Erreichung egoistischer Ziele.

Man könnte an dieser Stelle einwenden, dass moderne im 

Gegensatz zu vormodernen Gesellschaften nicht mehr über 

individuelle Tugenden zusammengehalten werden, sondern 

systemisch gesteuert sind. In einem Ensemble ganz unter-

schiedlicher gesellschaftlicher Teilsysteme komme, so die 

»schlüssige« Argumentation, der politischen Ordnung und 

der Rechtsordnung insofern vorrangige Bedeutung zu, als 

Politik und Recht in einer individualisierten Gesellschaft  

eben die Bereiche sind, von denen aus der Zusammenhalt 

gewährleistet werde, was sie quasi automatisch zu Garanten 

für Fragen von Gerechtigkeit mache.

Dass auf diese Weise eine Gesellschaft auf Dauer nicht 

funktionieren kann, vernachlässigt diese Argumentation.  
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Eine Gesellschaft, die alles und jedes mittels institutioneller 

Regelungen steuern will, verwandelt sich nach und nach in 

einen Kontrollstaat, der es am Ende dann nicht einmal schafft, 

die Herausforderungen in den Griff zu bekommen. Nichts-

destotrotz ist die Vorstellung, die gesellschaftliche Verant-

wortung systematisch an Institutionen abzugeben, fester 

Bestandteil der westlichen Denktradition der Neuzeit. Anders 

als bei Aristoteles, der den guten Staat noch dadurch ausge-

zeichnet sah, dass er den Bürgern dabei hilft, gut zu werden, 

hat sich seit Niccolò Machiavelli im westlichen Denken ein 

anderes Verständnis durchgesetzt: Der Mensch ist von Natur 

aus schlecht, und der gute Staat ist derjenige, der individuell 

eigennütziges Handeln als gutes Handeln erscheinen lässt. 

Die anthropologischen Prämissen dieses Menschenbilds sind 

nie wirklich bestätigt oder verworfen worden, und doch hat 

sich diese Sicht über Thomas Hobbes bis hin zur modernen 

Ökonomik und anderen Sozialwissenschaften durchgesetzt. 

Fest stehe, dass der Mensch prinzipiell zuerst seinen Eigen-

interessen folgt, und somit liegt die gesamte Verantwortung 

für eine gelingende Gesellschaft auf der Regelebene des 

Staates. Welch eine moralische Entlastung für den Einzelnen!

Individuelle Geschichten und 
 kulturelle Narrative

Auch bei der zweiten Möglichkeit dominiert ein gesellschaft-

lich eingebettetes Kalkül, das hier jedoch durch ein Machbar-

keitsethos ergänzt wird. Besonders charakteristisch dafür ist 

die Abwesenheit eines Unrechtsverständnisses der Akteure. 

Vielmehr wird das eigene Handeln entweder innerhalb der 

engen Zweckrationalität des eigenen Tuns gesehen und wer- 

den dabei andere legitime Rationalitäten und Bedürfnisse 

ausgeblendet. Innerhalb dieser Rationalitäten beherrscht  

man sein Metier – technisch und damit auch gesellschaftlich: 

»Vorsprung durch Technik«.
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Die Sache hier ist: Moralische Probleme werden gar nicht als 

solche wahrgenommen. Oder man sieht sich in einer solch 

privilegierten Position, dass man nicht nur wirtschaftlich, son- 

dern auch moralisch in einer anderen Liga spielt und somit 

den Spielregeln der »anderen« nicht unterliegt. Diese beiden 

Phänomene machen erklärbar, warum viele Manager so 

offensichtlich nicht in der Lage sind, zu verstehen, was genau 

sie falsch gemacht haben sollen. Die Äußerung des ehema li-

gen CEO von BP, Tony Hayward, nach der Umweltkata strophe 

im Golf von Mexiko 2010, er wolle einfach nur sein altes 

Leben zurück, ist ein gutes Beispiel für das tiefe Unverständ-

nis hinsichtlich der gesellschaftlichen Tragweite des eigenen 

Handelns und der Unfähigkeit, außerhalb der engen Grenzen 

der eigenen Rationalität zu denken.

Die meisten Menschen sind fest davon überzeugt, dass sie 

das Richtige tun, auch im moralischen Sinne. Sie unterschei-

den sich nur in der Beurteilung, was das Richtige ist. Wie dies 

möglich ist, wird durch die psychologische Forschung und 

experimentelle Ethikforschung der letzten Jahre immer klarer: 

Menschen bauen sich um ihr Handeln Geschichten, die es für 

sie selbst erklärbar und rechtfertigbar macht. Dabei geht es 

nicht primär um Wahrhaftigkeit, sondern um die Stabilisierung 

des eigenen Handelns. Ein nach allgemeinem Verständnis 

ethisch fragwürdiges Verhalten wird dabei umso einfacher 

rechtfertigbar, je besser es in die größeren kulturellen Nar- 

rative einer Gesellschaft passt. 

Die über Jahrzehnte aufrechterhaltene ideologische Inter-

pretation der Idee, dass sich in einer Marktwirtschaft Eigen-

interesse automatisch in Gemeinwohl übersetzt, war hierbei 

sicherlich nicht störend, um es vorsichtig auszudrücken. 

Genauso wenig war es die komplementäre Ideologie, dass 

die einzige Pflicht des Unternehmens die Gewinnmaximie-

rung sei.39 In einem solchen kulturellen Milieu fällt es nicht 

schwer, sich der Versuchung hinzugeben, das eigene Ver-
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halten entweder jenseits von moralischen Kategorien oder  

als moralisch geboten wahrzunehmen.

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen ist es möglicher-

weise kein Zufall, dass die Vorfälle bei Volkswagen in einem 

technisch-ingenieurwissenschaftlichen Produktionszweig 

geschehen sind. Dennoch ist dieses technisch-ökonomische 

Denken nicht nur bei technikaffinen Unternehmen und 

Branchen vorherrschend. Die auch heute noch dominant an 

wirtschaftswissenschaftlichen Fakultäten vermittelten Inhalte 

speisen sich – in der Volks- wie in der Betriebswirtschafts-

lehre – aus einem den Naturwissenschaften nahen Denken. 

Da werden Gleichgewichtspunkte zwischen Angebot und 

Nachfrage errechnet und in Unternehmen »Hebel umgelegt« 

und wird »an Schrauben gedreht«, damit »die Sache funk- 

tioniert«. Probleme mit der Moral gibt es im Grunde zunächst 

gar nicht, da sie in diesem Denken nicht wirklich relevant ist. 

In fortschrittlicheren Ansätzen ist Moral ein Produktionsfaktor 

und damit maximal ein Mittel zum Zweck, nämlich der Ge- 

winnmaximierung – mehr geht nicht.

Die »Infektanfälligkeit« des 
 ökonomischen Systems

Die Angelegenheit ist ernst, denn was wir hier beobachten 

können, ist, dass sich Unternehmen durch arglistige Täu- 

schungen außerhalb von demokratischen Ordnungen stellen 

und diese durch ihre Praktiken unterminieren. Man meint, 

sich nicht an Gesetz und Ordnung halten zu müssen, von ei- 

ner Konformität mit moralischen Standards ganz zu schwei-

gen. Das ist schon schlimm genug, doch die Betrügereien 

bekommen noch eine zynische Pointe, wenn man die von  

den betreffenden Unternehmen kommunizierten Unterneh-

mensvisionen und -missionen liest, in denen sie beschrieben 

sind als Corporate Citizen (das Unternehmen als Bürger, als 

citoyen) zum Zwecke einer guten Gesellschaft. Kultur und 

Charakter zeigen sich im Verhalten, nicht in Hochglanz-
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prospekten, aber der indirekte Schaden ist angerichtet: Die 

behaupteten Tugenden sind unglaubwürdig, was die Ver-

trauenskrise noch verschärft.

Man könnte nun sagen, dass die Situation halb so schlimm 

sei, weil das gesellschaftliche »Immunsystem« ja funktioniert. 

Wenn auch verspätet, kam der Schwindel bei Volkswagen 

ans Tageslicht, und die Ungewissheit über die Konsequenzen 

könnte (theoretisch) selbst für Konzerne wie Volkswagen und 

den Fortbestand gefährlich werden. Hiervon geht zweifellos 

eine disziplinierende Wirkung für andere Unternehmen aus. 

Und das Immunsystem einer modernen Gesellschaft besitzt 

ja viele Abwehrmechanismen: staatliche Regulierungen, Haf- 

tungs- und Strafrecht und auch die Reaktionen von Kunden 

und Anlegern im Falle eines Skandals. Auch in biologischen 

Organismen verhindert das Immunsystem nicht alle Krank-

heiten, sodass mit einem Infekt dann und wann einfach ge - 

rechnet werden muss.

Allerdings muss man schon die Frage stellen, ob die in den 

letzten Jahren feststellbare Infektanfälligkeit nicht inakzep-

tabel hoch ist. Ökonomen haben hierzu einen Maßstab 

namens »externe Effekte« entwickelt, der überprüfen hilft,  

ob die einzelnen wirtschaftlichen Akteure in ihrem Kalkül in 

ausreichendem Maße berücksichtigen, welche Folgen ihr 

Verhalten für den Rest der Gesellschaft hat. Genau auf dieser 

Idee baute auch Adam Smiths Metapher von der »unsicht-

baren Hand« des Marktes auf: Unter »idealen« Vorausset-

zungen führen Eigentumsrechte und Marktpreise dazu, dass 

das Verhalten des Einzelnen so geleitet wird, als ob er das 

Gemeinwohl im Sinn habe.

Schauen wir uns aber die Fälle Volkswagen und BP genauer 

an, so sehen wir, dass die »idealen« Annahmen denkbar weit 

von realen Voraussetzungen entfernt sind. Die Folgen des 

VW-Skandals für die mehr als 600 000 Beschäftigten und  
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ihre Familien, die Kunden, das Land Niedersachsen, den  

Rest der Automobilindustrie und das allgemeine Vertrauen 

der Öffentlichkeit in Märkte werden durch das bestehende 

Rechtssystem nicht adäquat internalisiert.

Das Informationsgefälle zwischen Management und Mitar-

beitenden, zwischen Unternehmen und Öffentlichkeit schafft 

Spielraum, der einen Keil zwischen Eigeninteresse und Ge- 

meinwohl treibt. Diese und eine Vielzahl ethischer Fragen 

deuten in dieselbe Richtung: Die Informationsvorsprünge und 

die Tragweite von unternehmerischen Entscheidungen schaf- 

fen eine besondere, auch moralische Verantwortung der 

Menschen, die solche Entscheidungen fällen, weshalb darauf 

hinzuwirken ist, dass dies auch als ein besonderes Privileg 

gesehen wird und nicht als Kostenfaktor.

Verantwortung organisieren
Heutzutage noch auf Systemlogiken, Sachzwänge und eine 

unsichtbare Hand zu verweisen, um so die eigenen Hände in 

Unschuld zu waschen, wirkt alles andere als überzeugend.  

Es gibt konkrete und durchaus sichtbare Hände, die handeln 

und dafür verantwortlich sind. Allerdings ist es umgekehrt 

auch nicht damit getan, mit dem ausgestreckten Finger auf 

»die Führungskräfte« zu zeigen. Es kann nicht um Schuld und 

Unschuld in einem konkreten Fall gehen, sondern vielmehr 

darum, sich bewusst zu machen, dass jeder von uns in jeder 

Handlung die Frage der Verantwortung stärker in den Vorder-

grund stellen muss, als wir es in den vergangenen Jahrzehn-

ten vielleicht glaubten, zu müssen.

Moralisches Handeln und Verantwortung müssen in einem 

aristotelischen Sinne in Unternehmen (und anderen Organi-

sationen) aber auch organisiert werden. Im Fall von Volks-

wagen beispielsweise muss davon ausgegangen werden, 

dass dies keine Tat Einzelner war, sondern vermutlich zahl-

reiche Mitarbeiter mit diesen Praxen vertraut waren. Entdeckt 



64

wurde der Betrug durch externe Untersuchungen des Inter-

national Council on Clean Transportation (ICCT) in Deutsch-

land, der den entscheidenden Tipp an die amerikanischen 

Umweltbehörden (EPA) gab. Im Umkehrschluss bedeutet dies, 

dass viele Mitarbeitende bei VW brav ihren Mund gehalten und 

sich loyal gegenüber ihrem Unternehmen verhalten haben.

Man muss an dieser Stelle festhalten, dass in einer Kultur, in 

der anscheinend Ehrlichkeit nicht wertgeschätzt wurde, im 

Prinzip jeder einzelne Mitwisser Komplize wurde. Falls es 

Whistleblower gab, verhallten deren Klänge ungehört. Unter-

nehmen stehen heute in der Pflicht, sich so zu organisieren, 

dass kritische Hinweise auf Unregelmäßigkeiten nicht nur 

möglich, sondern von der Unternehmensleitung auch ge-

wünscht sind, wenn man es mit Unternehmensverantwortung 

wirklich ernst meint. Es gilt seitens des Managements, Mitar-

beitende zu ermutigen, auf Unregelmäßigkeiten hinzuwei sen. 

Moderne Whistleblowing-Systeme stellen dafür vielfältige 

Möglichkeiten über interne wie externe Anlaufstellen bereit.

Weder die Wahrnehmung von individueller noch die Organi-

sation von institutioneller Verantwortung – ob nun in Unter-

nehmen oder über politische Rahmenordnungen – ist ein- 

fach; sie ist sogar schwierig. Mit der Adressierung dieser 

Fragen wären wir dann jedoch auf einer anderen Ebene von 

»Schwierigkeiten mit der Moral«.
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Im Nachgang zum angesprochenen Dieselgate bei Volkswa-

gen schrieb der renommierte Managementtheoretiker Henry 

Mintzberg einen kleinen Text mit der Überschrift »Don’t call it  

a scandal«.41 Mintzbergs einfache Botschaft lautet: Das ist 

kein Skandal, kein Ausreißer von der Normalität, sondern 

symptomatisch für das Wirtschaftssystem, das wir Kapitalis-

mus nennen. Das eigentlich Skandalöse ist also eine Nor-

malität, die systematisch auf Täuschung baut. Denn was  

als gigantisches Betrugsmanöver »nur« von Volkswagen 

erschien, entpuppte sich als ein fast die gesamte Branche 

umfassendes systematisches Täuschungsprogramm, anhal-

tende Abgasmanipulationen, die im großen Stil von einer Viel - 

zahl von Unternehmen in der Automobilindustrie bewusst 

praktiziert wurden. 

Als ebenso skandalös, aber eben nicht als Skandal, erwiesen 

sich auch die bekannt gewordenen Vorkommnisse rund um 

Facebook, worauf ich in Kapitel 7 und 12 noch eingehen 

werde. Hier wurden Daten von etwa 90 Millionen Facebook-

Usern ohne deren Einwilligung über eine App abgezogen,  

die im Jahr 2016 dann der Firma Cambridge Analytica dazu 

dienten, den US-amerikanischen Wahlkampf für gutes Geld 

zu beeinflussen. Und ganz analog zum Dieselgate erwiesen 

6. »Don’t call  
it a scandal«:  
Der Wahnsinn 
hat Methode40
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sich die Datenzugriffe durch Cambridge Analytica nur als die 

berühmte Spitze des Eisberges. So berichtete die New York 

Times, dass Facebook mindestens 60 Konzernen – von 

Amazon über Apple und Samsung bis zu Microsoft – Zugriff 

auf die persönlichen Daten von Usern und deren »Freunden« 

erlaubte, möglicherweise sogar auch auf die der Freunde der 

Freunde.42

Die Methode
Es sind nur zwei Beispiele der jüngeren Vergangenheit, die 

zeigen: Der Wahnsinn hatte und hat Methode!

Was ist die Methode? Stellen wir uns vor, der Bußgeldbescheid 

für Falschparken wäre auf nur 50 Cent taxiert und das Ticket 

am Parkautomaten kostete zwei Euro pro Stunde. Wie wür- 

den die Autofahrer damit umgehen? Genau! Die Folgen der 

Regelverletzung wären ja sehr überschaubar. Dieser Ver-

gleich lässt genau die Rationalität von Unternehmen deutlich 

werden, nach der folgendermaßen kalkuliert wird: Strafmaß 

mal Entdeckungswahrscheinlichkeit verglichen mit dem po- 

tenziell erreichbaren ökonomischen Vorteil. Unternehmen 

scheinen, wie im vorangegangenen Kapitel dargelegt, die 

Verletzung von Rechtsnormen und moralische Verfehlungen 

ganz im Sinne dieser ökonomischen Logik zu behandeln.  

Wer auf dieser Grundlage die moralische Qualität der Markt-

wirtschaft lobhudelt und die gravierenden negativen Aus-

wirkungen des Kapitalismus auf die Gesellschaft übergeht,  

ist ideologisch verblendet oder schlicht zynisch.

Statt vor diesen Entwicklungen zu kapitulieren, ist es drin-

gender denn je geboten, die längst überfälligen gesellschafts-

politischen Veränderungen anzupacken, die die Auswüchse 

unternehmerischen Handelns eindämmen und die Rolle von 

Unternehmen in der Gesellschaft rekalibrieren. Dazu vier 

Vorschläge:
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Universitäre Bildung
Wenn Studierenden an wirtschaftswissenschaftlichen Fa-

kultäten und Business Schools beigebracht wird, dass es  

der Zweck von Unternehmen ist, Gewinne zu maximieren, 

brauchen wir uns nicht zu wundern, dass sie später im Ma - 

nagement auch danach handeln. Das Lehrangebot und die 

vorhandenen Lehrstühle an deutschen oder österreichischen 

Hochschulen im Bereich der Wirtschafts- und Unternehmens-

ethik sind im internationalen Vergleich an Präsenz kaum zu 

unterbieten (die Situation in der Schweiz ist in der Tat besser). 

Es besteht – Universitätsleitungen und Kultusministerien 

müssten es längst erkannt haben – ein dringender Nachhol-

bedarf im Hinblick auf die Verankerung entsprechender Fach- 

kompetenzen im Lehrkörper und die grundlegende und nicht 

nur punktuelle Reformierung der wirtschaftswissenschaft-

lichen Ausbildung. 

Akkreditierungsgesellschaften, die die fachliche Angemes-

senheit von Studiengängen zertifizieren, können in einem 

solchen Prozess gute Dienste leisten, wenn sie strikte Krite-

rien für eine verantwortungsvolle Managementbildung anle - 

gen und Studiengängen notfalls die Zulassung versagen. 

Universitäten und Fachhochschule sind in Deutschland nur in 

den wenigsten Fällen private Handelshochschulen, sondern 

Einrichtungen der öffentlichen Hand, die einen öffentlichen 

Auftrag zu erfüllen haben – nämlich Bildungsvermittlung und 

nicht privatwirtschaftliche Ausbildung. An dieser schlichten 

Aufgabenstellung müssen sie sich messen lassen.

Verantwortung kann man  
nicht kaufen

Wer über Corporate Social Responsibility – sei es in der wirt - 

schaftlichen Praxis, der Politik oder in den Wissenschaften 

– spricht, sollte sich vor billigen Konzepten hüten, bei denen 

sich die Umsetzung von Unternehmensverantwortung immer 
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unternehmerisch rechnen muss. Eine Rhetorik im Win-win-

Wonderland oder ein »Creating Shared Value«, wie es Michael 

Porter und Marc Kramer von der Harvard Business School 

nennen, gehen am Kern der Sache vorbei und sind neolibe ral 

weichgespült. Moralisches Handeln muss nicht notwendi-

gerweise ökonomisch wehtun. Es gibt allerdings moralische 

Standards, die jedoch auch dann einzuhalten sind, wenn aus 

ihnen negative ökonomische Folgen für Unternehmen resul-

tieren. Menschenrechte, die Inkaufnahme von massiven 

Gesundheits- oder Umweltschäden oder die Verletzung von 

Persönlichkeitsrechten beispielsweise sind ökonomisch nicht 

verrechenbar.

Ordnungspolitische Peitsche: 
 Unternehmensstrafrecht

Die Rolle von Unternehmen in unserer Gesellschaft bedingt 

zwingend politisch flankierende Maßnahmen, die nicht nur 

das Zuckerbrot anbieten, sondern durchaus auch die Peitsche 

androhen. In diesem Zusammenhang ist die überfällige 

Diskussion um ein Unternehmensstrafrecht in Deutschland 

dringend geboten. Hier liegen die Höchststrafen bei Ver-

gehen von Unternehmen bisher bei zehn Millionen Euro und 

werden als »Ordnungswidrigkeit« wie das Falschparken 

ein gestuft. Aktuell diskutierte Entwürfe eines Unternehmens-

strafrechts schlagen Koppelungen des Strafmaßes am Um-

satz vor (bis zu 15 Prozent Strafe am Jahresumsatz) oder am 

Gewinn (bis zu einem Jahresgewinn) des Unternehmens. 

Finanzielle Strafe darf und sollte sogar wehtun. Bei wieder-

holten schweren Vergehen könnte ein Unternehmen sogar 

liquidiert und aus dem Handelsregister gelöscht werden. 

Im Nachgang eines Bußgeldbescheids an Volkswagen durch 

die Staatsanwaltschaft Braunschweig hieß es in der Presse 

wiederholt, dass der Konzern zu einer Bußgeldzahlung von 

einer Milliarde Euro verurteilt wurde. Das ist nur bedingt zu - 

treffend, denn 995 Millionen dieses Strafmaßes begründen 
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sich aus Einnahmen durch wirtschaftliche Vorteile, Gelder 

also, die sich Volkswagen durch die Abgasmanipulationen 

unbefugt angeeignet hat. Das eigentliche Bußgeld beträgt 

lediglich fünf Millionen Euro. »Es handelt sich dabei nicht  

um eine Strafzahlung, sondern um ein Bußgeld wegen einer 

Ordnungswidrigkeit«, erklärte Oberstaatsanwalt Klaus Ziehe 

dazu.

Gäbe es heute schon ein Unternehmensstrafrecht, so könnte 

Volkswagen (11,4 Milliarden Gewinn und 230,7 Milliarden Um  - 

satz im Jahr 2017 – ein doppelter Rekord nebenbei bemerkt) 

mit einer Bußgeldzahlung im zweistelligen Milliardenbereich 

belangt werden.

Die Große Koalition hatte schon 2013 die Lancierung eines 

Unternehmensstrafrechts für die laufende Legislaturperiode 

vorgesehen. Im aktuellen Koalitionsvertrag ist das Vorhaben 

erneut notiert. Wird sich diesmal etwas tun? Gute und reife 

Konzeptvorschläge für die praktische Umsetzung jedenfalls 

liegen vor. 

Zulassungsverfahren für 
 Internetrisikotechnologien

Unternehmen der Plattformökonomie, wie Facebook, Google 

oder Amazon, sind mit besonderen regulatorischen Auflagen 

zu versehen, da Internettechnologien durch ihre potenzielle 

Einflussnahme auf die politische Meinungsbildung als gesell-

schaftliche Risikotechnologien gesehen werden können. 

Dafür empfiehlt sich ein Zulassungsverfahren, bei dem die 

Unternehmen den Nachweis zu erbringen haben, dass ihre 

Technologien gesellschaftlich nützlich und unbedenklich  

sind. 

Ich werde in Kapitel 12 ausführlicher darlegen, dass es um 

eine Umkehrung der Beweislast geht: Nicht die Politik und 

die Gesellschaft wären gefordert, bedenkliche Internetrisiko-
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technologien zu erkennen und zu verfolgen, sondern es 

müssten umgekehrt die Unternehmen einen gesellschaft-

lichen Mehrwert und die Unbedenklichkeit ihrer Produkte 

nachweisen. Ähnliche und recht bewährte Praktiken gibt es 

seit vielen Jahren in der Pharmaindustrie. Bei Risiken und 

Nebenwirkungen fragen Sie Ihren Arzt oder Apotheker –  

oder Ihren Social Media Provider.

Im modernen Kapitalismus kann man bekanntlich so ziem- 

lich auf alles wetten, nicht aber auf den nächsten Unterneh-

mensskandal. Diese Wette wäre zu leicht zu gewinnen, denn 

der Wahnsinn hat Methode.
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Facebook wurde und wird dafür kritisiert, Zugriff auf die per- 

sönlichen Daten der Benutzer zugelassen zu haben. Millionen 

von Facebook-Usern, so der Vorwurf im Jahr 2018, wurden 

aufgrund eines Datenlecks ausspioniert, ihre Daten von der 

Firma Cambridge Analytica für den Präsidentschaftswahlkampf 

in den USA zur Wahlbeeinflussung verwendet. 

Es ist Zeit, den massiven moralischen Vorwürfen gegen Face - 

book mit sachlichen Argumenten zu begegnen. Denn bei 

genauerer Betrachtung wird schnell klar, dass Facebook zu 

Unrecht am Pranger steht, tatsächlich ist das Unternehmen 

selbst Opfer einer kapitalismusfeindlichen Berichterstattung 

in den Medien, die immer noch meinen, ökonomisches Han - 

deln müsse in einem rechtlich und moralisch einwandfreien 

Rahmen stattfinden.

Eine Klarstellung in acht Punkten
Erstens, die Unterstellung, es handele sich bei besagtem Fall 

um eine Sicherheitslücke, die Facebook nicht mit der gebo-

tenen Sorgfalt behandelt hat, ist haltlos. Darauf hat Facebook 

ebenso nachdrücklich wie plausibel hingewiesen und dies 

7. Facebook: 
Unschuldig 
am Pranger 
(Satire)

43
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zugleich zum Anlass genommen, um das Geschäftsmodell 

noch einmal zu erklären: Die Facebook-Nutzer zahlen kein 

Geld für die Inanspruchnahme der Plattform, sie bezahlen mit 

ihren persönlichen Informationen, die Facebook über pass-

genaue Werbeeinblendungen und den Weitervertrieb der 

Daten monetarisiert.

Den Kritikern sei, zweitens, zugerufen: Facebook ist ein 

erwerbswirtschaftliches Unternehmen, das auf eine Gewinn-

maximierung abzielt, und keine Wohlfahrtseinrichtung, die 

Social-Media-Junkies mit einem kostenlosen Angebot ver-

sorgt. Es ist damit, wie andere Unternehmen, eine wichtige 

Säule des Kapitalismus, der seinem Wesen nach moralisch  

ist, trägt die Marktwirtschaft doch zur Freiheit des Einzelnen 

und zum gesamtgesellschaftlichen Wohlstand bei. 

Außerdem baut Facebook, drittens, auf sorgfältig entwickelte 

Strategien zur »Steueroptimierung«, die über die Jahre hin 

permanent professionalisiert wurden und für andere Unter-

nehmen vorbildlich sein sollten. Steuerparadiese bieten  

hier einen exzellenten Service an, Diskretion ist so gut wie 

garantiert. 

Durch diese Steueroptimierungen kann Facebook viertens 

seine Verantwortung als »Corporate Citizen« wahrnehmen: 

Mark Zuckerberg und seine Frau Priscilla Chan haben 99 Pro - 

zent ihres Vermögens, insgesamt 45 Milliarden US-Dollar, 

 gemeinnützigen Zwecken zur Verfügung gestellt. Sie sind 

vorbildliche »effektive Altruisten«, die ihr Geld nicht sinnlos  

in irgendwelche Projekte stecken, sondern kalkuliert einer 

gemeinnützigen Verwendung zuführen, über die sie als  

weise Unternehmerfamilie bestimmen und darüber nicht 

etwa demokratisch entschieden wird. 

Facebook sieht sich fünftens besonders in Europa – was vor 

diesem Hintergrund völlig unverständlich ist – mit neuen Re- 
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gulierungen konfrontiert. Datenschutzbeauftragte in der EU 

missbrauchen ihre Macht, um bürokratische Ungetüme auf- 

zubauen, die nicht nur den Komfort der Facebook-User massiv 

beeinflussen, sondern auch Arbeitsplätze kosten werden.

Facebooks wichtigste Ressourcen sind, sechstens, die Be- 

nutzer und deren Bereitschaft, freizügig Informationen über 

sich bereitzustellen. Das Unternehmen zwingt niemandem 

einen Account auf, niemanden dazu, Persönliches oder 

Politisches mit »Freunden« zu teilen, sondern befriedigt ein 

gesellschaftliches Bedürfnis. Die gewollte oder ungewollte 

Ahnungslosigkeit der »User« im Hinblick auf Umgang und 

Handel mit ihren Daten möge man Facebook nicht zum 

Vorwurf machen. Die allgemeinen Geschäftsbedingungen 

sind präzise formuliert. 

Siebtens, der Kurs der Facebook-Aktie ist kurz nach dem 

Bekanntwerden des Datenleaks um etwa fünf Prozent ein-

gebrochen. Dies ist ein klares Signal dafür, dass Fehler 

begangen wurden, die der Markt bestraft. Moralisten rufen 

jetzt reflexhaft eine vom Unternehmen selbst provozierte 

Vertrauenskrise aus. Doch die wahren Gründe sind andere. 

Die Shareholder haben sehr schnell erkannt, dass Facebook 

die Millionen von Daten für einen Spottpreis abgegeben und 

das in politischer Einflussnahme enthaltene Geschäfts-

potenzial systematisch unterschätzt hat. 

Es gibt jedoch, achtens, allen Grund, zuversichtlich in die 

Zukunft zu blicken: Facebook wird aus diesem Fehler lernen 

und politischer Einflussnahme künftig ein größeres Gewicht 

im Rahmen ihrer Geschäftsstrategie beimessen. 

Lachen oder weinen
Soll man nun lachen oder weinen? Ist dieser Text eine an-

gemessene Beschreibung oder Satire? Vielleicht ja beides. 
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Nicht nur die Wirtschaft, auch die Wirtschaftswissenschaften 

tun sich schwer im Umgang mit Fragen der Moral, man kann 

sogar sagen, dass sie in ihr keinen systematischen Platz finden. 

Das Gelingen einer Gesellschaft hängt, so behaupten Öko-

nomen, nicht vom moralischen Handeln von Akteuren ab, 

sondern es steht und fällt in ihrer Sichtweise einzig mit an- 

gemessen ausgestalteten Institutionen im Sinne von Anreiz- 

und Sanktionsmechanismen. Durch sie soll eine Kongruenz 

zwischen individuellen Interessen und Gemeinwohl her-

gestellt werden. Anders formuliert: Nicht ein moralisches 

Handeln von Individuen oder die Verantwortung von Unter-

nehmen, sondern allein ein politischer Ordnungsrahmen soll 

oder kann moralische Probleme lösen. Das sagen Ökonomen. 

Wohin es führen kann, ausschließlich auf die Institutionen als 

»Ort der Moral« zu setzen, hat die Entwicklung des Kapita-

lismus in den vergangenen Jahrzehnten deutlich genug 

gezeigt. Gerade eine Bilanz dieser Entwicklung lässt ein 

Nachdenken über die Verantwortung von Individuen und 

Unternehmen als angeraten erscheinen. Das wiederum 

8. Wirtschafts-
wissenschaften: 
Auf dem   
mo rali schen 
Auge blind

44
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bedeutet für die Wirtschaftswissenschaften, sich der Aufgabe 

zu stellen, ihre Verhaltensannahmen über Akteure im Markt 

neu zu justieren und das Verhältnis von Individuum, Gesell-

schaft und Staat zu überdenken. 

Regeln regeln Moral 
Die Vorstellung, moralische Verantwortung über rechtliche 

Institutionen zu realisieren, hat im westlichen Denken eine 

lange Tradition (siehe Kapitel 5). Dahinter steht ein negatives 

Menschenbild, das den Menschen als unverbesserlich egois- 

tisch und schlecht betrachtet.

Die modernen Wirtschaftswissenschaften vermeiden es im 

Gegensatz zu einer solchen Sichtweise gerne, von einem 

Menschenbild zu sprechen, und gehen stattdessen von 

»methodischen Verhaltensannahmen« aus, die sie anhand 

nutzenmaximierender Akteure abbilden. Um sich gegen ein 

mögliches opportunistisches Verhalten abzusichern, er-

scheinen institutionelle Spielregeln von zentraler Bedeutung. 

Diese Idee findet sich schon bei Augustinus, wurde später 

prominent von David Hume zur Geltung gebracht, der die 

Ansicht vertrat, die Gesellschaft müsse über Regeln gewis-

sermaßen »schurkensicher« gemacht werden. Denn wenn  

die Regeln in einer Gesellschaft von Schurken funktionieren, 

ist davon auszugehen, dass sie bei weniger extremer Motiv-

lage der Individuen erst recht gute Dienste leisten. Diese 

Sicht prägt noch die heutigen Theorien in den Wirtschafts-

wissenschaften, besonders die der sogenannten 

Konstitutionenökonomik und der Anreiztheorie. 

Außer Acht lässt diese Argumentation jedoch den Zusam men-

hang zwischen den gesetzten Spielregeln und den daraus 

resultierenden Motivationen der Menschen. Man kann offen-

sichtlich nicht nicht sozialisiert werden, die Frage ist nur, ob 

jede Form der Sozialisation dieselben Charaktereigenschaf-

ten und Verhaltensweisen hervorbringt. Eine gesellschaftliche 
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Ordnung, die über Gesetz und Kontrolle regulieren will und 

den Menschen damit signalisiert, dass man ihnen im Grunde 

nicht über den Weg traut, läuft Gefahr, dass aus dieser nega- 

tiven Annahme über das Verhalten von Menschen im Laufe 

der Zeit eine Tatsache wird. 

Der pragmatische Einwand: 
 Globalisierung

Die moderne Ökonomik sieht sich nun jedoch mit einem 

praktischen Problem konfrontiert, denn in Zeiten von Globa-

lisierung ist eine exklusive Steuerung der Gesellschaft über 

Politik und Recht immer weniger möglich. Die rechtspositi-

vistische Idee, das Recht stelle auch in einem normativen 

Sinne das ethische Minimum einer Gesellschaft dar, wird 

damit hinfällig. Akteure (wie Unternehmen) können sich, 

zumindest partiell, der Staatsgewalt entziehen. Ein da- 

raus resultierendes ethisches Vakuum wird weder durch 

suprastaatliche Institutionen gefüllt, noch wäre dies not- 

wendi gerweise wünschenswert, käme es doch zu einer 

monopolistischen Machtkonzentration auf dieser Ebene.

Heterogene Moralvorstellungen 
In einer wertepluralen Gesellschaft sind wir uns in vielen 

Punkten darüber uneins, was das moralisch Gebotene ist. Auf 

einer globalen Ebene gilt dies umso mehr. Fast jeder hat auf 

seine Weise das Gefühl, das moralisch Richtige zu wollen und 

meist auch zu tun. Gemessen an diesem Richtigen liegen die 

anderen mit ihren Ansprüchen dann einfach falsch, so einfach 

ist das oft.

Neuere Untersuchungen aus den Neurowissenschaften, der 

Evolutionsbiologie und der Sozialpsychologie deuten in die- 

sem Zusammenhang darauf hin, dass unsere moralischen 

Handlungsfähigkeiten durch zwei unterschiedliche Systeme 

im Gehirn gesteuert werden: Aus dem emotionalen System, 

dem Bauchgefühl, entsteht die Intuition, wohingegen das 
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kognitive System Situationen auf der Basis von Vernunft-

urteilen bewertet. 

Im emotionalen Modus, so zeigen Studien, erschöpfen sich 

unsere moralischen Handlungen auf Mitglieder einer Ingroup 

(»wir«). Gegenüber der Outgroup (»die anderen«) verhalten 

wir uns neutral bis offen feindselig. Die Grenzen zwischen 

In- und Outgroup sind kulturell überformt und werden nach 

sichtbaren (Hautfarbe oder Geschlecht) oder nicht sichtbaren 

Merkmalen (Religion, Staatsangehörigkeit, soziale Klasse) 

gezogen. 

Bei Problemen globalen Zuschnitts ist es oft so, dass unser 

moralisches Bauchgefühl Problemwahrnehmungen erzeugt, 

die im Lichte unserer Vernunfturteile nicht angemessen sind. 

Der Psychologe Joshua Greene spricht hier von »Tragedy of 

Commonsense Morality« 45. Wir alle treffen mit unserem je- 

weiligen moralischen Bauchgefühl aufeinander und müssen 

nach Wegen suchen, die unterschiedlichen Legitimitätsan-

sprüche und das Verhältnis von Vernunft und Intuition mit-

einander in Einklang zu bringen. 

Die Tugend der Tugend
Moralisch vernünftiges Handeln setzt moralische Fähigkeiten 

voraus. Es kann erlernt werden wie das Spielen eines Musik- 

instruments. Tugendethische Konzepte beispielsweise oder 

östliche Weisheitslehren gehen davon aus, dass der Einzelne 

seine Fähigkeit, in moralischen Kategorien zu denken und zu 

handeln, entwickeln kann. Sie sind Orientierung zu innerer 

Freiheit, zu Autonomie, und Voraussetzung eines gelingen-

den Lebens. 

Weil unterschiedliche Menschen unterschiedliche Vorstel-

lungen darüber haben, was in einer Situation beispielsweise 

gerecht ist, wäre es anmaßend, den Begriff inhaltlich füllen  

zu wollen. Aus diesem Grund sind moderne Ethiken so-
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genannte Verfahrens- oder Prozessethiken, die sich hinsicht-

lich »materialer Vorgabe« zurückhalten. »Tugendkataloge« 

sind eher den historischen Umständen geschuldet, inner- 

halb derer sie entwickelt wurden, und nicht objektivierbar. 

Auch bedeuten moralische Orientierungen entgegen ver-

breiteter Auffassung kein »Müssen«, sondern werden in 

modernen, liberalen Ethiken – ob nun kantianisch, diskurs- 

oder tugendethisch eingebettet – üblicherweise als »Sollen« 

charakterisiert. 

Es ist jedoch nicht nur die Pluralität einer Gesellschaft, die  

die tugendethische Vorstellung vom gelingenden Leben im 

Allgemeinen und vom moralisch gebotenen Leben im Be-

sonderen attraktiv macht. Eine solche Position veranschau-

licht auch, dass die »richtige« Lösung von Problemen häufig 

nicht theoretisch antizipierbar ist, sondern sich erst situativ 

zeigt. Um dem gerecht zu werden, benötigen der einzelne 

Mensch und auch Organisationen etwas, das man »mora- 

lische Fähigkeiten« nennen könnte, also Kompetenzen, mit 

neuen Situationen auch normativ angemessen umgehen zu 

können. Sie gewährleisten dabei auch einen besseren Um-

gang mit Tendenzen der »moralischen Verschleierung«, die 

ein fester Bestandteil unserer Selbstnarrative sind. 

Auf dem moralischen Auge blind
Wie verträgt sich diese Idee der Entwicklung moralischer 

Fähigkeiten mit der Sichtweise, moralische Probleme nur 

durch institutionelle Regeln lösen zu wollen? Oder anders 

gefragt: Wie verhält sich das wirtschaftspolitische Verständ - 

nis der Wirtschaftswissenschaften zur Moral? 

Das immer wieder kritisierte Modell der Anreiztheorie liefert 

zwar wertvolle Einsichten für die Erklärung wirtschaftlicher 

und sozialer Prozesse, ist jedoch für Fragen der Moral nahe- 

zu blind. Denn Moralfähigkeit und damit zusammenhängend 

auch Autonomie, Würde und Selbstbestimmung als Katego-
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rien sind in dieser Vorstellung ausgeschlossen (allenfalls 

durch einen sehr weit gefassten Interessenbegriff einholbar, 

was aber für praktische Anwendungen so gut wie nie passiert). 

Genau aus diesem Grund fällt es der ökonomischen Theorie 

schwer, eine moralische Verantwortung zu denken. Und 

genau aus diesem Grund behandelt sie die Regelebene als 

den einzigen Ort zur moralischen Problemlösung.

Doch bei genauerer Betrachtung wird deutlich, dass die Wirt- 

schaftswissenschaften an moralischen Fragen nicht vorbei-

kommen: In einer Demokratie erfolgt die Regelsetzung durch 

politische Wahlen, und für diesen Fall der Regelsetzung  

hat der Philosoph John Rawls das Gedankenkonstrukt des 

»Schleiers des Nichtwissens« entworfen.46 Dabei unter-

scheidet er einen zweistufigen Prozess: Innerhalb des Regel-

systems ist die moralische Rolle des Einzelnen auf die 

Regelbefolgung reduziert. Auf der Ebene der Regelsetzung 

kommt dem Einzelnen aber die volle moralische Verant  - 

wor tung bei der politischen Wahl dieser Spielregeln zu.  

Auf beiden Ebenen ist das handelnde Individuum daher  

als moralischer Akteur gefordert.

»Only a virtuous people are 
 capable of freedom«  
(Benjamin Franklin) 

Ich halte es für ausgeschlossen, dass die ökonomische Theorie 

auf ein Konzept von Akteursverantwortung – und sei es nur  

in einem funktionalistischen Sinne – verzichten kann und 

verzichten sollte. Es erscheint für eine konstruktive Weiter-

führung wesentlich, eine sozialwissenschaftliche Handlungs-

theorie zugrunde zu legen, die interpretativ angelegt ist und 

Handlungstypen jenseits von Zweckrationalität, also einem 

ökonomischen Kalkül, kennt. Tatsächlich ist nämlich davon 

auszugehen, dass Menschen moralisch handeln (können)  

und prinzipiell über ein Repertoire moralischer Tugenden 

verfügen. 
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So wichtig die Verantwortung von Akteuren in praktischer  

wie in theoretischer Hinsicht ist, so falsch wäre es, von einem 

Extrem (nur institutionelle Regeln) in das andere (nur mora- 

lisches Handeln) für die ökonomische Theorie zu verfallen.  

In einer komplexen arbeitsteiligen Gesellschaft kann das 

Individuum nicht für alle Entscheidungen zur Verantwortung 

gezogen werden. John Rawls wies zu Recht darauf hin, dass 

dies zu einer hoffnungslosen Überforderung des Einzelnen 

führen würde. Die Setzung von Regeln reduziert Komplexität, 

da es die Verantwortung des Einzelnen lediglich auf die Re - 

geleinhaltung bezieht. 

Ob Individuen oder Unternehmen moralisch handeln und ihre 

diesbezüglichen Fähigkeiten entwickeln, ist also abhängig 

von den Regelsystemen, innerhalb derer Personen oder Or- 

ganisationen (inter)agieren. Die Aufgabe einer institutionellen 

Ordnung, zum Beispiel einer politischen Rahmenordnung 

oder des Regelsystems in einer Organisation, ist es damit, 

moralisches Handeln zu fördern und nicht nur eigennutz-

orientiertes Verhalten durch Anreizmechanismen irgendwie 

in Zaum zu halten. Es geht also um ein Wechselspiel von 

moralischem Handeln und Institutionen – in Organisationen 

und in der Gesellschaft als ganzer. In praktischer Hinsicht 

heißt das, dass moralisches Handeln von Mitarbeitern ge-

nauso wenig als Ersatz für Organisationsstrukturen zu sehen 

ist, wie Unternehmensverantwortung ein Substitut für die 

klassische Wirtschaftspolitik darstellt. 

Diese Idee ist freilich nicht neu. Schon Aristoteles formulierte: 

»Die Gesetzgeber machen die Bürger durch Gewöhnung 

tugendhaft; das ist wenigstens die Absicht jedes Gesetz-

gebers; wer es aber nicht recht angeht, der verfehlt seinen 

Zweck, und darauf läuft der ganze Unterschied von guter  

und schlechter Staatsverfassung hinaus.« 47 
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Der Liberalismus einer Anreizethik, die tolerant zu sein scheint, 

weil sie sich nicht in Fragen der Moral einmischt, ist keiner. 

Eine Gesellschaft, die konfligierende Interessen ausschließ-

lich durch Regel-/Sanktionssysteme steuern will, ist nicht 

liberal, sondern totalitär. »Only a virtuous people are capable 

of freedom«, schrieb Benjamin Franklin im Jahr 1787.48 Das 

gilt auch heute noch: Moral und äußere, politische Freiheit 

sind untrennbar aufeinander bezogen. 

Wollen die Wirtschaftswissenschaften ihre Schwierigkeiten 

mit der Moral beheben, so erscheinen also Grundsatzdiskus-

sionen notwendig, die eine stärkere Reflexion des philoso-

phischen Voraussetzungsreichtums ökonomischer Theorien 

zum Ziel haben. Die Ökonomik kommt aus meiner Sicht nicht 

umhin, die Verantwortung von Akteuren theoretisch zu ver- 

 arbeiten und auf dieser Grundlage praktische Vorschläge zu 

entwickeln.

Damit könnte man zugleich auch zur ursprünglichen Idee 

eines wohlverstandenen Liberalismus zurückkehren, der 

historisch durch komplementäre Ideen von »politischer Frei- 

heit« und »individueller Verantwortung« gekennzeichnet war. 

Davon jedoch scheint nicht nur die wirtschaftliche Praxis ein 

gutes Stück weit entfernt zu sein, auch das Denken in den 

Wirtschaftswissenschaften folgt im Grunde dem eines hal- 

bierten Liberalismus. 

Die Gründe dafür dürften nicht nur in den methodischen Eng- 

führungen des ökonomischen Instrumentariums liegen. Viel- 

mehr paaren sich diese, so soll in den folgenden zwei Kapiteln 

illustriert werden, mit quasireligiösen Vorstellungen von dem, 

was Ökonomen nicht nur verehren, sondern geradezu zu 

lieben scheinen: von dem Markt.
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In einem bemerkenswerten Artikel in der Frankfurter Allge-

meinen Sonntagszeitung vom 19. August 2017 sprachen die 

Mitglieder des Sachverständigenrates für Wirtschaft, Lars 

Feld, Christoph Schmidt, Isabel Schnabel und Volker Wieland, 

von der »Liebe von Ökonomen zum Markt«. Sie reagierten 

damit auf einen Beitrag ihres Kollegen Peter Bofinger, dem 

Fünften im Bunde der Wirtschaftsweisen, der zuvor in der 

FAZ erschienen war. Bofinger sprach sich darin für eine 

staatliche Industriepolitik aus, die Schlüsseltechnologien  

wie zum Beispiel die erneuerbaren Energien vorantreibt.  

Für seine vier Kollegen war das offenbar zu viel. Sie schrie- 

ben: »Laien verwechseln häufig die Liebe von Ökonomen 

zum Markt mit einer Liebe zu einzelnen Marktakteuren. Ei- 

nem Profi sollte das nicht passieren.« Bofinger, der den  

Markt als Ökonom doch wie sie selbst lieben sollte, geht  

mit der Idee einer staatlichen Industriepolitik fremd und  

will »mehr Zentralismus wagen« 50. Sie, die Monogamen, 

werfen ihm ein amouröses Techtelmechtel vor, das sie so 

nicht dulden können. Wenn du den Markt nicht wirklich  

liebst, dann ist Schluss, so raunt es durch den Text der vier 

Sachverständigen. 

9. Liebe 
zum Markt: 
Eine Glosse49
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Romantische Liebe und 
 Kapitalismus

Der Sachverständigenrat soll mit Sachverstand beraten, und 

Liebe macht bekanntlich blind. Insofern irritiert die Wortwahl 

der liebestrunkenen Wirtschaftsweisen. Dabei ist der Ge-

danke, den Kapitalismus mit Liebe in Verbindung zu bringen, 

gar nicht neu. 

So hat etwa schon Herbert Marcuse als Vertreter der kriti- 

schen Theorie im Begehren eine »Triebfeder« für Wirtschaft 

und Gesellschaft erkannt, die nicht nur auf ein menschliches 

Miteinander begrenzt ist, sondern beispielsweise auch auf 

Produkte ausstrahlt. Und der Publizist Wolfgang Fritz Haug 

plädierte in einem Kultbuch der 68er-Bewegung dafür, 

Marktprodukten nicht mehr nur den reinen Gebrauchswert 

zuzuschreiben: Die moderne Welt funktioniere vielmehr so, 

schrieb Haug, dass »wo immer eine Not, ein Bedürfnis, ein 

Bedarf, da bietet ein Warenbesitzer mit liebenswürdigstem 

Schein seinen Liebesdienst an, um alsbald die Rechnung  

zu präsentieren«.51 

Die Diskussion dieser Überlegungen liegt nun schon ein 

Weilchen zurück, und trägt natürlich einen politischen An-

strich aus dieser Zeit. Und doch trifft die Analyse heute fast 

noch mehr ins Schwarze als vor 50 Jahren. Jedes Unter-

nehmen weiß heute, dass es primär Geschichten und erst 

sekundär Produkte verkaufen muss. Da passt es gut, dass 

auch Dinge inzwischen als liebenswert gelten dürfen und 

eine eigene erotische Anziehungskraft entfalten können.  

»Ich liebe es«, heißt es in der McDonald’s-Werbung, Volks-

wagen macht alles »aus Liebe zum Automobil«, und um 

»echte Liebe« sogar geht es bei der börsennotierten Bo- 

russia Dortmund.
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Gleichzeitig wird Liebe aber auch mit Unbedingtheit in Ver- 

bindung gebracht, die sich mit ökonomischem Denken so 

ganz und gar nicht vertragen soll. »Was bringt er/sie mir noch?« 

Fragen dieser Art werden dem Anspruch an ein Absolutes 

der Liebe nicht gerecht. Kritik ist damit nicht mehr erlaubt 

und wird mit der untertönig nach Vorwurf klingenden Frage 

»Liebst du mich etwa nicht mehr?« im Keim erstickt. 

Die zitierte Aussage des Sachverständigenrats kann als in- 

teressantes Stück Zeitgeschichte genommen werden. Längst 

geht es nicht mehr nur um die Erotisierung von Produkten, 

sondern um die erotisierte Ideologisierung einer Idee – und 

zwar im Ökonomischen selbst. Nicht die Ökonomie, sondern 

eine spezifische ökonomische Organisationsform, der Markt, 

soll Objekt des Begehrens werden. Ökonomen haben den 

Markt bedingungslos zu lieben, sonst droht, so der Tenor  

des Wirtschaftsweisentextes, die Trennung. 

Scheidung?
Zur Drohung mit dem Scheidungsanwalt passt auch die 

kritische Anmerkung des Ökonomen Achim Wambach, 

Vorsitzender des Vereins für Socialpolitik, der Standes-

organisation der Ökonomen im deutschsprachigen Raum. 

Diskussionen mit Kritikern der Wirtschaftswissenschaften 

schätzt er im Ergebnis als eher »durchwachsen« ein, »da 

schwingt oft eine markt- und kapitalismuskritische Agenda 

mit«.52 Und das, so klingt es auch hier, ist eigentlich schon  

zu viel, der Markt per se darf nicht infrage gestellt werden, 

weil man ihn schlicht lieben muss.

Der Sachverständigenrat macht wirtschaftswissenschaftliche 

Politikberatung, um damit die »Urteilsbildung bei allen wirt- 

schaftspolitisch verantwortlichen Instanzen sowie in der 

Öffentlichkeit« zu erleichtern, so ist es gesetzlich festge-

schrieben.53 Es drängt sich die Frage auf, welche Urteils-

bildung in der Politik und in der Öffentlichkeit noch möglich 
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ist, wenn in einem prominenten Expertengremium eine Idee 

monopolisiert wird. Interessanterweise kämpfen Ökonomen 

ansonsten ja vehement gegen Monopolbildungen und Macht- 

konzentrationen jedweder Art. Den Markt der eigenen Ideen 

scheint dies jedoch nicht zu betreffen. Was in ihm zählt, ist 

die unbedingte Liebe.

Mach dich hübsch!
Was könnte man den Wirtschaftsweisen raten? Paartherapie? 

Oder vielleicht doch eher das, was die Jugendzeitschrift Twen 

in den 1960er-Jahren als Tipp für die Zeit nach einer Tren- 

nung parat hielt: »Werden Sie umwerfend hübsch, probieren 

Sie mal, was Sie noch nie probiert haben. Wenn Sie den 

Markt erforschen wollen, müssen Sie sich in der begehrens-

wertesten Verpackung anbieten.« 54 Heute gibt es dafür 

Online-Partnerbörsen.
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Als der Kanzlerkandidat der SPD, Martin Schulz, 2017 das 

Leitthema »Gerechtigkeit« für den Wahlkampf und die Politik 

der Sozialdemokraten ausrief, dauerte es nicht lange, da nah- 

men Ökonomen dieses Thema aufs Korn. Marcel Fratzscher, 

Direktor des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 

(DIW), beispielsweise provozierte in einer Kolumne für Zeit 

Online im Februar 2017 mit der These: »Die Frage der Ge-

rechtigkeit ist nicht diejenige, um die es jetzt gehen sollte.« 56 

Es sei eine falsche Gerechtigkeitsdebatte, die geführt werde, 

so der Autor, stattdessen sollte es um die Frage gehen, wie 

man zu »Wohlstand für alle« komme.

Solche Positionen sind nicht neu und hätten auch nach dem 

Ende des Zweiten Weltkrieges oder in den 1970er-Jahren 

formuliert sein können. Denn die Geschichte, die Ökonomen 

gerne erzählen, ist die von dem Kuchen, der größer gebacken 

werden müsse (Milton Friedman), um den Zusammenhalt der 

Gesellschaft zu sichern – »Wohlstand für alle« (Ludwig Erhard) 

eben. Realisiert werden soll dies unter anderem über Bildungs- 

offensiven, um gut ausgebildete Fachkräfte »in den Arbeits-

markt zu bringen«, die dann fleißig zum Bruttosozialprodukt 

beitragen und »Eigenverantwortung ausüben können« 

(Fratzscher). Es geht damit, anders formuliert, um die Schaf- 

fung oder Verbesserung des Produktionsfaktors Arbeit, neu- 

10. Wohlstand  
für alle? Die 
halbe Wahrheit, 
der ganze Irrtum55
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deutsch: »Human Resources«. Alles wird gut, wenn wir den 

Wohlstand aller steigern, so das quasireligiöse Heilsverspre-

chen von Ökonomen. Vor diesem Hintergrund überrascht es 

wenig, dass Ökonomen eine gesellschaftliche Gerechtigkeits-

diskussion tendenziell für überflüssig halten. 

Kulturelle Sinndeutungen
Die vorgetragene Argumentation führt jedoch bei genauerer 

Betrachtung schnurstracks an relevanten gesellschaftlichen 

Fragen vorbei. Der verengte Blick durch die ökonomische 

Brille, durch die man nicht sehen kann, was man nicht sehen 

darf, verkennt nämlich, dass der Zusammenhalt einer Gesell-

schaft nicht nur vom gesellschaftlichen Wohlstand abhängt, 

sondern exakt auch eine Frage sozialer Gerechtigkeit ist. 

Wenn die »schöpferische Zerstörung« (Schumpeter) nicht nur 

die Märkte durcheinanderwirbelt und Innovationen schafft, 

sondern persönliche Lebensentwürfe zerstört, helfen »Wohl-

stand für alle«-Slogans nicht wirklich; die betroffenen Men- 

schen fühlen sich abgehängt, sie empfinden ihre Situation  

als ungerecht. 

Fragen sozialer Gerechtigkeit sind subjektiver Natur. Es geht 

also um eine von den Menschen wahrgenommene Gerechtig-

keit, und diese betrifft nicht nur das ökonomische Auskom men. 

Dieser Sachverhalt mag es für die traditionellen Wirtschafts-

wissenschaften schwierig machen, das Thema mit ihrem  

traditionellen Instrumentenkasten zu bearbeiten. Aber sind 

damit die kulturellen Sinndeutungen, die Interpretationen 

menschlicher Bedürfnisse und Verhaltensweisen in den je- 

weiligen sozialen Kontexten, für das Verstehen und Gestalten 

von Gesellschaft irrelevant? 

Die Wahl von Donald Trump zum US-Präsidenten ist ein 

instruktives Beispiel: »Make America Great Again« – wenn  

wir diesen Slogan, der Trump zum Wahlsieg führte, den 

ökonomischen Zahlen zur Entwicklung der USA seit der 
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Obama-Präsidentschaft gegenüberstellen, so kommt man 

»objektiv« zu dem Ergebnis, dass das Land unter Obama 

wirtschaftlich nicht gerade am Boden lag – ganz im Gegen-

teil. Den Ökonomen bleibt hier im Grunde nur Kopfschütteln 

über den Zuspruch der amerikanischen Bevölkerung, der als 

schlicht irrational – irgendwie durchgeknallt – qualifiziert 

werden muss. Das stört die Amerikaner freilich reichlich 

wenig. Was auch immer die Gründe für die Wahl von Donald 

Trump waren – religiöse Motive, der Wunsch nach etwas 

ganz anderem, keine Frau ins Präsidentenamt –, sie können 

jedenfalls nicht primär ökonomischer Art gewesen sein. 

Mit Blick auf die Frage, ob in Politik und Gesellschaft eine 

Gerechtigkeitsdiskussion stattfinden sollte, lautet die Ant- 

wort natürlich: Was denn sonst? Denn es sind ja gerade  

auch Fragen eines fairen und gerechten Miteinanders, die 

Menschen umtreiben – nicht abstrakt als Begriffsduselei 

einer philosophischen Gerechtigkeitsdiskussion, sondern 

sehr konkret in ihren jeweiligen Lebenskontexten. 

Jenseits des Win-win- 
Wonderlands

Ökonomen sollten diese Fragen ernst nehmen, anstatt sie  

ins Reich des Fabulierens zu verschieben oder sich dafür 

schlichtweg nicht zuständig zu fühlen. Das setzt eine gewisse 

Sensibilität der Kolleginnen und Kollegen aus den Wirt-

schaftswissenschaften für kulturelle Phänomene voraus: Es 

macht die Welt komplizierter, aber die Wirtschaft ist in ge-

sellschaftliche Kontexte eingebettet, und Menschen sind 

nicht nur ökonomische Akteure. Das heißt vor allem, dass es 

auch den modernen Wirtschaftswissenschaften gut anstehen 

würde, die Probleme unserer Gesellschaft mit anzupacken 

und wirkliche Verteilungs- und Partizipationsfragen zu 

thematisieren, statt die Menschen gebetsmühlenartig in ein 

allokationsgetriebenes Win-win-Wonderland entführen zu 

wollen. Erzählungen sind gut und wichtig, Märchenstunden 
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sind hier Zeitverschwendung. Um nicht missverstanden zu 

werden: Ökonomische Analysen sind von Bedeutung. Die 

halbe Wahrheit absolut genommen führt jedoch bekanntlich 

schnell zum ganzen Irrtum. 

Marcel Fratzscher sieht dies übrigens inzwischen auch selbst 

so: »Selbst eine Gesellschaft, die das Prinzip der Leistungs-

gerechtigkeit erfüllt«, schrieb er anlässlich des 70-jährigen 

Bestehens des Grundgesetzes, »mag von einer Mehrheit  

als ungerecht angesehen werden, wenn diese Gesellschaft 

vielen Menschen Selbstachtung verwehrt. Somit ist Neid 

nicht gezwungenermaßen irrational, sondern kann durchaus 

berechtigt sein, wenn die Verteilung von Einkommen, Ver-

mögen und Chancen als eine wahrgenommen wird, die die 

Bedürfnisse vieler Menschen nicht erfüllt. Womit wir wieder 

beim Grundgesetz sind: Selbstachtung ist ein essenzielles 

Element der Würde des Menschen.« 57 

In der Tat: Ökonomische Analysen ohne einen Seitenblick  

auf kulturelle, nicht ökonomische Tatsachen – sie mögen  

uns moralisch schmecken oder nicht – werden ihre Absichten 

verfehlen, denn sie gehen an den Menschen vorbei. Und 

normative Schlussfolgerungen ohne die Berücksichtigung 

deontologischer Prinzipien, wie dem der Menschenwürde, 

sind moralisch fragwürdig.
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Als ich in den 1990er-Jahren studierte, kursierte unter uns 

Wirtschaftswissenschaftlern ein Witz: »Soziologen sind die- 

jenigen, die eigentlich Ökonomie studieren wollen, aber nicht 

so gut rechnen können.« Das Traurige an diesem Spruch ist, 

dass nicht wenige Ökonomen auch heute noch so oder ähn- 

lich denken. Der Kern der modernen Volkswirtschaftslehre 

ähnelt auch 25 Jahre nach meinem Studium und womöglich 

sogar noch stärker mehr einer naturwissenschaftlichen denn 

einer sozialwissenschaftlichen Disziplin. Und es ist nicht nur 

traurig, sondern verhängnisvoll, dass man in den Wirtschafts-

wissenschaften noch stolz darauf ist; Ökonomen feiern die 

eigenen Methoden als ideologiefrei und deshalb als über-

legen. Die Königin der Sozialwissenschaften!

Es gibt eine zarte Gegenströmung gegen den Kanon an wirt- 

schaftswissenschaftlichen Fakultäten, die unter der Bezeich-

nung »Plurale Ökonomik« firmiert. Es geht ihr – nomen est 

omen – um eine Öffnung der Ökonomik für Erkenntnisse aus 

anderen Disziplinen, den Kognitions- und Neurowissenschaf-

ten, den Geschichtswissenschaften und der Soziologie. Ein 

breiteres Spektrum von ökonomischen Ansätzen – und nicht 

nur ein dominanter Mainstream – soll zu einem besseren Ver- 

ständnis wirtschaftlicher Zusammenhänge in der Forschung 

beitragen und auch Studierende zur eigenständigen Reflexion 

befähigen, statt sie nur mit theoretischem Standard lehrbuch-

wissen zu indoktrinieren und abzurichten, um nicht zu sagen: 

zu verdummen. Dabei ist man für vieles offen, plural eben. 

11. Wirtschaft 
ist Kultur – was 
denn sonst!

58
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Die Kritiker der Kritik waren auch gleich zur Stelle. Die Dogma- 

tiker ganz cool: »Nur weil ihr nicht so gut rechnen könnt …«, 

die eher gemäßigten Vertreter rhetorisch etwas geschickter: 

»Irgendwie habt ihr ja ein bisschen recht, aber das machen 

wir doch schon alles.« Die Reformbemühungen prallen also 

tendenziell an der traditionellen Volkswirtschaftslehre ab, 

weil man dort nicht so recht weiß (oder wissen will), welche 

Reformen überhaupt notwendig sind. Ausnahmen bestätigen 

auch hier die Regel.

In der Tat ist an der Abwehr in Teilen etwas dran: Die moderne 

Verhaltensökonomik bezieht heute vermehrt psychologische, 

neurowissenschaftliche und evolutionstheoretische Über-

legungen ein, Unternehmen werden nicht mehr nur als gut 

geölte Maschinen verstanden, systemische Zusammenhänge 

etwa auf Finanzmärkten werden nicht mehr als (kalkulierbare) 

Risiken begriffen, sondern durch Szenarien unter Unsicherheit 

modelliert, um nur einige Beispiele zu nennen. Ist also alles 

schon da und besteht insofern kein Bedarf an Reformen in 

den Wirtschaftswissenschaften? Ich denke, nein! 

Erstens scheinen mir diese Entwicklungen weiterhin eher an 

den Rändern der Disziplin zu liegen, und zweitens, und wich- 

tiger, betreffen sie nicht den Kern eines notwendigen neuen 

ökonomischen Denkens. Ich sehe insbesondere unter vier 

Aspekten einen Handlungsbedarf, die eine prinzipielle Sicht- 

weise des Ökonomischen und der Ökonomik als Wissenschaft 

betreffen: Der Mainstream der Wirtschaftswissenschaften 

sollte sich öffnen und weiterentwickeln, demgegenüber soll- 

ten die »Pluralos« ihre Anliegen schärfen. Pluralisierung ist 

zwar sympathisch, birgt aber die Gefahr, alles und deshalb 

nichts zu umfassen.
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Der Homo oeconomicus ist tot, 
lang lebe der Homo oeconomicus

Der Homo oeconomicus ist die zentrale Kunstfigur (und kein 

Menschenbild) der Ökonomen, die ihren Analysen wirtschaft-

licher Prozesse zugrunde liegt. In anderen Disziplinen wird 

jedoch gezeigt, dass Menschen nicht stets ökonomisch ratio- 

nal ihren Nutzen maximieren, sondern deutlich komplexer 

handeln. Sie treffen Entscheidungen innerhalb bestimmter 

kognitiver Mindsets (Frames) oder haben ein Gefühl für Fair- 

ness. Solche und ähnliche Aspekte menschlichen Handelns 

sind natürlich auch in den Wirtschaftswissenschaften an-

gekommen, wenn auch – im Vergleich zu anderen Sozial-

wissenschaften – mit erheblicher zeitlicher Verspätung. 

Und dennoch hält sich beharrlich ein spezifisches Verständnis 

von Rationalität, das verengt ist auf ökonomische Rationa lität. 

Rationales Handeln im weitesten Sinne, so könnte man defi- 

nieren, ist zu verstehen als sinnhaftes, reflektiertes und be- 

gründbares situatives Handeln. Man bekommt an der Kasse 

zu viel Wechselgeld zurück und weist den Kassierer freund-

lich darauf hin. Für ein solches Verhalten kann es gute, nicht 

ökonomische Gründe geben – sei es, dass man einfach eine 

ehrliche Haut ist oder sofort daran denkt, dass der Kassierer 

den Kassenfehlbetrag aus der eigenen Tasche bezah len muss. 

Für einen Ökonomen wären solche Motive irrational. Die 

Ökonomik spricht hier von Anomalien, denn sie betrachtet  

es als eine Abweichung vom ökonomisch(!) rationalen Ver-

halten. Oder sie greift zu dem Trick der sogenannten offenen 

Nutzenfunktion, die nicht nur einen Geldwertnutzen, sondern 

auch psychologischen Nutzen umfasst. Bezogen auf das Bei- 

spiel hieße das, den Grund für die Rückgabe des zu viel er- 

haltenen Wechselgeldes in einem schlechten Gewissen (hohe 

psychologische Kosten) oder in dem aus der Ehrlichkeit re- 

sultierenden Wohlgefühl zu sehen. Hier stellt sich allerdings 
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sofort die Frage, wie hoch der Erklärungsgehalt einer Theorie 

ist, mit der prinzipiell sowohl ein Verhalten X als auch das 

gegenteilige Verhalten (Non-X) erklärt werden kann. 

Moderne wirtschaftswissenschaftliche Ansätze betreiben 

einiges an Aufwand beim Ergründen menschlicher Entschei-

dungen und Interaktionen zwischen Menschen. Sie führen 

empirische (spieltheoretische) Experimente durch oder schie- 

ben Probanden in die Röhre, um Gehirnströmungen zu mes- 

sen. Im Grunde lebt der Homo oeconomicus jedoch auch in 

diesen modernen Ansätzen weiter. 

Eine neue Ökonomik sollte demgegenüber einen erweiterten 

Rationalitätsbegriff als Grundlage ihrer Untersuchungen 

verwenden, der zudem nicht nur rein kognitiv angelegt ist 

(»wie wir entscheiden«), sondern Dimensionen körperlichen 

Handelns (»Hand wie Handeln«) beinhaltet. Forschungen 

anderer Disziplinen zeigen sehr deutlich, dass menschliches 

Handeln starke Bezüge zur eigenen Körperlichkeit hat und 

»embodied« ist. Dies hätte Konsequenzen für die Frage, wie 

menschliche Interaktionen und ökonomische Institutionen 

betrachtet werden können.

Die Ökonomik als implizite Ethik
Aus Wertefragen hält sich die traditionelle ökonomische 

Lehre dem eigenen Bekunden nach gerne raus. Ein Ökonom 

braucht analytischen Sachverstand und arbeitet wertneutral. 

Alles andere ist normative Anmaßung und hat nichts mit Wis- 

senschaft zu tun, so oder ähnlich schallt es in Popper’scher 

Tradition aus den Fakultäten der Wirtschaftswissenschaften. 

Lassen wir einmal beiseite, dass die normative Postulierung 

einer rein beschreibenden und erklärenden Wissenschaft 

schon selbst eine normative Position darstellt, wesentlich ist, 

dass Ökonomen aus ihren Untersuchungen Handlungsemp- 

fehlungen – etwa für Unternehmen oder Politik – ableiten. 

Und womöglich noch wesentlicher ist nicht nur die Frage, 
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was am Ende als Empfehlung rauskommt, sondern was zu 

Beginn als normative Annahmen hineingesteckt wird. Das 

Analyseinstrument des Homo oeconomicus und das Ver-

ständnis von Rationalität sind Beispiele für zugrunde gelegte 

Annahmen. Wenn dann zum (bewussten oder unbewussten) 

Setting weitere unhinterfragte (ideologische) Wertmaßstäbe 

hinzukommen, dürfte mehr als deutlich sein, dass die Wirt-

schaftswissenschaften nicht nur eine harmlose Kunstlehre 

sind. Zu diesen nicht hinterfragten Größen gehören etwa  

»der Markt« als zentraler Steuerungsmechanismus moderner 

Gesellschaften – funktioniert wie eine Maschine und ist 

kreativ (zerstörend) wie ein Mensch – oder das normativ 

erhöhte Ausrufen von Unternehmen als Gewinnmaximierer, 

zum Zwecke von mehr Wirtschaftswachstum. 

Die Wirtschaftswissenschaften, Volks- wie Betriebswirt-

schafts lehre, sind implizite Ethiken. Jeder Ökonom würde gut 

daran tun, sich selbst und anderen gegenüber (Studieren den, 

Rezipienten aller Art) die normativen Annahmen bewusst zu 

machen oder sich wenigstens auf einen Diskurs dazu – was 

steckt an Ethik drin, was kommt raus – einzulassen.

Ökonomie ist Kultur
Wie sehr den aktuellen Wirtschaftswissenschaften der An-

schluss an andere sozial- und geisteswissenschaftliche 

Disziplinen fehlt, verdeutlicht die Reaktion traditioneller 

Ökonomen auf die Aussage: »Ökonomie ist Kultur.« Die 

reflexartige Frage – wie ich sie jüngst auch an der eigenen 

Universität gehört habe, lautet dann: »Was soll das denn 

sein?« Für Sozialwissenschaftler, Philosophen, Kulturtheo-

retiker hingegen steht außer Frage: »Ja was denn sonst!«

Unsere Wirtschaft – wie wir sie aktuell kennen, früher 

kannten und in Zukunft kennen werden – ist ein Produkt 

menschlichen Handelns und daraus resultierender sozialer 

Dynamiken. Der Begriff Wirtschaftssystem mag den Eindruck 
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erwecken, es handele sich um etwas Technisches oder wo- 

möglich direkt der Natur Entsprungenes (wenn nicht Gott-

gegebenes). Alles abwegige Vorstellungen, denn tatsächlich 

ist die Ökonomie eine (wirkmächtige) »gesellschaftliche 

Wertsphäre« (Max Weber), in der Individuen mit ihren Sinn-

deutungen und künstlichen kulturellen Gebilden, wie Unter-

nehmen, miteinander interagieren. Dabei werden hochgradig 

symbolisch aufgeladene Produkte und Dienstleistungen 

gehandelt, erfolgen Tauschprozesse unter Verwendung des 

Kulturproduktes Geld. Ökonomie ist Kultur (und hat nicht nur 

kulturelle Elemente). Dazu haben die Schweizer Ökonomen 

David Iselin und Bruno S. Frey in einem Beitrag geschrieben: 

»Ökonomie ist ein Teil einer Narrationskultur. Unternehmen 

haben schon lange entdeckt, dass sich nicht Fakten, sondern 

Geschichten verkaufen. Ökonomen erzählen ebenfalls 

Geschichten, ohne sich dessen bewusst zu sein.« 59

Ein neues ökonomisches Denken sollte zu einem kulturellen 

Verständnis von Wirtschaft und von Wirtschaft in Gesellschaft 

zurückkehren, wie es für viele Klassiker (Max Weber, Georg 

Simmel, Karl Polanyi) selbstverständlich war, will sie nicht 

Wesentliches aus den Augen verlieren. Dazu zählen beispiels-

weise sozialgeschichtliche und dogmenhistorische Unter-

suchungen (»Wo kommen wir her?«), kulturtheoretische 

Analysen zur Einbettung oder Entbettung der Ökonomie und 

ihrer Institutionen, einschließlich bestimmter Erzählformen 

(»Wo und wer sind wir?«) sowie ein Nachdenken über und 

Entwickeln von Zukunftsvisionen (»Wo wollen wir hin? Wer 

wollen wir sein?«).

Formale Modelle in den 
 Wirtschaftswissenschaften:  
Ist Mathe doof?

Nach meiner Beobachtung machen »Plurale Ökonomen« ihre 

Kritik auch an einer mathematisch (über)formalisierten Volks- 

wirtschaftslehre fest. Doch ist Mathe per se doof? Nein, ist  
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sie natürlich nicht. Meines Erachtens geht es an dieser Front 

eher um ideologische Fragen als um das Bemühen, wirt-

schaftstheoretisch voranzuschreiten. Besser wäre es, die 

Frage zu stellen: »Ist die Anwendung formaler Modelle an- 

gemessen oder nicht?« Und dazu lautet die Antwort: »Es 

kommt darauf an.« 

Das (auch ästhetisch) Schöne an mathematischen Formali- 

sierungen ist, dass sie zu Transparenz und Kohärenz zwingen, 

was sachlichen Auseinandersetzungen sehr guttun kann. Im 

wissenschaftlichen Diskurs ist auf diese Weise schnell zu 

erkennen, welches die zugrunde liegenden Annahmen sind, 

ob die Überlegungen widerspruchsfrei präsentiert werden 

und was aus ihnen resultiert. 

Auf der anderen Seite stellen sich der Ökonomik durch ihr 

spezifisches Vorgehen stets wenigstens zwei Probleme: die 

Rückübersetzung der Abstraktionen in eine lebensweltliche 

Sprache und die mögliche Tendenz, dass nur berücksichtigt 

wird, was auch mathematisch abbildbar ist, ein Vorgehen, das 

wissenschaftlich freilich nicht akzeptabel wäre. Dies könnte 

kulturtheoretische Perspektiven einer neuen Ökonomie im 

Besonderen betreffen. 

Sowohl den traditionellen Wirtschaftswissenschaften als auch 

den »Pluralen Ökonomen« geht es um eine Weiterentwick lung 

des wirtschaftstheoretischen und -praktischen Denkens. Sich 

gegenüber Diskursen zu immunisieren und der Gegenseite 

ideologischen Dogmatismus, Unkenntnis oder beides vorzu-

werfen, trägt nicht dazu bei, dieses Ziel zu erreichen. Koope-

ration statt Fundamentalopposition ist angebracht. Hier sind 

die Ökonomen – der Mainstream wie die Pluralos – selbst ge- 

fragt, ganz ebenso jedoch auch Vertreter anderer Disziplinen. 

Wir sollten die Wirtschaft in der Tat nicht nur den Ökonomen 

überlassen! 
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60

Mit dem Beginn des 21. Jahrhunderts entwickelten Unter-

nehmen Geschäftsmodelle, deren »Rohstoff« nicht etwa Öl, 

Baumwolle oder Weizen, sondern Daten sind. Bedingt durch 

die noch besseren technischen Möglichkeiten des Internets 

und die rasanten Entwicklungen im Bereich von mobilen  

End geräten reiften sogenannte Plattformunternehmen heran, 

die so etwas wie Intermediäre zwischen potenziellen Käufern 

und Verkäufern sind. Vermittelt werden kann im Grunde alles, 

Waren jedweder Art: Informationen, überflüssige private Ge- 

brauchsgegenstände, Übernachtungen, Fahrdienste, Musik, 

Filme, Kapital, Freunde, Sexpartner usw. Amazon, Google 

(firmiert als Alphabet), eBay, Airbnb, Uber, Apple, Facebook 

oder chinesische Anbieter wie Baidu, Alibaba und Tencent 

sind Beispiele für Plattformunternehmen. 

Aufgrund der spezifischen Geschäftsmodelle und des heraus-

ragenden ökonomischen Erfolgs solcher Unternehmen spricht 

man inzwischen auch von einer besonderen Form des Kapi- 

talismus, die als »Plattformkapitalismus« gekennzeichnet ist.61 

Und dieser Plattformkapitalismus, so will ich hier behaupten 

und im Weiteren plausibilisieren, stellt eine zivilgesellschaft-

liche und wirtschaftspolitische Herausforderung dar, denn: 

Der Einsatz von Datentechnologien auf Internetplattformen 

ist ein gesellschaftlicher Risikobereich. Warum? 

12. Plattform-
kapitalismus: 
Die Lizenz zum 
Wirtschaften60
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Internetplattformen als 
 gesellschaftlicher Risikobereich 

Unternehmen wie Facebook oder Google sind keine Tech-

nologieunternehmen, sondern im Kern Medienunternehmen. 

Wegen der Informationen, die sie vermitteln, sind sie zu den 

wichtigsten Fenstern der Welt geworden. Sie kartografieren, 

wie wir die Dinge sehen und welche Dinge wir nicht sehen. 

Die Nutzer werden mit gezielten Analysen zu möglichst ho- 

mogenen Gruppen gebündelt, um sie mit Werbebotschaften 

anzusprechen oder ihnen individuelle Angebote ökonomi scher 

oder politischer Art zu unterbreiten. Das reicht von einem 

Produktangebot der neuesten Sneakers bis hin zu Rassismus 

oder zur Homophobie. Welche »Leistungen« verkauft werden, 

ist aus Sicht der Plattformbetreiber nebensächlich.

Leistungen von Facebook und ähnlichen Firmen können wir 

kostenfrei nutzen, doch der Schein trügt. Wir bezahlen nicht 

in Schweizer Franken oder in Euro, sondern mit unseren 

persönlichen Daten. Geld wird nicht direkt mit den Kunden, 

sondern auf dem Werbemarkt und dem Markt für Daten-

analyse verdient. Die Gewinne werden von wenigen Unter-

nehmen abgeschöpft, was zu monopolistischen Tendenzen 

führt. Wir als »User« machen dabei mit, weil psychologische 

Mechanismen wie kleine emotionale Belohnungen in Form 

von »Likes« greifen. Das sind Streicheleinheiten für die Seele 

in der modernen Welt, die zu Abhängigkeiten führen können. 

Plattformunternehmen sind ökonomisch motiviert, zugleich 

aber ein Paradebeispiel für quasipolitische Institutionen, weil 

sie maßgeblich auf gesellschaftliche und politische Prozesse 

einwirken, indem sie unseren Zugang zur Welt steuern. Und 

gerade diese Kombination macht sie sehr gefährlich. Sie grei- 

fen derart tief in die Lebenswelten von uns Menschen ein, 

können derart massiv gesellschaftliche Perspektiven prägen 

und womöglich sogar politische Entscheidungen beeinflus sen, 
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dass sie nicht mehr nur als ökonomische Akteure betrachtet 

werden dürfen. Inzwischen häufen sich auch Warnungen vor 

der Machtposition dieser Unternehmen und Empfehlungen, 

diese einzudämmen. Die Monopole der Internetgiganten, ob 

nun Google, Facebook oder andere, sollten zerschlagen und 

ihre Geschäftspraktiken reguliert werden, wie etwa durch 

weitere Anpassungen der EU-Datenschutzverordnung. 

Was es aus meiner Sicht aber tatsächlich braucht, ist ein Zu- 

lassungsverfahren für digitale Technologien zur Gewährleis-

tung eines gesellschaftlichen Mehrwerts und zur Begrenzung 

von »Risiken und Nebenwirkungen«, die aus diesen Tech-

nologien resultieren. Dafür gibt es Vorbilder aus anderen 

Industrien, wie ich unten zeigen werde.

Monopole zerschlagen?
Firmen des Plattformkapitalismus sind auf sogenannten 

mehrseitigen Märkten tätig. Charakteristisch ist dabei, dass 

Angebote auf einem Markt zu Angeboten auf anderen Märk- 

ten führen, sodass diese miteinander verwoben sind. Wir 

können Facebook nutzen, ohne das Unternehmen dafür 

geldwert zu entschädigen. Stattdessen bezahlen wir mit 

unseren persönlichen Daten, die genau die Plattformen für 

Werbetreibende und andere so interessant machen. Geld 

wird nicht mit den »Usern«, sondern auf dem Werbemarkt 

und dem Markt für Data Analytics verdient. Die Gewinne 

werden hier von wenigen Unternehmen abgeschöpft, was  

zu monopolistischen Tendenzen führt. 

Zu Monopolbildungen in Plattformindustrien kommt es auch, 

weil aus ihnen ab einer gewissen Größe sogenannte Netz-

werkeffekte entstehen, das heißt, erst durch ein Netzwerk 

(die »friends« auf Facebook) entstehen die gewünschten 

Interaktionen, und je größer dieses ist, desto attraktiver wird 

es für den einzelnen Nutzer. Neben den hohen Fixkosten für 

Entwicklung und Betrieb solcher Plattformen sind es diese 
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Netzwerkeffekte, die zu einer Konzentration solcher Ange-

bote auf wenige Unternehmen führen.

Hinzu kommt, dass einige Plattformbetreiber sogenannte 

Habit-Forming Technologies einsetzen, die darauf hinwirken, 

dass Nutzer möglichst viel Zeit auf ihren Plattformen verbrin-

gen. Hierbei werden bestimmte psychologische Mechanismen 

genutzt und gezielt angesprochen, die denen bei Suchtver-

halten ähnlich sind und sehr einfach funktionieren: »Trigger –  

Aktion – Belohnung – Verstärkung« ist die Grundstruktur 

eines Habit Loops. Jedes »Like« bei Facebook und jeder 

»Retweet« geben eine kleine emotionale Belohnung, und  

die nie enden wollende Auswahl an Neuem verstärkt die 

Abhängigkeit. Dieser Prozess fördert die Kundenbindung  

an die Plattformen, aus der sich schließlich sogar Abhängig-

keiten ergeben können. 

Wirtschaftspolitisch wäre daher zu fragen, wie man der durch 

die Monopolisierung weiter verschärften ökonomischen Un- 

gleichheit wirksam entgegentreten und diese Märkte effi- 

zienter gestalten kann. Ein Nachdenken über Zerschlagung, 

Regulierung oder Besteuerung ist gut und richtig, damit wäre 

das Problem auf diesen speziellen Märkten jedoch leider 

nicht behoben, weil es, wie das Beispiel der Habit-Forming 

Technologies andeutet, sehr viel tiefer sitzt. Worum geht es 

also?

Es steht etwas auf dem Spiel
So besorgniserregend die hier schon mehrfach benannten 

Vorgänge bei Facebook und Cambridge Analytica sind, sie 

 erweisen sich letztlich höchstens als ein kleiner Strudel an 

der Wasseroberfläche grundsätzlicherer Phänomene:

Erstens, Facebook und Google und all die anderen stellen 

sich, wie schon gesagt, nicht als Technologieunternehmen, 

sondern als Medienunternehmen dar, auch wenn sie selbst 
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keine Informationen generieren, sondern diese »nur« ver-

mitteln. Informationen, das ist wichtig, sind keine gewöhn-

lichen Güter wie Äpfel oder Birnen, über deren Verwendung 

allein eine Marktlogik entscheiden sollte. Vielmehr entstehen 

aus Informationen Weltbilder und Meinungen, sie sind die 

Grundlage, auf der wir unsere Entscheidungen treffen.

Für das Geschäftsmodell dieser Unternehmen ist zweitens 

besonders das sogenannte Microtargeting relevant, bei dem 

die Nutzer zu möglichst homogenen Gruppen gebündelt 

werden, um ihnen gezielt Werbebotschaften zutragen oder 

individuelle Angebote unterbreiten zu können – ökonomi-

scher wie politischer Art. Eine Rolle spielt hier prinzipiell alles, 

was ein User im Internet an Spuren hinterlässt: aufgerufene 

und nicht aufgerufene Seiten, Verweildauer und Kontakte, 

Inhalt gesendeter Botschaften, die Stimme, das Aussehen 

usw. 

»Echokammern« gewährleisten das zielgenaue Erreichen der 

Werbebotschaften. Transparenz und Vergleichbarkeit sind  

die Feinde der gruppenspezifischen Differenzierung. Und 

noch einmal: Welche Leistungen verkauft werden, ist dabei 

völlig nebensächlich. Kleidung, Autos, Rassismus – aus Sicht 

der Plattformbetreiber handelt es sich dabei lediglich um 

unterschiedliche Produkttypen, die an den Mann oder die 

Frau gebracht werden müssen. Im Moment verlassen wir uns 

dabei auf die Hoffnung, dass alle Beteiligten sich anständig 

verhalten.

Drittens werden die Nutzerdaten auf Basis komplexer Algo-

rithmen und psychologischer Erkenntnisse zu Informationen 

und Modellen verdichtet, um so Verhalten gezielt zu beein-

flussen. Und es geht nicht nur darum, welche Angebote man 

zu welchen Preisen erhält, sondern auch darum, welche 

Angebote man nicht erhält. Ein Großteil der Diskriminierung 

durch Microtargeting bleibt in diesem Sinne für die Nutzer 
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unsichtbar: Man erhält beispielsweise kein Jobangebot, weil 

eine Fotoanalyse ergeben hat, dass man eine wenig durch-

setzungskräftige Persönlichkeit hat, oder man bekommt eine 

Mietwohnung nicht, weil der Algorithmus zu dem Schluss 

kommt, dass man unzuverlässig ist. Um nicht das Kind mit  

dem Bade auszuschütten: Analysen von Big Data können 

durchaus einen positiven Beitrag leisten, Fehler verhindern 

und un nötiges Leid, etwa im Bereich der Medizin, vermeiden 

helfen. Die wichtige Frage ist jedoch, wer über die Struktur 

der Algo rithmen informiert ist und wer darüber entscheiden 

kann.

Es ist im Marketing völlig unbestritten, dass solche Verfahren 

im Prinzip funktionieren; daher ist nicht auszuschließen, dass 

sie auch im Bereich der politischen Entscheidungsfindung 

wirken. Sollte sich die Vermutung bewahrheiten, dass sich 

durch eine Kombination von Big Data, psychologischen Ver - 

fahren und Microtargeting tatsächlich auch politische Ein-

stellungen systematisch beeinflussen lassen, so wäre dies 

natürlich ein deutliches Warnsignal an alle demokratischen 

Gesellschaften. Und solange wir keine eindeutige Antwort  

auf diese Frage haben, sollten wir äußerst behutsam sein, ja 

uns in diesem zentralen Punkt der Neuausrichtung von wirt - 

schaftlichen Interessen und politischem Willen von einem 

Vorsichtsprinzip leiten lassen. 

Regulierung:  
Konsequent anders

In Momenten, bei denen deutlich wird, dass erwerbswirt-

schaftliche Unternehmen ein für die Gesellschaft schädliches 

Spiel spielen, wird der Ruf nach stärkeren Regulierungen laut. 

Politik und Recht werden dann als Garanten dafür gesehen, 

unternehmerisches Handeln wieder in den Dienst der Gesell-

schaft zu stellen. Das Problem an dieser üblichen Logik ist 

jedoch, dass die politischen und rechtlichen Maßnahmen 

reaktiv sind und ihre Umsetzungen zudem in der Regel viel 
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Zeit brauchen. Gerade im schnellen Internetgeschäft hinken 

Regulierungen damit stets hinter neuen Entwicklungen her. 

Mit Blick auf dieses Hase-und-Igel-Spiel und die gravierenden 

negativen gesellschaftlichen Konsequenzen, die sich durch 

Internetplattformen einstellen können, drängt sich ein eben - 

so einfacher wie radikaler Vorschlag auf: nämlich ein Zulas-

sungsverfahren einzuführen, in dem die Unternehmen den 

Nachweis zu erbringen haben, dass ihre Technologien ge-

sellschaftlich nützlich und unbedenklich sind. Sozusagen eine 

Umkehrung der Beweislast: Nicht Politik und Gesellschaft 

wären gezwungen, bedenkliche Internetrisikotechnologien  

zu erkennen und zu verfolgen, sondern die Unternehmen 

hätten in doppelter Weise einen Nachweis zu erbringen 

darüber, worin der gesellschaftliche Mehrwert, der aus der 

entsprechenden Datenanalyse und -verwendung zu erwar - 

ten ist (Nützlichkeit), liegt und welche Risiken und Schäden 

möglich sind und wie sie minimiert werden können (Un-

bedenklichkeit).

Unternehmen bekämen nur die Zulassung für eine Daten-

technologie, wenn sie nachweisen können, dass beispiels-

weise keine Habit-Forming Technologies zum Einsatz 

kommen, die Informationsauswahl nicht zu Radikalisierung 

und problematischer Emotionalisierung beitragen kann oder 

politische und andere bedenkliche Einflussnahme durch 

Microtargeting ausgeschlossen ist. Zugleich wären der Zweck 

und der gesellschaftliche Mehrwert von Datenanalysen zu 

erläutern. Anderenfalls bliebe die Internetseite leer. 

Ein solches Zulassungsverfahren wäre in die Hände einer un- 

abhängigen Agentur zu legen, um das Risiko eines zu großen 

staatlichen Einflusspotenzials zu minimieren. Dass bei alldem 

das Recht auf freie Meinungsäußerung nicht tangiert werden 

darf – es geht um Algorithmen, mit denen Informationen ver- 

mittelt werden –, versteht sich von selbst. 



104

Fragen Sie Ihren Arzt oder 
 Apotheker 

Könnte ein derartiges Zulassungsverfahren funktionieren? 

Und ist dies nicht eine Form von staatlichem Dirigismus, der 

Fortschritt verhindert? 

Ich meine, es kann funktionieren, und es handelt sich bei 

einem solchen Prozess auch nicht notwendigerweise um 

einen Innovationskiller, wie Kritiker einwenden könnten,  

denn es gibt gute und seit Langem praktizierte Beispiele  

aus anderen Industrien, die als Vorbild dienen können. 

Pharmaunternehmen beispielsweise müssen vor der Ver-

marktung neuer Arzneimittel eine Zulassung bekommen,  

in deren Zuge sie den Nachweis der Wirksamkeit und der 

Unschädlichkeit der enthaltenen Wirkstoffe erbringen müs- 

sen. Die prinzipielle Richtigkeit eines solchen Verfahrens  

wird dabei kaum je infrage gestellt. 

Grundsätzlich sieht unsere Gesellschaft für alle Risikotechno-

logien Zulassungsverfahren vor, die vor Markteinführungen 

verpflichtend zu durchlaufen sind. Und was die Vorfälle aus 

der jüngsten Vergangenheit in jedem Fall gelehrt haben 

sollten: Der Einsatz von Datentechnologien auf Internetplatt-

formen ist ein gesellschaftlicher Risikobereich! »Ich bin ehr- 

lich gesagt nicht sicher, ob wir nicht reguliert werden sollten«, 

sagte Mark Zuckerberg bei einer Anhörung vor dem amerika- 

nischen Kongress. Ich bin mir ehrlich gesagt sehr sicher, dass 

Unternehmen des Plattformkapitalismus reguliert werden 

sollten. 
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Weite Teile der Bevölkerung, so zeigte zuletzt auch eine von 

der Zeit 2018 in Auftrag gegebene Studie, verfügen über nur 

geringe ökonomische Kenntnisse.63 Ein durchaus besorgnis-

erregender Befund, legt er doch den Schluss nahe, dass aus- 

gerechnet zum gesellschaftlich so wichtigen Bereich wie dem 

der Wirtschaft allgemein kaum Wissen ausgebildet ist. Dass 

zudem ein ökonomisches Grundverständnis gute Dienste bei 

der persönlichen Lebensgestaltung leisten kann – zwischen 

Fixkosten- und variablen Kosten unterscheiden, Hypotheken-

kosten kalkulieren und einschätzen, Netto- und Bruttoeinkom-

men unterscheiden oder die Altersversorgung planen können, 

um nur einige Punkte zu nennen –, liegt auf der Hand. 

Schulfach Wirtschaft: Neoliberale 
Gehirnwäsche?

Die geringen ökonomischen Kenntnisse in der Bevölkerung 

führen zu einem ersten Reflex, der sogleich einen weiteren 

nach sich zieht. Der erste Impuls ist der Ruf nach ökonomi-

scher Bildung, zum Beispiel in Form eines Schulfachs »Wirt-

schaft« an allgemeinbildenden Schulen. Die zweite Reaktion 

sieht eben genau dies kritisch: neoliberale Gehirnwäsche 

schon im Jugendalter, damit der Kapitalismus noch geschmei-

diger wird? Nein danke! 

13. Das kann 
Schule machen –  
Vorschläge für  
eine ökonomische 
 Allgemeinbildung62
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Die Frage, ob es eines eigenständigen Schulfachs Wirtschaft 

an allgemeinbildenden Schulen bedarf, wird seit einiger Zeit 

ernsthaft diskutiert, und zu ersten praktischen Schritten ist es 

auch schon gekommen: Baden-Württemberg hat das Fach 

Wirtschaft mit dem Schuljahr 2016/17 eingeführt, in Nordrhein-  

Westfalen soll eine im Koalitionsvertrag vereinbarte entspre-

chende Einführung in der laufenden Legislaturperiode um-

gesetzt werden. Im Stuttgarter Kultusministerium wie auch im 

nordrhein-westfälischen Koalitionsvertrag wird der allgemein-

bildende Charakter des (anvisierten) Faches hervorgehoben: 

Es soll ausdrücklich um »ökonomische Allgemeinbildung« 

gehen. 

Was ist ökonomische 
 Allgemeinbildung?

Was aber meint »ökonomische Allgemeinbildung« konkret? 

Wer soll und kann sie wie vermitteln? Hier einige Klärungs-

angebote:

Ökonomische Allgemeinbildung ist umfassender als die 

 Stan dardinhalte, die in volkswirtschaftlichen Einführungs-

vorlesungen der wirtschaftswissenschaftlichen Studiengänge 

vermittelt werden. Preisbildungsprozesse zu verstehen, die 

Funktion von Märkten, das Konzept von Alternativkosten  

oder Fragen von Zinspolitik zu kennen, ist wichtig, aber 

längst nicht alles, was Ökonomie ausmacht. Ökonomische  

Allgemeinbildung muss mehr umfassen als neoklassische 

Ökonomik.

Unerlässlich ist es, das Ökonomische in einen gesellschaft-

lichen Kontext einzubetten, auch deshalb, weil sich inzwi-

schen der nicht ganz unberechtigte Eindruck verfestigt hat, 

die Wirtschaft habe sich von der Gesellschaft entkoppelt. Ob 

nun der Ursprung von Marktwirtschaften und die historische 

Entwicklung hin zum Kapitalismus erörtert werden oder das 

Wesen von Geld jenseits seiner nur ökonomischen Funktion, 
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die moralischen Grundlagen von Ökonomie im Mittelpunkt 

stehen oder aber Fragen von Arbeit und einer ökologischen 

Ökonomie thematisiert werden, die bloße Anwendung der 

ökonomischen Methode ist bei solchen thematischen Zu-

sammenhängen nicht hinreichend. Das heißt, ökonomische 

Allgemeinbildung kann nur multi- und interdisziplinär vermit-

telt werden und muss zwingend sozial- und kulturwissenschaft-

liche, historische und auch philosophische Perspek tiven 

beinhalten. Noch einmal: Ein Nachdenken über Wirtschaft 

sollte man nicht nur den Ökonomen und (wenigen) Ökono-

minnen überlassen.

Bei der Vermittlung von ökonomischen Inhalten an Schulen 

gilt es, sich davor zu hüten, ausschließlich eine verengte 

kapitalorientierte und unternehmenszentrierte Sichtweise  

zu vermitteln. Es wird allzu oft übersehen, dass zu einer 

modernen Ökonomie die Rolle der sogenannten »abhängig 

Beschäftigten« – schon dieses Begriffspaar spricht ideolo-

gische Bände, »nehmen« Arbeitnehmer Arbeit oder »geben« 

sie diese? – ebenso dazugehört wie die der Konsumenten. 

Themenfelder zur Bedeutung von Arbeit (jenseits der Bedeu-

tung als Produktionsfaktor oder Human Resource) und die 

vergangenen und zukünftigen Veränderungen der Arbeits-

welt gilt es ebenso zu diskutieren wie Fragen des (überflüs-

sigen) Konsums, der Konsumverantwortung oder des von 

Konsumenten zulasten zukünftiger Generationen hinter-

lassenen ökologischen Fußabdrucks. Wachstumskritische 

Diskussionen können sich hier nahtlos anschließen. 

Für die pädagogische und didaktische Umsetzung dieser und 

weiterer möglicher Themenbereiche bedarf es der Beteili-

gung kompetenter Wirtschaftspädagogen und ausdifferen-

zierter Rahmenlehrpläne auf Länderebene als verbindlicher 

Grundlage. Im Hinblick auf die praktische Umsetzung dürften 

die größten didaktischen Herausforderungen in der Ent-

wicklung von Unterrichtsformaten liegen, die die Vermittlung 
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von Inhalten und Kompetenzen in allgemeiner Hinsicht und 

Aufklärung im besten Sinne des Wortes gewährleisten. Es geht 

also um ein demokratisches Programm, nämlich um Bürger-

bildung für den Bürger als (politischer) citoyen und nicht nur 

als (wirtschaftlicher) bourgeois. 

Da bei alldem nicht nur die Vermittlung von Wissen, sondern 

auch von Reflexionskompetenzen eine Rolle spielt, scheint ein 

lebensweltlicher und handlungsorientierter Zugang zu den 

Lernfeldern zu wählen zu sein, der stets die Frage im Blick 

behält, was und inwiefern die verschiedenen Themen mit 

dem Leben der Schüler zu tun haben. Vom Besonderen über 

das Allgemeine zu lernen, methodisch also induktiv deduktiv 

vorzugehen, würde beides erfüllen können: Vermittlung von 

Kompetenz für die individuelle ökonomische Lebensgestal-

tung und Vermittlung eines differenziert-kritischen Verständ-

nisses von Ökonomie.

Aus den genannten Punkten leiten sich hohe fachliche wie 

didaktische Anforderungen für das Lehrpersonal ab, das  

nach meiner Einschätzung bislang nicht zur Verfügung steht. 

Der Import von Berufsschullehrern in allgemeinbildende 

Schule birgt die Gefahr einer reinen Vermittlung von öko-

nomischem Fachwissen, was das Ziel einer ökonomischen 

Allgemeinbil dung verfehlen würde. Lehrer aus sozialwissen-

schaftlichen Fächern, wie Sozialkunde oder Politik, den 

Geschichtswissenschaften oder der Philosophie, scheinen 

zwar der Idee der Allgemeinbildung näherzustehen, müss- 

ten aber umgekehrt in Ökonomie aus- und weitergebildet 

werden, was sich in einem zweitägigen Crash-Kurs nicht 

realisieren ließe.

Wirtschaft als Schulfach? Schülerinnen und Schüler werden in 

Bereichen des Sozialen, der Technik, der Religion, der Politik 

und der Kunst unterrichtet. Es gibt gute Gründe, dieses Spek- 

trum an allgemeinbildenden Schulen auch auf den Bereich 
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Wirtschaft auszuweiten. Die wesentliche Frage ist jedoch, 

welche Art von Ökonomie dabei vermittelt wird. 

Allgemeinbildung statt 
 ökonomische Häppchen

Seien wir realistisch: Es besteht die Gefahr, dass es bei den 

geplanten Inhalten für das Schulfach Wirtschaft um Nullacht-

fünfzehn-Ansätze aus den traditionellen Wirtschaftswissen-

schaften gehen wird. Und man liegt sicherlich nicht falsch  

mit der Vermutung, dass wirtschaftsnahe Verbände und 

Institutionen bereits fix und fertige Unterrichtsentwürfe in  

den Schubladen haben, die Lehrern eben jene verengte 

Sichtweise häppchengerecht anbieten. Um jedoch dem 

Anspruch, eine solide ökonomische Allgemeinbildung zu 

vermitteln, zu genügen, müsste das neue Unterrichtsfach  

in allererster Linie lebensdienlich ausgerichtet sein, in dem 

Sinne, dass für praktische Lebensfragen nachhaltige Hilfe-

stellung angeboten, eine Idee von Ökonomie vermittelt und 

eine kritische Perspektive angeregt wird, in denen »Wirt-

schaften« im wahrsten Sinne des Wortes als »dem Leben 

dienend« verstanden wird.
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Medien, Wissenschaft, Schauspiel

Teil III

So ein Theater – 
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Keine Branche ist politisch von so großem Gewicht wie die 

Medienbranche. Medien haben nicht nur Einfluss auf die 

Politik, sie sind integraler Bestandteil der Politik. Weil sie po- 

litisch so gewichtig sind, versprechen Medien ihren Eigen-

tümern einen anderen Nutzen als gewöhnliche Unternehmen. 

Eine Zeitung oder ein Fernsehkanal kann chronische Verluste 

einfahren und für Investoren trotzdem interessant sein – 

dann nämlich, wenn sie finanzielles Kapital in politische Macht 

umwandeln. 

Politisch motivierte Investoren haben umso leichteres Spiel,  

je schlechter das kommerzielle Geschäft in der Medien-

branche läuft. Insofern funktioniert der Medienmarkt nicht 

wie andere Märkte, und daher geht die Rede von »freiem 

Wettbewerb« oder »Angebot und Nachfrage« in dieser 

Branche an der Sache vorbei. Viel wesentlicher ist: Lässt  

sich mit dem Besitz von Medien kein Geld mehr verdienen, 

wird die vierte Gewalt zum privilegierten Betätigungsfeld  

von Milliardären – den Berlusconis, Bezos und Blochers 

dieser Welt. Mittelfristig verwandelt sich dadurch die De-

mokratie in eine Plutokratie. 

Dieses knappe Schlaglicht deutet auf die enorme Bedeutung 

öffentlich-rechtlicher Medien in modernen Gesellschaften, 

14. Öffent lich- 
rechtliche 
Medien: Bastion 
der Demokratie64
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denn sie sind es, so will ich argumentieren, die ein Gegenge-

wicht zu den privaten Medienoligopolen schaffen und eine 

Grundlage demokratischer Meinungsbildung gewährleisten 

können. 

Öffentlich-rechtliche Medien
Während in Deutschland und Österreich immer wieder die 

Diskussion über Sinn und Zweck von Rundfunk- und Fernseh-

gebühren aufflammt (und wieder verstummt), ging es in der 

Schweiz im Jahr 2018 doch ums Ganze, denn die Schweizer 

Bevölkerung stimmte in einem Volksentscheid über die Ab- 

schaffung der Gebühren zur Finanzierung der Schweizerischen 

Radio- und Fernsehgesellschaft (SRG) ab. 

Der Vorstoß der Initiatoren löst ein gewisses Unverständnis 

aus: Demokratische Debattenforen durch öffentlich-rechtliche 

Medien werden infrage gestellt, während die Filterblasen des 

Internets die politische Polarisierung und wechselweise Ge- 

sprächsverweigerung auf die Spitze treiben. Die Unabhängig-

keit öffentlich-rechtlicher Medien wird angezweifelt, die zu- 

nehmende Abhängigkeit privater Medienhäuser von Mäzenen, 

Sponsoren und Inserenten schlicht ausgeblendet. Schließlich 

wird den öffentlich-rechtlichen Medien eine vermeintliche 

Monopolstellung unterstellt, wo doch der private Medien-

markt gleich in doppelter Hinsicht einer Monopolisierungs-

tendenz unterliegt: im globalen Anzeigenmarkt des Internets 

durch Google und Facebook und im regionalen Nachrichten-

markt durch lokale Mediengruppen. 

Ein Marktversagen gibt es. Das liegt jedoch nicht an der Po- 

sition öffentlich-rechtlicher Medien. Das öffentlich-rechtliche 

Informationsangebot verfälscht nicht einen funktionierenden 

privaten Wettbewerb, sondern es korrigiert ein demokratisch 

gefährliches Marktversagen. 
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Plattformkapitalismus und 
 Marktversagen

Wie konnte es zu diesem Marktversagen kommen? Der Ver- 

weis auf das Internet allein erklärt noch nichts. Der entschei-

dende Faktor ist das Geschäftsmodell der Plattform auf 

zweiseitigen Märkten. Wenn wir heute, wie oben in Kapitel 12 

ausgeführt, von Plattformkapitalismus sprechen, denken wir 

an Internetgiganten wie Google, Facebook, Amazon, Uber 

oder Airbnb. Es gab eine Plattformökonomie aber schon im 

analogen Zeitalter, und das klassische Beispiel ist die Me-

dienindustrie. Zeitungen, Zeitschriften, Radio und Fernsehen 

sind Plattformen in einem zweiseitigen Markt, der aus An-

zeigenkunden auf der einen und Medienkonsumenten auf 

der anderen Seite besteht. Auf zweiseitigen Märkten gelten, 

wie der französische Wirtschaftsnobelpreisträger Jean Tirole 

gemeinsam mit Jean-Charles Rochet gezeigt hat, besondere 

Preis- und Wachstumsgesetze, die es möglich machen, dass 

Konsumenten auf der einen Seite des Marktes nichts bezah-

len.65 Das allerdings nur, weil sie selbst das Produkt sind, das 

die Plattform auf der anderen Seite umso teurer verkauft. 

Ohne diese besonderen Gesetze wäre das 20. Jahrhundert 

nicht zum Zeitalter der Massenmedien geworden, hätten sich 

doch die wenigsten Menschen den Medienkonsum leisten 

können. 

Doch das, was Plattformen eine enorme Ausdehnung ermög-

licht, macht sie auch extrem verwundbar: Man kann sie von 

zwei Seiten angreifen. Erhalten sie starke Konkurrenz auf 

einer Seite des Marktes, wirkt sich das direkt auf die andere 

Seite aus, und sobald dort die Rückgänge nicht mehr kom-

pensiert werden können, setzt eine Abwärtsspirale ein. In 

dieser Abwärtsspirale befinden sich große Tageszeitungen 

seit zwei Jahrzehnten. Als das Internet aufkam, setzten sie  

in einer fatalen Fehlausrichtung ihrer Plattformstrategie auf 

digitale Gratisinhalte, in der Hoffnung, ein starker Medien-



115

konsum auf ihren Websites würde auch die Anzeigenkunden 

anlocken. Das geschah nie, denn bald entstanden im Internet 

neue, für Inserenten attraktivere Plattformen, bevor Google 

und Facebook das digitale Anzeigengeschäft vollends auf-

saugten. 

Zeitungen: 20 Jahre Fehlstrategie
Als die Zeitungsmacher merkten, dass ihre Strategie ge-

scheitert war, hatte sich bei den Medienkonsumenten schon 

eine Mentalität des Gratiskonsums verfestigt, die einen Aus- 

gleich der Anzeigenverluste durch immer höhere Bezahl-

schranken für Abonnenten verunmöglichte. Das Geschäft  

mit Inseraten schrumpft seit Jahren rapide, nachdem es bei 

Qualitätszeitungen noch in den 1990er-Jahren bis zu 80 Pro- 

zent der Einnahmen ausgemacht hat. In der Schweiz bezah-

len Leser für das Jahresabonnement einer einzigen Zeitung 

oft mehr als Pflichtgebühren für das gesamte Angebot der 

Schweizerischen Radio- und Fernsehgesellschaft. Und in 

Deutschland wird es nicht anders aussehen. 

Werden die Abopreise weiter steigen, springen noch mehr 

Leser ab, und die Anzeigenpreise sinken erneut. Seit Jahren 

jagt eine Sparübung die andere, Redaktionen werden zu-

sammengelegt, die Printausgaben dünnen aus. Ein Ausweg 

aus der Abwärtsspirale ist nicht in Sicht, es sei denn, man 

lässt sich erschöpft in den Schoß eines Milliardärs fallen. 

Die Krise in der Medienbranche ist strukturell so gewaltig  

und politisch so gefährlich, weil der digitale Plattform-

kapitalismus, anders als seine analogen Vorläufer, zur Aus-

bildung globaler Monopole tendiert. Google und Facebook 

haben unter Ausnutzung der Netzwerkeffekte des Internets 

auf einer Seite ihres Marktes – dort, wo ihre Dienste gratis 

sind – den Wettbewerb bereits ausgeschaltet. Dank der 

effizienten Vermark tung ihrer Milliardenkundschaft gehen  

sie nun daran, auch auf der anderen Seite, im digitalen 
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Anzeigengeschäft, ein Oligopol zu errichten. Dabei können 

Google und Facebook, weil sie in zweiseitigen Märkten tätig 

sind, private Medienunternehmen an den Rand des Ruins 

bringen. 

Extrem problematisch daran ist, dass sie die Informations- 

und Kommunikationsfunktionen klassischer Medien nicht 

ersetzen: Mediale Plattformunternehmen produzieren keine 

Nachrichten, prüfen kaum Informationen und veranstalten 

keine Debatten. Sie leisten keinen aktiven Beitrag zu einer 

aufgeklärten politischen Meinungsbildung, ja treiben durch 

geheime Algorithmen ihre Nutzer in veritable Meinungs-

pferche.

Genau deshalb sind die Entwicklungen der jüngeren Ver-

gangenheit eine Gefahr für die Demokratie. Die letzte 

Bastion, die sie nicht schleifen können, sind die öffentlich-

rechtlichen Medien. 

Monopolisierung à la Suisse
Wer nun denkt, hier werde ein zu negatives Bild produziert, 

um öffentlich-rechtliche Medien umso positiver erscheinen zu 

lassen, führe sich ganz nüchtern die aktuelle Situation am 

Beispiel des Schweizer Medienmarktes vor Augen. Die Zü r- 

cher Medienhäuser NZZ und Tamedia machen für ihr Nach-

richtengeschäft im Kleinen, was Google und Facebook für ihr 

Anzeigengeschäft im Großen tun: Sie bauen regionale Mo- 

nopole auf. Die NZZ beherrscht den privaten Medienmarkt  

in der Ost- und Innerschweiz, Tamedia jenen im Raum Bern 

und in der Westschweiz. Die einzige Konkurrenz mit einer 

kritischen Größe, die sie in diesen Nachrichtenmärkten noch 

haben, ist die Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft 

mit ihren Regionalredaktionen. Es dürfte daher kein Zufall 

sein, dass sich NZZ-Chefredakteur Eric Gujer immer wieder 

sehr kritisch gegen die Öffentlich-Rechtlichen äußert. 
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Die Öffentlich-Rechtlichen 
braucht es mehr denn je

Angesichts der Existenzkrise der Zeitungsindustrie gilt das 

Gegenteil der Behauptung, die Demokratie brauche keine 

öffentlich-rechtlichen Medien. Sie braucht sie mehr denn je. 

Wem das Fortbestehen einer pluralistischen Demokratie mit 

einer funktionierenden Debattenkultur am Herzen liegt, kann 

kein Interesse daran haben, die einzige Säule der Medien-

branche einzureißen, die finanziell auf solidem Fundament 

steht und als Diskussionsforum wirkt. Und wer davon träumt, 

dass aus der Asche der Öffentlich-Rechtlichen zahlreiche 

privat finanzierte Medienphönixe aufsteigen, sollte sich bald 

auf eine andere Realität einstellen. Eines ist nämlich klar: Gibt 

es nationale Radio- und Fernsehanstalten nicht mehr, wird 

auch der Einfluss ausländischer Medienkonzerne auf die 

nationale Politik steigen. Sie besitzen bereits in ihren Heim-

märkten die kritische Masse oder finanzielle Kraft, um Google 

und Facebook mittelfristig standzuhalten. 

Die Schweizer waren bei dem genannten Volksentscheid 

übrigens vernünftig und haben die Abschaffung der Radio- 

und Fernsehgesellschaft klar abgelehnt. Die Diskussionen 

darüber dürften dennoch nicht abbrechen, ob in der Schweiz, 

in Österreich oder in Deutschland. 
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Wäre der folgende Text in einem Online-Medium erschienen, 

würde ich Sie jetzt fragen, ob Sie ihn soeben auf Twitter oder 

Facebook geteilt, dort oder im Leserforum vielleicht sogar 

kommentiert haben. 

Lorem ipsum dolor sit amet, consectetur adipisici elit, sed 

eiusmod tempor incidunt ut labore et dolore magna aliqua.  

Ut enim ad minim veniam, quis nostrud exercitation ullamco 

laboris nisi ut aliquid ex ea commodi consequat. Quis aute 

iure reprehenderit in voluptate velit esse cillum dolore eu 

fugiat nulla pariatur. Excepteur sint obcaecat cupiditat non 

proident, sunt in culpa qui officia deserunt mollit anim id est 

laborum. Lorem ipsum dolor sit amet, consectetur adipisici 

elit, sed eiusmod tempor incidunt ut labore et dolore magna 

aliqua. Ut enim ad minim veniam, quis nostrud exercitation 

ullamco laboris nisi ut aliquid ex ea commodi consequat.  

Quis aute iure reprehenderit in voluptate velit esse cillum 

dolore eu fugiat nulla pariatur. Excepteur sint obcaecat 

cupiditat non proident, sunt in culpa qui officia deserunt 

mollit anim id est laborum.

15. Retweet, 
Hashtag,  
Like: Die 
Toilet tentür 
der neuen Zeit
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»Sind Sie noch da?«, würde ich anschließend fragen. – 

Warum diese Frage? 

Leser, die über den »Lorem ipsum«-Einschub 66 hinauslesen, 

zählen zu einer eher seltenen Spezies in der Welt der schö-

nen neuen Medien, denn 59 Prozent der Benutzer von Re- 

tweet-, Share- oder Like-Knöpfen lesen die geteilten Inhalte 

nicht. Dies jedenfalls zeigen die Ergebnisse einer in den USA 

durchgeführten Studie zum Lese- und Nutzerverhalten (hier 

am Beispiel von Twitter).67 Dass mitunter sogar Kommentie-

rungen lediglich auf der Grundlage der Schlagzeilen, vielleicht 

noch des Teasers erfolgen, kann man immer wieder auf Face- 

 book oder Twitter beobachten. 

Die Füllfederhalter
Im Herbst 2018 fand folgender Tweet hundertfach, ja vermut-

lich tausendfach Verbreitung: »Die AfD-Fraktion [bestellte] bei 

der Materialstelle des Bundestags allein zwischen Januar und 

August dieses Jahres 788 Füllfederhalter der Marke Mont-

blanc, was einem Schnitt von mehr als acht Montblancs pro 

Abgeordnetem entspricht.« Das Ganze war versehen mit 

einem Verweis auf @DerSpiegel. 

Allein der Originaltweet (inzwischen gelöscht) des Benutzers 

@Mr_Zarathustra brachte es binnen 18 Stunden auf über  

500 Likes und wurde in dieser kurzen Zeit über 300-mal 

geteilt, übrigens unter anderem von Thüringens Minister prä-

sident Bodo Ramelow und @Gruene_Muenchen. 

Die genannte Passage stammt in der Tat aus einem Spiegel-

Artikel und wurde verfasst von Markus Feldenkirchen, einem 

ständigen Mitarbeiter.68 Der Auftakt dieses Beitrags enthält 

noch weitere skandalträchtige Enthüllungen über die AfD:  

Es habe Champagner-Partys nach den Sitzungen der Partei 

gegeben, heißt es da, und die Fahrbereitschaft des Bundes-

tags sei für Bordellbesuche (»Rosi« als Vermerk auf den 
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Spesenbelegen) in Anspruch genommen worden. Erst einen 

Absatz weiter folgt dann die Auflösung: »Und nun zur Wahr-

heit: Keine dieser Informationen stimmt. Hoffe ich zumindest. 

Ich habe sie mir ausgedacht. Sie haben somit denselben 

Wahrheitsgehalt wie jene ›Nachrichten‹, die AfD-Mitglieder 

und ihre Sympathisanten gern in den sozialen Netzwerken 

teilen, um Ressentiments zu schüren.« 

Das Stück des Autors, das hätte man beim Weiterlesen leicht 

erfahren können, behandelt das Thema Falschmeldungen, 

wie sie oft von der AfD in die Welt gesetzt werden. Die  

zynische Pointe an dieser Geschichte ist freilich, dass die- 

ser Text selbst zu einem Fall von Fake News geworden ist. 

Warum? Weil nur die ersten zwei Absätze gelesen wurden 

und dann »gelikt«, retweetet oder »typisch AfD« kommen- 

tiert wurde.

Der emotionale Klick-Kick
Das gesellschaftliche Heilsversprechen, das sich mit dem so- 

genannten Web 2.0 verband, war die Ermöglichung von De- 

zentralisierung und neuen Partizipationsformen, die den Usern 

eine direktere Stimme verleihen sollten. »Medium« meint Mitte 

oder Mittel, eine Mittel also zwischen Autorin oder Autor und 

den Rezipienten. Dieses Mittel, das Mediale, sollte rekon - 

fi gu riert, ja koproduziert werden; wenigstens sollte es in 

Diskursräume münden, in denen virtuelle Interaktionen ein 

permanentes Ringen um Perspektiven und Ideen ermöglichen, 

das über die analogen Medien kaum herstellbar ist. Betrach-

tet man nun allerdings Studien zum Nutzerverhalten bei Face- 

 book, Twitter und wie sie alle heißen, so muss man nüchtern 

zu der Einschätzung kommen, dass die neuen Medien mit-

unter eher die Funktion der guten alten öffentlichen Toiletten-

tür innehaben, als dass sie zu neuen Formen der politischen 

Partizipation beitragen. Tür zu, Edding-Stift raus und einfach 

mal hinkritzeln, was einen gerade so bewegt. 
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Aus den erträumten (rationalen) Diskursräumen sind maximal 

Resonanzräume geworden, deren Betreten meist emotional 

motiviert und von der Hoffnung begleitet ist, dort Zustim-

mung zu bekommen. Und die hauptsächliche Emotion ist hier 

nicht Sorge, Anteilnahme oder Freude, nicht selten gibt Wut 

den Ton an. Positive Resonanz, Anerkennung für die Verlaut-

barungen stellt sich meist postwendend ein, schließlich ist 

man ja unter sich. Diese sogenannten Filterblasen findet man 

über das ganze politische Spektrum hinweg. 

Die Medien und wir
Die Volksabstimmung über die Abschaffung von Rundfunk- und 

Fernsehgebühren in der Schweiz im Jahr 2018, wiederholte 

Vorstöße der FPÖ in Österreich gegen die Rundfunkgebühren 

und die immer wieder aufkommende Kritik in Deutschland 

daran haben eine Diskussion über den Sinn und Zweck von 

Medien in einer Demokratie insgesamt in Gang gebracht. 

In den sozialen Medien und den Kommentarspalten von 

Zeitungen wurde dabei nicht gerade zimperlich mit der 

Medienindustrie umgegangen. Weil die Medien, ob nun 

öffentlich-rechtlich oder privatwirtschaftlich, ihren Auftrag  

und Zweck, die Meinungsbildung in der Öffentlichkeit  

zu unterstützen, nur ungenügend wahrnähmen, so ein  

Tenor, gehörten sie kurzerhand abgeschafft: Netflix statt  

ARD, wilde Blogs oder Vlogs statt Spiegel Online oder  

Zeit. Oder sie müssten wenigstens grundlegend reformiert 

werden. 

Medien, die Gestaltung der Mitte, können in einer Gesell-

schaft nur funktionieren, wenn auch wir als Leser unseren 

Medienkonsum verantwortlich wahrnehmen und unsere  

Rolle als Co-Produzenten ernster nehmen und eben nicht 

hauptsächlich Katzenbilder teilen oder unseren Spott über 

den HSV ablassen. Auch wenn sie mehr erfordert, die Teil-

habe am gesellschaftlichen Diskurs, der uns alle angeht 
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(angehen sollte), sollte für unsere Nutzung maßgeblich sein. 

Mag die Kritik an den Medien wenigstens in Teilen zweifels-

ohne auch berechtigt sein, die immer wieder fragwürdige 

Rolle des Medienrezipienten steht ebenso zur Diskussion. 

Denn: Ein Retweet oder ein Like auf Facebook ist noch keine 

gesellschaftliche Auseinandersetzung und kein politisches 

Engagement. 

Privatwirtschaftliche Medien suchen seit Jahren nach neuen 

Medienformaten, um im Wettbewerb bestehen zu können. 

Auch die öffentlich-rechtlichen Anstalten werden über ihre 

Programmangebote nachdenken müssen, wollen sie nicht 

noch mehr Zuschauer und Leser verlieren. 

Die Frage, wie gerade im Online-Bereich die Menschen zu 

echten, einem demokratischen Widerstreit zuträglichen Dis- 

kussionen angehalten werden können, um damit die Gesell-

schaft voranzubringen, führt momentan zu zwei möglichen 

Antworten: Entweder hält man virtuelle Diskurse für nicht in 

vernünftiger Weise organisierbar, ja womöglich sogar für 

schädlich im Hinblick auf den gesellschaftlichen Gestaltungs-

prozess. Dann empfiehlt es sich für Medien, sich aus Online- 

Diskussionen mit Lesern konsequent herauszuhalten. Oder 

aber man kommt zu der Einschätzung, dass die Online- 

Kommunikation zwischen Medien und Usern verbessert 

werden kann, dann müsste über entsprechende Maßnahmen 

nachgedacht werden.

Ich erkenne derzeit eine stärkere Tendenz in die erste 

Richtung, also ein Zurückweichen der Medienhäuser vor dem 

intensiven Austausch mit Lesern. Darauf deuten nicht nur  

die jüngst wieder stärker aktivierten Formate wie Newsletter, 

Podcast, Vlogs und Blogs hin, die allesamt einer Einweg-

kommunikation ohne Interaktionsmöglichkeit folgen. Auch 

werden Online-Foren von Medien im deutschsprachigen 

Raum bislang höchstens toleriert. Zwar gibt es Ansätze von 
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Netiquette und systematisierter Suche und Tilgung be-

leidigender oder hetzerischer Kommentare. Die aktive Dis-

kussion zwischen Autoren und Lesern sucht man aber in der 

Regel ebenso vergebens wie Redaktionen, die sich aktiv in 

einen Diskussionsprozess einbringen. Die in den USA be - 

deutende Nachrichtenseite NPR (National Public Radio) 

stellte im Jahr 2016 ihre Kommentarfunktion ein. Mit etwa 

500 000 Kommentaren im Monat dem Anschein nach sehr 

beliebt, kam NPR bei einer Detailanalyse zu dem Ergebnis, 

dass diese Kommentierungen von 19 400 Usern stammen, 

was bei 33 Millionen unique users lediglich 0,6 Prozent der 

Leserschaft ausmacht. Hinzu kam, dass etwa die Hälfte aller 

Kommentare von lediglich 2600 Usern verfasst wurde.69 

Medienhäuser sehen vermutlich sehr genau die Problematik 

von virtueller Kommunikation, weshalb sich eine sehr inte- 

ressante Initiative entwickelt hat, die gewissermaßen vom 

Online- in das Offline-Forum wechselt. »Deutschland spricht« 

ist eine von Zeit Online erstmals 2017 durchgeführte Veran-

staltungsreihe, für die Menschen zusammengebracht werden, 

»die politisch völlig unterschiedlich denken und möglichst 

nahe beieinander wohnen«.70 »Das merkwürdigste Blind-Date 

aller Zeiten«, wie es eine Teilnehmerin in durchaus positivem 

Sinne nannte, versammelte 2018 8000 Menschen zum De - 

battieren in Diskussionstandems. Das Format gibt es in-

zwischen auch in der Schweiz, Österreich, Dänemark und 

Norwegen. 

Online-Diskurse organisieren
Eine Möglichkeit, doch noch einen Rahmen für die bisher 

nicht sehr erfolgreiche Online-Kommunikation zwischen 

Medien und Lesern zu finden, besteht meines Erachtens 

darin, dass Online-Medien ihre Autoren verstärkt dazu an-

halten, sich in die Diskussionsforen zu ihren Artikeln einzu-

bringen. Der Guardian praktiziert dieses Modell bereits seit 

geraumer Zeit. Die Chefredakteurin Katharine Viner sagte 
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dazu bereits 2013: »An article doesn’t end with the op-ed 

writer’s last full stop; in many ways, a piece is brought to life 

with the first comment. An op-ed without comments is now 

not only unthinkable to Guardian readers, but to Guardian 

writers too.« 71

Autoren in den Diskussionsprozess einzubeziehen, könnte 

nicht nur eine inhaltliche Bereicherung darstellen, sondern 

hätte womöglich, wie Ernst Pfauth, Gründer und CEO der 

Plattform Correspondent aus seinen Erfahrungen berichtet, 

auch eine disziplinierende Wirkung: »Wütende Leser ändern 

ihre Stimmung, wenn sie realisieren, dass eine ›echte Person‹ 

zuhört, jemand der sich genuin für ihr Wissen und ihre Erfah-

rungen interessiert.« 72

Um weiterhin der Vielzahl von Kommentaren bei großen 

Platt formen Herr zu werden, könnten verstärkt »Machine-

Learning-Technologien« zum Einsatz kommen, die eine 

Vorselektion oder Priorisierung von Kommentaren ermög-

lichen. Bei der New York Times (die durchschnittlich etwa 

12 000 Kommentare täglich erreichen) ist ein solches System 

seit 2017 im Einsatz.73 Zudem werden dort ausgewählte 

Kommentare als »editor’s pick« in den Foren herausgestellt.

Um der eingangs beschriebenen Gewohnheit von Nutzern, 

Artikel zu teilen, zu liken oder zu kommentieren, ohne sie 

wirklich gelesen zu haben, entgegenzuwirken, empfiehlt  

es sich für Online-Redaktionen und Social-Media-Manager, 

besondere Sorgfalt bei der Auswahl von Headlines und 

Teasern walten zu lassen. Auf provokative Anreißer, empö- 

rende Schlagzeilen folgt leicht der schnelle Klick, wohinge-

gen das wirkliche Leserinteresse als Grundmotiv für echte 

Auseinandersetzung etwas subtiler geweckt werden will. 

Vermeintlich unumstößliche Grundsätze im Journalismus  

wie den, dass Fragezeichen, wie mir von einer Journalistin 

erklärt wurde, in Headlines von Publikumszeitungen nichts  
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zu suchen hätten, müssten im Einzelnen vielleicht doch 

überdacht werden, immerhin taugen Fragen ja in beson - 

derer Weise, das Nachdenken zu stimulieren.

Schließlich sollte auch die unpopuläre Diskussion über Klar- 

namen bei der Online-Kommunikation geführt werden. Pseu- 

donyme wie »Stimme_der_Unvernunft« oder »Pocahontas_81« 

tragen nicht unbedingt zu vernünftig und respektvoll geführ-

ten Diskussionen bei. Zudem könnten die »Foristen« (wie die 

Diskutanten in Online-Foren auch genannt werden) ihren 

Positionen durch Angabe ihres echten Namens auch größeres 

Gewicht verleihen. Dass dies häufig gerade nicht gewünscht 

ist, ist eine andere Sache. 

Als Leser dieses Buch werden Sie natürlich Ihre guten Ge-

wohnheiten beibehalten und Texte immer lesen, bevor Sie sie 

in der schönen neuen Welt der sozialen Medien verbreiten 

oder kommentieren.



126

74

Der Journalismus wurde kurz vor Weihnachten 2018 durch 

die bekannt gewordenen Textmanipulationen des Spiegel-

Journalisten Claas Relotius zutiefst erschüttert. Die Bericht-

erstattung und Kommentare in den einschlägigen Medien 

spiegelten eine Mischung aus Ungläubigkeit, Entsetzen und 

Überraschung wider: Wie konnte Relotius nur? Wie konnte 

das überhaupt passieren? 

Was war passiert?
Der Journalist Claas Relotius galt als Jungstar im Journalis-

mus. Nach einer journalistischen Ausbildung im Hamburg und 

Tätigkeiten als Freelancer für verschiedene Zeitungen arbeitete 

er ab 2014 freiberuflich auch für den Spiegel, wo er dann im 

April 2017 fest angestellt wurde. Dort war Relotius im Ressort 

»Gesellschaft« tätig. Ende 2018 platzte dann die Bombe, die 

»für den SPIEGEL, für seine Redaktion, seine Dokumentations- 

ab teilung, seinen Verlag … für alle Mitarbeiterinnen und Mit- 

arbeiter ein(en) Schock« 75 bedeuten sollte, denn: Viele seiner 

Reportagen hatte Claas Relotius ganz oder teilweise erfun-

den, wie verlagsinterne Informationen offenlegten.

Besucht man den Glaspalast des Spiegel-Verlags in der Ham- 

burger Hafencity, so findet man neben dem Eingang ein in ei- 

ne Metalltafel gestanztes Zitat des Gründers Rudolf Augstein: 

16. Ethik des 
Journalismus: 
Spiegel der 
 Gesellschaft

74
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»Sagen, was ist« – kurz und vielsagend. Augstein verwendete 

diese Formulierung meines Wissens erstmals 1961 in einem 

Spiegel-Beitrag (und griff sie 1989 kurz nach den revolutionä- 

ren Umbrüchen in der damaligen DDR erneut auf). Dort heißt 

es: »Einer Wahrheit ans Licht zu helfen, die unter der glatten 

Oberfläche der Volksmeinung schlummert, diese notwendige 

Wahrheit unangreifbar zu fassen und in 400 000 Exemplaren 

bis in den hintersten Winkel auf die Reise zu schicken, so daß 

niemand mehr sagen kann, sie sei ihm nicht zugänglich ge we- 

sen, eine Wahrheit, der die etablierten Führer und Meinungs- 

macher aus Bequemlichkeit und Eigensucht bislang ausgewi- 

chen sind – das ist die einzige Möglichkeit für den Journalisten, 

die Wirklichkeit zu verändern: Er kann sagen, was ist.« 76

Der Journalist kann »sagen, was ist«. Die Causa Relotius zeigt 

jedoch, dass nicht alle Journalisten »sagen, was ist«, sondern 

Reportagen mit Fiktion angereichert werden oder gar vollends 

Fiktion sind. Welcher Zynismus vor dem Hintergrund des 

Augstein-Zitats. Genau das war der eigentliche Schock beim 

Spiegel und im schreibenden Journalismus insgesamt.

Überraschung
Die journalistische Zunft zeigte sich also mehr als überrascht. 

Mich überraschte hingegen das Überraschtsein der Medien 

bereits kurz nach dem Bekanntwerden der Vorgänge, denn 

wieso sollte es im Journalismus anders, sauberer, ehrenwer- 

ter oder integrer zugehen als in anderen gesellschaftlichen  

Bereichen? Priester misshandeln Kinder, Politiker machen 

Steuergeschenke an nahestehende Interessengruppen, Wis- 

senschaftler manipulieren Forschungsergebnisse, Manager 

lügen, dass sich die Balken biegen. Das alles kommt vor, wie 

wir wissen. Überall, nur nicht im Journalismus?

Es ist keine Frage, dass die Causa Relotius aufgeklärt wer- 

den musste, worum sich der Spiegel mit Bekanntwerden  

des Falls bemühte und im Mai 2019 einen 17-seitigen Bericht 
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dazu vorgelegte, der auch öffentlich zugänglich ist.77 Interes- 

sant und zugleich befremdlich allerdings war der Raum, den 

dieser Vorgang in den Medien Ende 2018 einnahm, denn  

die Art und Weise der Kommentierungen waren ohne jedes 

Augenmaß für die Sache selbst. Was wir bislang, auch mit 

einigem zeitlichen Abstand, dazu wissen, ist, dass ein ehr-

geiziger Journalist Geschichten manipuliert hat. Ob es sich 

dabei um einen Einzelfall handelt oder das Problem im Jour- 

nalismus systemischer Natur ist, wissen wir bisher nicht. 

Krise des Journalismus?
Es ist vor diesem Hintergrund befremdlich, wenn von einer 

Krise des Journalismus und von einem »Desaster« gespro-

chen wird – oder wenn gar Vergleiche zu den gefälschten 

Hitler-Tagebüchern angestellt werden. Ginge es vielleicht 

auch weniger pathetisch, stattdessen mit ein bisschen mehr 

Nüchternheit in der Einordnung des Vorfalls? 

Der Eindruck, der sich aufdrängt, ist: Aus den erfundenen Ge - 

schichten von Claas Relotius wurden ad hoc Storys pro duziert, 

die Journalisten mehr interessieren als die Leser, und es wur- 

den Schlussfolgerungen gezogen, die die Sinnhaftigkeit von 

Reportagen überhaupt infrage stellten und eine Krise des Jour- 

nalismus heraufbeschworen. Womöglich gibt es sie sogar, 

diese Krise, ob sie jedoch von einem jungen Reporter aus-

gelöst wurde, wäre vor der desaströs ausfallenden Dia gnose 

noch zu klären gewesen. Genau das aber ist nicht geschehen.

Auch wenn die mediale Reaktion sogar nachvollziehbar ist, 

immerhin ging es um die eigene Zunft, zu der man als Jour-

nalist schließlich eine Meinung hat, und wie immer schnell 

reagiert und flott in die Tasten gehauen werden musste, denn 

Nachrichten altern bekanntlich schnell und sind dann keine 

mehr. Das erklärt dennoch nur mäßig die Inhalte in den Kom - 

mentarspalten, und entschuldigt sie noch weniger. Und viel - 

leicht ist genau das auch ein Teil einer (moralischen) Krise 
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des Journalismus, denn weder selbstreferenzielle Beschäfti-

gung noch Geschwindigkeit rechtfertigt tendenziöse Verlaut-

barungen und Skandalisierungen, wie wir sie in diesem Fall 

beispielhaft beobachten konnten. 

»Sagen, was ist«, jedenfalls, war auch das nicht. Wir erlebten 

einen Journalismus im Panikmodus, in dem eher spekuliert 

und fantasiert wurde, als dass Geschehnisse nüchtern ein-

geordnet wurden. Hitzige journalistische Gemüter jedenfalls 

waren weder für die Ursachenforschung noch für mögliche 

Problemlösungen hilfreich.

Einzelfall oder Systemfehler?
Um zu einer angemessenen Analyse zu kommen, hätte als 

Erstes geklärt werden müssen, ob der Betrug von Claas 

Relotius ein Einzelfall war oder es sich um ein grundsätzliches 

Problem des Journalismus selbst handelte. Es hätte geprüft 

werden müssen, ob es analoge Fälle gegeben hat, die bis 

dahin einfach nur noch nicht aufgeflogen waren. 

Abschließende Antworten hierzu liegen bis dato nicht vor. 

Beim Spiegel selbst scheinen keine systematischen Verfeh-

lungen vorzuliegen. Wie es in dem Abschlussbericht zum Fall 

Relotius heißt, sei »die Kommission … im Laufe ihrer Arbeit auf 

lediglich einen weiteren Fall gestoßen, in dem eine bewusste 

Fälschung zweifelsfrei nachgewiesen werden konnte«.

Andererseits wurde in der Vergangenheit immer wieder von 

ähnlichen Fällen berichtet: Der Schweizer Journalist Tom 

Kummer beispielsweise erfand in den 1990er-Jahren diverse 

Interviews mit Hollywood-Prominenten, die überhaupt nicht 

stattgefunden hatten. René Pfister, heute Spiegel-Korres-

pondent in Washington, beschrieb in einem Text über Horst 

Seehofer ausführlich dessen Modelleisenbahn, die er als 

Leitmotiv für seinen Artikel »Am Stellpult« nutzte.78 Die Mo - 

dell eisenbahn hatte Pfister nie gesehen, wusste darüber 
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lediglich durch Berichte Dritter. Der Henri-Nannen-Preis, den 

er für seinen Text verliehen bekam, wurde ihm später aber-

kannt. Von einem anderen Nannen-Preisträger trennte sich 

das Süddeutsche Zeitung Magazin im Februar 2019, nachdem 

sich herausgestellt hatte, dass der freie Autor und Ko lumnist 

eine Protagonistin frei erfunden hatte, was »die Chefre dak-

tion des SZ-Magazins als schwerwiegenden Verstoß gegen 

die journalistischen Standards« erachtete.79 Der österreichi-

sche Autor Robert Menasse legt dem Europapolitiker Walter 

Hallstein Zitate in den Mund, die dieser nachweislich nie so 

gesagt haben konnte. Auch der hoch angesehene polnische 

Journalist Ryszard Kapuscinski, »der Reporter des 20. Jahr-

hunderts«, wie die NZZ einmal titelte,80 hielt sich weniger an 

Fakten und setzte eher auf literarische Prosa.

Ethik der Organisation
Der Spiegel gibt sich in der Aufarbeitung des Falles Relotius 

selbstkritisch und will die Qualitätskontrolle, die im Journalis-

mus über die Dokumentation sichergestellt wird, einer kriti- 

schen Prüfung unterziehen. Technisch formuliert handelt es 

sich dabei um ein Compliance-System, wie es auch in ande-ren 

Organisationen (Unternehmen, Krankenhäuser, Hochschulen 

usw.) praktiziert wird: ein Set von Regeln, das unlauteres Ver- 

halten definiert, kontrolliert und gegebenenfalls sanktioniert. 

So wichtig Compliance-Vorschriften sind und so raffiniert man 

diese auch gestalten kann – zum Beispiel in Kombination mit 

sogenannten Hinweisgeber- oder Whistleblowing-Systemen –, 

man sollte nicht der Illusion verfallen, damit wäre eine per- 

fekte Kontrolle möglich (siehe dazu auch Kapitel 5 und 8). 

Aus der Forschung zur Organisationsethik wissen wir, dass 

Compliance-Vorschriften und moralische Regelsysteme nur 

die eine Seite der Medaille moralischen Handelns darstellen. 

Mindestens ebenso wichtig ist die personale Integrität der 

Mitarbeiter (gleichgültig auf welcher Ebene der Organisation), 

eine offene Atmosphäre der Kommunikation, einschließlich 
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einer selbstkritischen Fehlerkultur (Fehler, auch in moralischer 

Hinsicht, dürfen gemacht, sollten aber korrigiert werden) so- 

wie Belohnungs- und Anerkennungsformen innerhalb der Or- 

ganisation, die moralisches Handeln fördern (oder wenigstens 

nicht bestrafen). Wichtig hierbei ist es, zu sehen, dass die 

Integrität (oder Nichtintegrität) der Mitarbeiter nicht vom Him - 

mel fällt, sondern durch die beiden anderen Aspekte, also 

Organisationskommunikation und Anerkennungssysteme in 

einer Organisation, geprägt werden. 

Geschichten
Geschichten werden nicht nur in Blättern abgedruckt, Ge-

schichten in ausgewählter Begrifflichkeit und Erzählweise 

werden auch in jeder Organisation verbreitet. Sie definieren 

die Identität von Organisationen. Im Sinne der Ursachenfor-

schung wäre demnach zu fragen, welche Narrative hat der 

Spiegel, welche haben andere Medien? Welche Geschichten 

über sich selbst werden intern und welche nach außen erzählt? 

Gibt es eine »Moral von der Geschicht«?

Je nach Gestalt des organisationalen Storytellings, der Kom - 

munikationsatmosphäre und der Anreizsysteme in Organi- 

sationen kann sich eine Moral ebenso wie eine Unmoral 

entwickeln. Im günstigen Fall einer hohen Integrität der Mit- 

arbeiter kann man nahezu auf Governance-Mechanismen in 

Form von Compliance-Vorschriften verzichten. Im Fall einer 

etablierten Unmoral und einer Konkurrenz- und Misstrauens-

kultur wird man dieser selbst über ausgeklügelte Kontroll-

mechanismen nicht mehr Herr werden.

Das System Journalismus
Sollte es sich um systemische Probleme im Journalismus han - 

deln, wäre davon auszugehen, dass die Problembearbeitung 

nicht auf die interne Organisation von Medienunterneh men 

beschränkt ist, sondern eben in der Tat sich auf das System 

»Journalismus« in einem umfassenderen Sinne beziehen 



132

müsste. Eine solche Perspektive geht also über die redaktio- 

nellen Arbeiten hinaus und fragt beispielsweise: Welchen Ty- 

pus von Journalisten »produziert« der Journalismus? Welche 

Rolle spielt dabei das Freelancer-System? Wer schafft es wie, 

warum und mit welchen Mitteln in (die nur wenig vorhande-

nen) Festanstellungen als Redakteur? Welche Anreize gehen 

von Journalistenpreisen aus? Und auch die Ausbildung von 

Journalisten könnte betroffen sein: Werden ethische Fragen 

an Journalistenschulen behandelt und, wenn ja, wie? Spielen 

diese im Volontariat irgendeine Rolle oder geht es hier nur 

noch um das Erlernen handwerklicher Fähigkeiten?

»Sagen, was ist«, klingt nach einem ehrenwerten Motto, was 

genau aber ist damit gemeint? Was »ist« denn überhaupt? 

Aus einer konstruktivistischen Perspektive hätte man einige 

Probleme mit diesem Augstein’schen Motiv. Welchen Wahr-

heitsbegriff hat der moderne Journalismus (insbesondere im 

Genre der Reportage)? Welchen Wahrheitsbegriff sollte er 

haben? Kann es sein, dass Teile des Journalismus und auch 

Teile der Diskussion zum Fall Relotius auf einer recht naiven 

Erkenntnistheorie fußen?

Die Systemfrage könnte schließlich, um einen weiteren 

Themenbereich beispielhaft anzudeuten, die zunehmende 

Verquickung von Wirtschaft und Journalismus betreffen. 

Welche kritischen Berichte über Unternehmen sind möglich, 

wenn diese zugleich gut zahlende Anzeigenkunden oder 

Co-Sponsoren von Events sind? Und welche Agenda ver-

folgen die einzelnen Medienhäuser, die ja selbst auch öko-

nomische Akteure sind? 

Es mag dem Spiegel (und dem Journalismus insgesamt) ge- 

fallen oder nicht, Medien spiegeln nicht nur die Gesellschaft. 

Sie sind in moralischer Hinsicht auch selbst ein Spiegelbild 

der Gesellschaft, in dem moralische Verfehlungen vorkommen. 

Überraschen sollte das eigentlich nicht. 
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Nach einer Recherche deutscher und internationaler Leit-

medien, darunter der NDR, der WDR und die Süddeutsche 

Zeitung, wurde im Sommer 2018 bekannt, dass allein in 

Deutschland mindestens 5000 Wissenschaftler in »Journals« 

von sogenannten Raubverlagen (»Predatory Publishers«) 

wissenschaftliche Beiträge publiziert haben, ohne dass diese 

die sonst übliche Qualitätskontrolle durch ein Gutachter-

verfahren durchlaufen hätten. Die Verlage druckten gegen 

die Zahlung einer Gebühr im Grunde wahllos alles in ihren 

Zeitschriften. 

In der Presse wurden scharfe Geschütze gegen die Wissen-

schaft aufgefahren. Fake Science. Die Lügenmacher lau - 

tete der Titel der ARD-Reportage von Svea Eckert und Peter 

Hornung beispielsweise. Die Wissenschaft sei »auf Abwe gen« 

hieß es in der Tagesschau. Und die Süddeutsche Zeitung 

meldete: »Die Schattenwissenschaft ist im Zentrum der Elite- 

Forschung angekommen.«

17. Fake 
Science? –  
Die Wissen-
schaft hat  
fest gestellt …81
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Verständlich, dass Journalisten gerade nach aufwendiger 

Recherche eine maximale Reichweite ihrer Reportagen 

wünschen und in teils sprachlicher und dramaturgischer 

Zuspitzung Aufmerksamkeit zu erzielen und ein breites 

Publikum zu erreichen suchen. Dennoch muss die Frage 

erlaubt sein, was tatsächlich dran ist an der präsentierten 

Story. Ist die Wissenschaft wirklich »auf Abwegen«? Haben  

wir »die Lügenmacher« in unserer Gesellschaft nun endlich 

identifiziert? 

Ich denke, nein! Es gibt einzelne wichtige Hinweise aus 

diesem Rechercheprojekt, die durchaus auch öffentlich ge- 

macht werden sollten. Dass sie jedoch das Wissenschafts-

system im Ganzen erfassen, ist schlicht falsch. Das macht 

auch die Verwendung des von Donald Trump eingeführten 

Propagandabegriffs »Fake« im Zusammenhang mit den 

Wissenschaften so schwierig, wird damit doch der Anschein 

erweckt, als würde sich Wissenschaft stets Dinge ungeprüft 

ausdenken, um sie dann in die Welt hinauszuposaunen. Po- 

tenziell wird so durch die Berichte des Rechercheprojekts 

»Fake Science« Wissenschaft zu Unrecht in Verruf gebracht. 

Um was es anscheinend geht
Die Publikation von Artikeln in einer unseriösen Zeitschrift  

ist ein Tauschgeschäft, durch das sich beide Vertragspartner 

einen Vorteil erhoffen. Die Raubverlage lassen sich für ihre 

Leistungen, das Publizieren von Artikeln oder die Veranstal-

tung von Konferenzen, bezahlen und folgen ganz der Logik 

ihrer Geschäftsmodelle, wenn sie mit schicken Namen für  

ihre Zeitschriften (International Journal for …) Attraktivität 

und Bedeutung vermitteln und insgesamt möglichst kosten-

minimierend arbeiten. Letzteres betrifft insbesondere den 

Verzicht auf aufwendige Gutachterverfahren und damit auf 

die Einhaltung notwendiger Qualitätsstandards. Eingereichte 

Beiträge werden schnell publiziert, die Kunden sind zufrie- 

den, und zufriedene Kunden kommen gerne wieder.
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Auch der Vorteil für die Autoren liegt nach Ansicht des Re- 

chercheprojekts klar auf der Hand: Die Möglichkeit, schnell 

und unproblematisch bei solchen wenn auch fragwürdigen 

»Journals« zu publizieren, helfe, die dringend benötigte Pu- 

blikationsliste aufzupeppen. Nachwuchswissenschaftler 

verbesserten so ihre Karrierechancen, Professoren würden 

an Renommee gewinnen und hätten bessere Aussichten, 

Forschungsmittel zu erhalten. 

Und genau diese Vermutung ist, mit Verlaub, ziemlicher 

Mumpitz.

Jeder auch nur durchschnittliche Wissenschaftler kennt die 

zehn bis 20 für sein Gebiet wichtigen Zeitschriften und Kon- 

ferenzen. Und allen ist klar, dass Publikationen und Vorträge 

genau in diesen Fachorganen und -foren zählen – und zwar 

nur in diesen. Es sind diese Zeitschriften mit mehrstufigen 

Gutachterverfahren (Peer-Reviews), flankiert von einer gan zen 

Reihe von Indikatoren (»Impact Factors«) und diffe renz iert 

nach A-, B- und C-Journals, und es sind die ausgewiesenen 

Fachtagungen, die die Währung im Wissenschaftssystem 

markieren und über Karrierechancen, Renommee oder den 

Erhalt von Forschungsmitteln entscheiden. 

Junk Science statt Fake Science
In Zeitschriften von Raubverlagen zu publizieren ist daher 

reine Zeitverschwendung und fällt unter die Kategorie  

»Junk Science«; ab in den Mülleimer, denn das liest und 

verarbeitet kein seriöser Wissenschaftler. Und der Besuch 

einer pseudowissenschaftlichen Konferenz ist lediglich 

Tagungstourismus nach Kroatien oder auf die Bahamas.  

Sie sind wissenschaftlich wertlos – und zwar auch für den 

publizierenden oder vor tragenden Wissenschaftler, denn  

sie werden im Wissenschaftssystem schlichtweg nicht prä- 

miert –, es gibt dafür weder monetäre noch andere Formen 

der Anerkennung.
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Es ist keine Frage, wenn 5000 Wissenschaftler allein aus 

Deutschland in mehr als fragwürdigen Zeitschriften publiziert 

haben, so sind das 5000 zu viel, denn die für Publikationen 

und Teilnahme an Pseudokonferenzen anfallenden Kosten 

werden ja in der Regel aus Steuermitteln bestritten. In dieser 

Hinsicht ist dem Rechercheprojekt recht zu geben und die 

Aufdeckung solcher Sachverhalte ist wichtig. Wie es auch 

wichtig und verdienstvoll ist, Politik und Öffentlichkeit für 

solche Themen zu sensibilisieren, immerhin geht es dabei 

auch um interessengeleitete Studien im Auftrag politischer 

und privatwirtschaftlicher (Lobbying-)Organisationen.

Dennoch ist und bleibt es wichtig, zu einer im Gesamtkon- 

text angemessenen Einordnung derartiger Praktiken zu 

kommen. So ist das Science Media Center Germany zu der 

Einschät zung gelangt, dass bei den zugrunde gelegten  

Daten »rund 1,3 Prozent des wissenschaftlichen Personals  

an deutschen Universitäten und Fachhochschulen statistisch 

gesehen mindestens einmal in einer mutmaßlichen Raub-

zeitschrift publiziert« hätten.82 Von einem flächendeckenden 

Problem einer »Wissenschaft auf Abwegen« kann daher nicht 

gespro chen werden, was im Übrigen auch eine detaillierte 

Datenanalyse im Nachgang der Diskussion gezeigt hat.83

Die Probleme des Wissenschafts-
systems liegen an anderer Stelle

Es ist wahrlich nicht so, dass das System Wissenschaft und 

seine Art der Wissens- und Erkenntnisproduktion keine Pro- 

bleme hätten. Es gibt ganz im Gegenteil diverse systemisch 

angelegte Praktiken, die mitunter massive Dysfunktionalitä-

ten aufweisen, auch und gerade im Hinblick auf Organi sation 

und Erhaltung von Qualitätsstandards über Gutachterver-

fahren. 

Nach dem üblichen Vorgehen werden wissenschaftliche 

Manuskripte vor der Veröffentlichung von Fachkollegen in 
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anonymen Verfahren geprüft und dann entweder abgelehnt 

oder mit Hinweisen zur Überarbeitung an die Autoren zu-

rückgegeben. Diese Verfahren sind aufwendig, denn nach 

einer Überarbeitung folgt das nächste Verfahren, sodass  

es gerne einmal zu drei, fünf oder auch acht Runden kom- 

men kann, bevor eine Veröffentlichung möglich wird. Da- 

bei besteht für jede Runde die Möglichkeit, dass Gutachter 

den Artikel ab lehnen. Das heißt, das Prozedere ist mit  

einem enormen personellen und zeitlichen Aufwand – von  

der Manuskript einreichung bis zur Publikation muss man 

mindestens zwei Jahre rechnen – verbunden. Es kann aber 

auch schon mal fünf Jahre dauern, bis der Text publiziert  

ist. Gerade bei sozialwissenschaftlichen empirischen Stu- 

dien kann der publizierte Artikel dann schon wieder veraltet 

sein.

Als problematisch erweist sich zudem der in diesen Verfahren 

tendenziell angelegt inhärente Konservatismus. Der Großteil 

der Gutachter fordert minutiös die Anbindung an bereits 

vorhandene Forschungsergebnisse ein, was zwar einerseits 

hinsichtlich der Aufrechterhaltung von Qualitätsstandards 

sinnvoll ist, andererseits aber auch dazu führt, dass wissen-

schaftliche Innovationen eher gradueller denn radikaler Art 

sind. Die wirklich zündenden Ideen sind aus den Reihen der 

Wissenschaft jedenfalls kaum zu erwarten.

Das dritte Problem ist am schwerwiegendsten: Es wurde 

oben zugespitzt formuliert, dass bestimmte Journalpublika-

tionen die zentrale Währung im Wissenschaftssystem mar- 

kieren. Man kann sogar noch einen Schritt weitergehen und 

sagen, dass diese besondere Art Wissenschaft zu betreiben 

in den meisten Disziplinen aktuell die einzige Systemlogik ist. 

Im Umkehrschluss hat diese Monorationalität ihren Preis: 

Wichtige Aufgaben werden von Wissenschaftlern immer 

seltener wahrgenommen, weil sie im Wissenschaftssystem 

tendenziell keine Anerkennung finden. 
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Wissenschaft heute:   
Monorational und monoton

Ob es um Kooperationsprojekte mit oder Beratungsmandate 

für gesellschaftliche Akteure geht, um Buchpublikationen,  

die sich an eine breite Öffentlichkeit richten, um die Ent-

wicklung innovativer Lehrkonzepte oder Beiträge in öffent- 

lichen Medien, all dies ist heute in den Wissenschaften nicht 

sys tematisch als verpflichtende Aufgabe vorgesehen und 

verankert. Deshalb finden diese Tätigkeiten auch immer sel- 

tener statt. Und leider kann diese Entwicklung auch nicht als 

vorübergehendes Phänomen gesehen werden. Disziplin-

übergreifend wird seit nunmehr etwa 20 Jahren eine Gene- 

ration von Wissenschaftlern für ein monorational orientiertes 

und monoton funktionierendes System sozialisiert. Es ist zu 

befürchten, dass wir hier eher schlimmeren als besseren 

Zeiten entgegengehen.

Und hierin liegt das einführend angedeutete eigentliche 

Pro blem, das auch dem Bundesministerium für Bildung und 

Forschung, den Kultusministerien, dem Wissenschaftsrat  

oder einzelnen Hochschulen bekannt sein sollte: Nicht die 

Entwicklung hin zu einer vermeintlichen »Fake Science« ist 

unser drängendstes Problem – das auch an die Adresse der 

skandalwitternden Presse –, sondern die heutzutage extrem 

einseitig ausgerichteten Anerkennungsstrukturen und -kulturen 

an wissenschaftlichen Hochschulen. 
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Dass die Entwicklungen im Bereich der Digitalisierung und 

der künstlichen Intelligenz nicht nur Heilsbringer für eine 

schöne neue Welt sind, sondern sich mit ihnen auch gesell-

schaftlich-moralische Risiken verbinden, sollte inzwischen 

jedem klar sein. Die Bearbeitung drängender Zukunftsfragen 

kann man daher nicht nur und nicht primär Informatikern über - 

lassen, sondern sie verlangen sozial- und geisteswissen-

schaftliche Expertisen; schließlich geht es um nicht mehr und 

nicht weniger als die Frage, wie wir das Morgen und das 

Übermorgen gestalten wollen. 

Die Gründung eines »Instituts für Ethik in der Künstlichen 

Intelligenz« an der Technischen Universität München An - 

fang des Jahres 2019 erscheint daher als eine willkommene 

Ini t iative. Doch das Projekt hat einen Beigeschmack. Ausge -

rech net Facebook ist der Financier dieses neuen Forschungs-

instituts.

Like, Dislike
Die Liste der moralischen Problemfelder im Bereich der Di- 

gitalisierung und der künstlichen Intelligenz ist lang: Der 

psychologische Kick durch ein »Like« bei Facebook, Twitter 

oder anderen sozialen Medien setzt Glücksgefühle frei, die 

Suchtpotenzial haben. Der Unterschied zu einem Stück Scho- 

kolade oder Koks, sagen manche, ist nur graduell. Sexroboter 

können über einen Vergewaltigungsknopf verfügen (siehe 

Kapitel 21). Wir werden in Filterblasen organisiert und durch 

ein gezieltes targeting politisch beeinflusst (Kapitel 12). Algo- 

rithmen im Personalmanagement bei Unternehmen selektie- 

18. Gekaufte 
Wissenschaft?

84
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ren Bewerberinnen und Bewerber mitunter auch nach der 

Hautfarbe. China bereitet den perfekten Überwachungs- 

staat über ein »Social Credit System« vor (Kapitel 24). Und  

so weiter, und so fort.

Den großen IT-Unternehmen dürften diese und weitere be- 

denkliche Folgen, die aus ihren Produkten resultieren, bekannt 

sein. Und mittlerweile sind diese Fragen auch in der Gesell-

schaft und in der Politik angekommen. Durchaus einschnei-

dend für eine überfällige politische und gesellschaftliche 

Diskussion war der Gebrauch von Facebook-Benutzerdaten 

durch Cambridge Analytica im Jahr 2018 (Kapitel 6 und 7),  

mit dem Ziel, Menschen politisch zu beeinflussen. Da dies 

möglicherweise auch den US-Präsidentschaftswahlkampf  

im Jahr 2016 und die Wahl von Donald Trump betraf, wurde 

Facebook-Gründer Mark Zuckerberg zu einer Anhörung in 

den amerikanischen Kongress einbestellt. 

So sehr die Fragen der Politiker an Zuckerberg bei diesem 

»Hearing« mitunter auch zum Fremdschämen waren, die 

Politik setzte damit ein symbolisches Signal: Bekommt ihr,  

so wurde nicht nur Facebook zugerufen, die moralischen 

Probleme eurer Produkte nicht in den Griff, könnten wir die 

Probleme über Regulierungen lösen und bestimmte Ge-

schäftsmodelle und Praktiken sanktionieren. 

Unternehmen mögen keine Regulierungen. Unternehmens-

verbände und andere unternehmensnahe Interessengruppen 

mögen sie ebenso wenig. Dislike! Um diese zu vermeiden, 

bedarf es daher abfedernder Lösungen, die die Gesellschaft 

und Politik beruhigen. Und die Lösung zur Vermeidung po- 

litischer Regulierungen ist nicht selten: unternehmerische 

Selbstverpflichtung. Die Bindung an bestimmte moralische 

Werte und Prinzipien – sei es als einzelnes Unternehmen oder 

in einer Branche – soll die notwendige Legitimation und das 

Vertrauen wiederherstellen. 
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Das Institut: Win-win
Im Januar 2019 verkündete Facebook nun im Rahmen einer 

Veranstaltung, dass es ein »Institut für Ethik in der Künst-

lichen Intelligenz« mit umgerechnet 6,6 Millionen Euro an  

der Technischen Universität München fördern wird. Wer jetzt 

»gekaufte Wissenschaft« schreit, liegt damit im direkten 

Sinne falsch. Die TU München stellte schnell klar, dass es 

keine Auflagen seitens Facebook gibt, sondern es darum 

geht »unabhängige Forschung zu finanzieren«. »Sonst würde 

ich es auch gar nicht machen«, sagte Christoph Lütge, Di- 

rektor des neuen Instituts. 

Lütge sieht es als ein Geschäft zum gegenseitigen Vorteil. »Win- 

win-Situation« heißt das dann, in der die eine Seite des Deals 

klar ist: Die TU München freut sich über üppige Forschungs-

mittel: win.

Und wo liegt der Vorteil für den Geldgeber? Die von Face-

book bereitgestellten Mittel sind keine Spende für das Ge-

meinwohl, sondern eine Investition in das eigene Geschäft. 

Das hat weniger mit einer Art Werbung oder vordergründigen 

Reputationsgewinnen für Facebook durch die Kooperation 

mit »The Entrepreneurial University«, wie sich die TU Mün -

chen offiziell nennt, zu tun. Der eigentliche ökonomische 

Vorteil für Facebook wird vielmehr die anvisierte Forschung 

an dem neuen Institut betreffen, bei der es um die Entwick-

lung von »Leitlinien … für die Identifikation und Beantwortung 

ethischer Fragen der Künstlichen Intelligenz für Gesellschaft, 

Industrie und Gesetzgeber« geht, wie es in der offiziellen 

Pressemitteilung der Universität heißt.

Hier taucht zwar, wie zu lesen, auch der Gesetzgeber als 

Adressat für Forschungsergebnisse auf, und man könnte da- 

her vermuten, dass auch über »harte« Regulierungsfragen 

nachgedacht wird. Die eigentliche Stoßrichtung der For-
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schung ist jedoch eine andere, wie der künftige Direktor in 

einem Gespräch mit der Internetzeitschrift Netzpolitik präzisiert: 

Es gehe nämlich um die Entwicklung von »ethischen Richt-

linien«, denn diese eigneten sich besser als Gesetze, so 

Lütge. Man müsse die Befürchtungen der Bevölkerung im 

Zusammenhang mit dem Thema der künstlichen Intelligenz 

aufgreifen, »und das kann Ethik besser leisten als juristische 

Regulierung«.85

Was ist davon zu halten? Zum einen geht es nicht um irgend-

welche diffusen – möglicherweise unbegründeten – »Be-

fürchtungen« der Bevölkerung, sondern um konkrete, ja 

ziemlich handfeste Probleme, die Lösungen erfordern. Zum 

anderen spiegelt diese Stellungnahme recht deutlich wider, 

dass über vieles geforscht werden soll, aber eben nicht über 

alles. Ordnungspolitische Regulierungen durch den Gesetz-

geber bleiben außen vor. »Ethische Richtlinien« und damit 

»weiche« Selbstverpflichtungen genügen, so scheint schon 

vor der beginnenden Arbeit festzustehen. Facebook-Gründer 

Mark Zuckerberg und Geschäftsführerin Sheryl Sandberg 

wird es freuen: win.

Ethik-Initiativen der  
öffentlichen Hand?

Die Förderung von Forschungsinstituten durch Internetgi gan-

ten wie Facebook oder Google, das das »Institut für Internet 

und Gesellschaft« an der Humboldt-Universität zu Berlin  

maßgeblich finanziert, wirft nicht nur Fragen der Un abhän-

gigkeit von Wissenschaft auf. Es spiegelt auch eine viel zu 

zögerliche Haltung und kaum vorhandene Investitionen in 

den Schwerpunkt einer digitalen Ethik durch die öffentliche 

Hand wider. 

Die Bundesregierung hat in ihrer im November 2018 ver-

abschiedeten »Strategie Künstliche Intelligenz« die Schaffung 

von mindestens 100 zusätzlichen neuen Professuren im Be- 
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reich der KI beschlossen. Man darf gespannt sein, ob man 

dabei auch sozial- und geisteswissenschaftliche Ausrich-

tungen im Themenfeld angemessen berücksichtigen will, wo- 

möglich gar ein »Institut für Ethik in der Künstlichen Intell i-

genz« eingerichtet wird. Ansonsten, so ist zu befürchten, 

überlassen wir Wertefragen über die Gegenwart und die 

Zukunft eben den Unternehmen und ihren bereitwillig ko- 

operierenden universitären Partnern. 
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Das Theaterstück Terror des Juristen und Schriftstellers 

Ferdinand von Schirach und etwas später der ARD-Fernseh-

film Terror – Ihr Urteil (der auch im SRF und ÖRF ausgestrahlt 

wurde) machte vor einiger Zeit von sich reden. In einer fik - 

tiven Gerichtsverhandlung wird der Pilot eines Kampfjets der 

Bundeswehr des 164-fachen Mordes angeklagt. Der Beschul-

digte schoss im Rahmen eines Einsatzes eine Linienflug-

maschine ab, die ein Terrorist in seine Gewalt gebracht hatte 

und es auf ein voll besetztes Fußballstadion zusteuern ließ. 

Soll der Angeklagte für diese Tat für schuldig oder für un-

schuldig befunden werden? 

Diese Frage entscheiden bei von Schirach nicht Richter (auf 

der Bühne), sondern sie wird vom Publikum entschieden. »Ver- 

gessen Sie alles, was Sie bislang über diesen Fall gehört oder 

gelesen haben«, sagt der Vorsitzende Richter eingangs der 

Verhandlung. Lesen Sie den hier folgenden Text nicht, falls 

Sie das Stück oder den Film noch sehen wollen, empfehle ich 

an dieser Stelle, denn das Theater wird sich in einen Gerichts-

saal mit 500 Schöffenrichtern verwandeln, von denen Sie 

einer oder eine sein werden. 

19. »Und die 
Moral von der 
Geschicht …« 
– Unsinn im 
Theater
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Der moralphilosophische 
 Hintergrund

In Schirachs Stück geht es um ein bekanntes moralphiloso-

phisches Problem: Darf man morden, wenn es die Umstände 

notwendig erscheinen lassen? Die Umstände in dem Stück 

werden von der Verteidigung des Angeklagten in aller Deut-

lichkeit herausgearbeitet. Hätte sein Mandant die Maschine 

mit den 164 Insassen nicht abgeschossen, wären Zehntau-

sende von Menschen zu Tode gekommen. Es ist unstrittig, 

dass sich der Angeklagte damit über das geltende Recht (und 

eine aktuelle Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts) 

hinweggesetzt hat. Letztlich, so die Strafverteidigung, habe 

sein Mandant aber im Sinne des »kleineren Übels« bezie-

hungsweise des »größten Glücks der größten Zahl« moralisch 

gehandelt. 164 Opfer sind eben weniger als 70 000. 

Die Anklage sieht dies freilich anders und argumentiert nicht 

nur mit Verweis auf geltendes Recht, sondern bringt ihrerseits 

moralische Argumente: Jeder Mensch habe eine Würde und 

dürfe niemals nur als Mittel betrachtet werden, sondern sei 

immer ein »Zweck an sich«. Im besagten Fall wurde hingegen 

der Tod der Menschen in der Passagiermaschine billigend als 

Mittel zur Rettung anderer (wenn auch mehr) Menschen in 

Kauf genommen. Dies sei, so die Staatsanwaltschaft, aus 

prinzipiellen Gründen moralisch falsch, und es gefährde 

zudem die Grundfeste freiheitlich-demokratischer Gesell-

schaften: »Der Staat kann niemals ein Leben gegen ein an- 

deres Leben aufwiegen.« In der Logik der Verteidigung, so 

kann man sagen, bekommt der Mensch ein Preisschild um- 

gehängt, und sein Leben kann unter bestimmten Umständen 

verrechnet werden. Die Würde jeder einzelnen Person ver- 

biete es jedoch, so die Anklagebegründung weiter, Menschen- 

leben gegen Menschenleben kalkulatorisch abzuwägen. 

Daher sei der Pilot nicht nur in rechtlicher, sondern auch in 

moralischer Hinsicht schuldig. 
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Schirachs Thema steht in einer langen moralphilosophischen 

Tradition und dient als solches in Philosophievorlesungen als 

Ausgangspunkt zur Einführung zweier philosophischer Strö- 

mungen: den an Konsequenzen orientierten sogenannten 

Utilitarismus (das Prinzip des »größten Glücks der größten 

Zahl«) einerseits und die auf »unbedingte« moralische Prin -

zipien (»die Würde des Menschen ist unantastbar«) ausge - 

 rich tete deontologische Ethik in der Tradition des Philoso phen 

Immanuel Kant andererseits. Es sind diese beiden Tradit io-

nen, um die es geht, wenn sich Schirachs Publikum mit 

moralischen Fragen auseinandersetzen soll, die eben nicht 

nur theoretischer Natur, sondern von hervorragender prak-

tischer Relevanz sind. 

Irgendwie ein Schmierentheater
Dass das Stück so viel Aufmerksamkeit erhielt, hatte mit 

Sicherheit auch mit der ungewohnten Einbeziehung des 

Publikums zu tun, dem von Beginn an seine Rolle als Richter 

deutlich gemacht wird. Das schafft Aufmerksamkeit. Und die 

Abstimmung am Ende – »schuldig?« oder »nicht schuldig?«, 

die Mehrheit entscheidet – kommt unausweichlich. Die 

Abstimmungsergebnisse im Theater beziehungsweise im 

Anschluss an den Film wurden nicht nur verkündet, man 

konnte sie auch im Internet einsehen und mit den Ergeb-

nissen von anderen Aufführungen vergleichen.86 

Und genau hier verhebt sich von Schirach. Der Autor gaukelt 

dem Publikum und der Gesellschaft schlussendlich vor, dass 

über diese Schuldfrage durch eine mehrheitliche Abstim-

mung zu entscheiden sei. Das ist nicht nur philosophisch 

fragwürdig, sondern führt in dramaturgischer Hinsicht zu 

einem Ergebnis, für das zuvor mit dem Publikum intensiv 

gearbeitet wurde: über ein spontanes Bauchgefühl hinaus 

eine moralische Reflexion zu vollziehen, verschiedene Per-

spektiven einzunehmen, »gute Gründe« in Betracht zu ziehen, 

ja »vernünftig« über etwas nachzudenken. Eine von der ersten 
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Minute des Stückes an wohltuende Öffnung für moralische 

Reflexion wird nach knapp zwei Stunden brutal beendet. Weil 

entschieden werden musste; weil entschieden wurde; weil in 

unserer modernen Gesellschaft schließlich Dinge entschie-

den werden müssen. Theater- oder Filmabende sollen hier 

keine Ausnahme darstellen. 

Man kann über Schirachs Absicht der Inszenierung speku-

lieren und folgende Gründe für das gewählte Ende bringen. 

Möglicherweise war dem Juristen von Schirach die Engfüh-

rung auf ein Gerichtsurteil nahe, beispielsweise. Oder aus der 

Entscheidung sollten weitere Impulse und Gesprächsstoff für 

die Besucher der Aufführung oder die Betrachter des Films 

resultieren; vielleicht auch durch die Kenntnisnahme der 

Ab stimmungsergebnisse im deutschsprachigen Raum und 

darüber hinausgehend insgesamt. Oder man argumentiert, 

dass es interessant ist, die Ergebnisse empirisch zur Kenntnis 

zu nehmen, um zu schauen, welche moralischen Orientie-

rungen in der Bevölkerung durchschnittlich vorherrschen. 

Allerdings: Theaterbesucher in Oldenburg, Dresden oder 

Berlin repräsentieren nicht den Durchschnitt der Bevölke-

rung, sondern gehören in der Regel einer gebildeten Schicht 

an. Hinzu kommt, dass es ja nicht um irgendein Thema geht. 

Das Stück heißt Terror, die Nähe zu 9/11 ist nicht zu überse-

hen und damit auch nicht die Anspielung auf islamistische 

Anschläge. Resultiert aus den Abstimmungsergebnissen 

wirklich eine weitergehende Auseinandersetzung mit dem 

moralischen Problem? Vielleicht für diejenigen, deren Stimme 

nicht zur Mehrheitsmeinung zählt. Hier könnten Fragen nach 

den Motiven der anderen entstehen. Die Mehrheit der Mehr-

heit dürfte sich eher sagen: Na, da hatten wir ja recht! Ende 

der Reflexion.
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Über eine »moralische Wahrheit« 
kann man nicht abstimmen

Ferdinand von Schirach hat mit seinem Stück aus meiner Sicht 

die Chance verpasst, ein wichtiges Thema unserer Gesell-

schaft, nämlich Fragen der Moral, gründlicher zu themati-

sieren und weitere Reflexionsräume zu schaffen. Vielleicht 

war dafür schon die dem Juristen naheliegende Inszenierung 

der Gerichtsverhandlung eine grundlegend irreführende 

Form. Sicherlich fragwürdig bleibt, bei allem vordergründigen 

Charme einer Einbeziehung des Publikums und des Internets, 

die mehrheitliche Abstimmung der Schuldfrage. 

Am Ende eines jeden Prozesses muss eine Entscheidung 

stehen, aber wie der Name schon andeutet: Der Prozess ist 

ein Prozess des Nachdenkens, ein Austausch unterschied-

licher Positionen, ein Deliberieren. Diesen Anspruch löste  

die bloße Abstimmung am Ende des Stückes nicht ein; ja  

sie konterkariert ein zentrales Momentum moralischer Re-

flexion. Plakativ formuliert: Über eine »moralische Wahrheit« 

lässt sich nicht abstimmen. Sie kann im Diskurs durch »gute 

Gründe« erörtert werden und setzt sich im besten Fall als 

Konsens (aller) durch – das ist bekanntlich keine Kleinigkeit. 

Diese »Moral von der Geschicht« wird in Terror nicht erzählt, 

was der Kantianer von Schirach paradoxerweise selbst so 

sehen dürfte.
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Hier ist sie, die verrückte neue Welt der künstlich intelligenten 

Besserwisser: Algorithmen bewerten unser soziales Leben; 

neue Techniken werden in Menschen implantiert und opti mie-

ren unsere Leistung; über Blockchains werden Beziehungen 

geregelt; und Roboter nehmen uns die Arbeit weg, pflegen 

uns im Krankenhaus oder landen gar bei uns im Bett (siehe 

dazu das folgende Kapitel). Es ist eine Dystopie, in der wir 

Menschen nicht mehr Menschen sind, in der die Technik nun 

endgültig die Oberhand gewinnen wird. Wir sind damit, so 

gehen die Geschichten nicht selten weiter, auf dem besten 

Wege in die nächste Stufe der Sklaverei, die der Selbstver-

sklavung: Maschinen machen sich Menschen untertan. Die 

typische »Tragödie der Kultur«.

Beim Publikum resonieren derartige Schreckensszenarien 

gut. Es wäre doch wirklich furchtbar, wenn alles so kommen 

würde. Ja, das wäre es. Aber, wird es so kommen? 

Wer weiß?
Genau das wissen wir aktuell für die meisten Bereiche der 

neuen technologischen Entwicklungen schlichtweg noch 

nicht. Weil sich viele Veränderungen eher am Horizont ab- 

zeichnen, wir manche Technologie maximal im prototypi-

20. Künstliche 
Intelligenz  
und natürliche 
Dummheit

87
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schen Status kennengelernt haben. Auch weil Menschen 

nichts mehr lieben als gut erzählte Geschichten. Technolo-

gische Zukunft ist immer nur ein anders Wort für Storytelling 

in Form von Utopien oder Dystopien. Davon lebt auch die 

Science-Fiction. 

Dass wir trotzdem fragen, wie die Entwicklung der Mensch-

heit fortschreiten wird, ist richtig und wichtig. Indem wir über 

die Zukunft nachdenken, gestalten wir sie schon. Kein Ge-

danke, der einmal gedacht wurde, verschwindet jemals wie - 

der aus dem Entwurf des Fortschritts, den die Menschheit 

fortwährend für sich selbst macht und anpasst. Ob wir und 

wie wir in 20 Jahren leben und arbeiten werden, weiß derzeit 

niemand genau. Wenn wir uns diese Zukunft jetzt aber vor 

allem in Angst und Schrecken ausmalen, werden die nega-

tiven Gefühle eine Wirkung zeitigen. Die lebenswerte Vor-

stellung einer komplementären Gemeinschaft aus Mensch 

und Maschine hingegen wird dazu beitragen, dass wir sie für 

möglich halten und damit auch möglich machen. 

Die Vor- und Nachteile technologischer Entwicklungen sind 

ambivalenter, als sie von den meisten Kulturpessimisten ge - 

zeichnet werden: Neue Beschäftigte in Unternehmen sollen 

auf der Grundlage von algorithmischen Analysen der Bewer-

berdaten eingestellt werden? Ja, denn vielleicht ist es ein 

Fortschritt, nicht von der Willkür eines 53-jährigen männlichen, 

weißen Personalverantwortlichen mit BWL-Abschluss der Uni 

Mannheim abhängig zu sein. Ein Kredit wird auf der Grund-

lage eines »Social Credit Scores« gewährt? Ja, denn vielleicht 

ist diese Bewertung sogar angemessener und transparenter 

als die Auskunft der Schufa. Kryptowährungen sollen unser 

Geld ersetzen? Jawohl, denn vielleicht ist das der Schritt in 

eine Wirtschaft ohne Schwarzgeld, Bestechung oder Steuer-

paradiese. Roboter arbeiten für uns? Da könnte man ja durch - 

aus auch mal »Hurra!« schreien, wenn wir dies mit Ideen eines 

Grundeinkommens verbinden. 
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Natürliche Dummheit 
Die Kritik an der künstlichen Intelligenz übersieht allzu oft  

die natürliche Dummheit des Menschen. Ohne Fakten, feine 

Differenzierungen und abwägende Argumente lassen sich 

leicht Weltuntergangsszenarien zeichnen. Es ist eine der 

einfachsten Übungen, die Gegenwart und eine mögliche 

Zukunft mit hehren Ideen zu konfrontieren und sodann in 

Bausch und Bogen abzufertigen, wozu nicht selten gerne 

längst tote Philosophen bemüht werden. Vernünftig soll die 

Welt sein und gerecht und sowieso für alle gut. Das heißt 

dann gerne »Kulturkritik«. Bei genauerer Betrachtung ist es 

bloß Kulturpessimismus.

Das Reden über ein »gutes Leben« und Ad-hoc-Moralisie run-

gen neuer gesellschaftlicher Entwicklungen ist ein Standard-

reflex links- wie rechtskonservativer Weltanschauungen. Wir 

bewerten das potenziell Neue nicht vor dem Hintergrund des 

stets auch fehlerhaften Bestehenden, sondern irgendwelcher 

fantasierter Werte, von deren Einlösung wir selbst doch weit 

entfernt sind. 

Um nicht missverstanden zu werden: Nicht alles, »was ist«, 

muss schlecht sein. Konservativ ist kein Schimpfwort. Aber  

es steht programmatisch gegen eine wohlverstandene 

Aufklärung. Und die verschließt sich nicht dem freien Nach-

denken über das Neue, sondern sie fördert es – kritisch,  

aber eben offen und inspiriert dadurch, dass nur die  

Chancen und Gefahren bewerten kann, wer die Fakten 

beurteilen kann. 

Beim Thema künstliche Intelligenz sollten wir deshalb  

lieber über eine »bessere« denn über eine »gute« Gesell-

schaft reden: Wie kann die künstliche Intelligenz dazu bei-

tragen, uns »besser« aus der selbst verschuldeten indivi- 

duellen und sozialen Unmündigkeit zu befreien? Wer die 
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Leistungsfähigkeit neuer technologischer Entwicklungen 

bestimmen will, sollte diese immer auch am Grad der natür-

lichen Dummheit der Menschen messen.

In die Zukunft denken, Zukunft 
gestalten

Utopien sind keine Start-up-Idee für das Morgen, sondern 

Fantasien des Übermorgens. Sie dürfen deshalb weder nur 

dynamischen Jungunternehmern oder Wissenschaftlern über- 

 lassen werden, sondern wären durch ein breit angelegtes 

Zukunftsforum zu organisieren, das einen gesellschaftlichen 

Mehrwert in den Blick nimmt. Dabei sind zwei Fragen von 

Relevanz: Inwieweit befähigen und »ermündigen« uns die 

Entwicklungen der Digitalisierung zu einem selbstbestimmten 

Leben? Und inwieweit tragen technologische Entwicklungen 

zu einer offenen, inklusiven Gesellschaft bei? Für die Antwort 

auf beide Fragen hat die künstliche Intelligenz eine Menge zu 

bieten, wenn wir sie nicht allein als Möglichkeit begreifen, 

den Menschen aus seinem eigenen Leben wegzu-

rationalisieren.

Wollen wir die technologische Zukunft gestalten, erscheint es 

besonders wichtig, gesellschaftliche Utopien zu entwerfen, in 

denen der lebensdienliche Beitrag neuer technologischer 

Entwicklungen fantasiert wird. Der Physiker und Soziologe 

Dirk Helbing schlägt dazu beispielsweise Städte-Olympiaden 

vor, sie könnten »einen sportlichen Wettbewerb um die 

besten Lösungen zu unseren Problemen entfachen«.88

In jedem Fall müssten sich solche Zukunftsforen von Kon-

gres sen, Messen und ähnlichen Events signifikant unter-

scheiden, indem sie einem Zukunftsdenken größtmöglichen 

Raum bieten. Statt »Keynote Lectures« und Vorträgen, Po-

diumsdiskussionen oder Experteninterviews gäbe es World 

Cafés, Dialogkreise, Ideencamps oder Laboratorien; insge-

samt gerne also etwas mehr Hoppetosse. In solchen und 
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ähnlichen partizipativen Verfahren reden und arbeiten Ex- 

perten mit Bürgern auf Augenhöhe über zentrale Themen  

der Menschheit, sei es Frieden, Gesundheit, Arbeit, Umwelt 

oder Gleichberechtigung, und suchen nach digitalen wie 

nach analogen Lösungen – eine »Werk-statt-Tagung« und  

ein Festival irgendwo zwischen Woodstock, Burning Man  

und der Digitalkonferenz »South by Southwest« (SXSW).

Bei einer solchen Ideen-Olympiade gäbe es keine Medaillen 

zu gewinnen, dabei sein und mitmachen wäre hier wirklich 

alles. Trotz aller Offenheit für die Fantasien des Übermorgens 

ginge es zugleich um lösungsorientierte Ideen, die sodann  

als Open Source der gesamten Gesellschaft zur Verfügung 

stehen (ähnlich Dirk Helbing). 

Veranstaltungen dieser Art könnten Wichtiges leisten, nämlich: 

einen gesellschaftlichen Austausch und eine Verstän di gung 

über die Gefahren, vor allem aber auch über die Möglich-

keiten einer neuen Dimension technologischer und damit 

sozialer Veränderungen, die sich sehr deutlich abzeichnen. 

Und ganz nebenbei würden wir auch über das Hier und Jetzt 

sprechen. Wer sind wir als einzelner Mensch, als Gemein-

schaft, als Gesellschaft? Sind wir so klug, wie wir selbst von 

uns behaupten, oder eher veränderungsresistent und zu-

kunftsscheu? Eine offene und intelligente Beschreibung der 

technologischen Zukunft macht auch eine offene und intel- 

ligente Selbstbeschreibung der menschlichen Gegenwart 

möglich.
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»Dingsbums« ist ein sehr praktisches deutsches Wort. Wir 

verwenden es, wenn uns der eigentliche Begriff gerade nicht 

einfällt oder wir noch überhaupt keinen Begriff von dem ha- 

ben, was wir beschreiben wollen. Im Folgenden geht es im 

doppelten Sinne um »Dingsbums«, ein Phänomen, das am- 

bivalent ist, dabei mehr als nur seine Schatten vorauswirft 

und Fragen des Sozialen, der Intimität und des Umgangs mit 

Dingen in naher Zukunft massiv betreffen wird. Es geht um 

Robotersex.

Die Gummipuppe war gestern 
Vor gut drei Jahren wurden auf einer Sexmesse in London 

eine neue Generation von Sexrobotern vorgestellt. Die 

Gummipuppe war gestern, ein passives aufgeblasenes Stück 

Plastik. Heutige Modelle von Sexrobotern sind aktiv und 

responsiv. Sie reden und interagieren mit ihren Besitzern, 

fragen nach deren Wünschen, sagen, was ihnen selbst ge- 

fällt. Die meisten von uns werden wohl auch diese weiter-

entwickelten Modelle nicht besonders erotisierend finden. 

Der aktuelle Stand zeigt jedoch sehr deutlich, dass die 

Entwicklungen weiter voranschreiten und sich die Technik 

und Physis der künstlichen Sexpartner weiterhin verbessern 

wird. Big Business für die Hersteller. Es ist nicht ausge schlos-

sen, dass in wenigen Jahren Geräte zur Verfügung stehen 

werden, die dem physischen Erlebnis von Sex zwischen 

Menschen in nichts nachstehen.

21. Dingsbums –  
Sex mit der 
Maschine89
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Man kann diese Entwicklung nüchtern als eine Auswirkung 

der weiter voranschreitenden Technologisierung sehen, die 

immer auch Auswirkungen auf Teile der Sexindustrie gehabt 

hat, wie diese umgekehrt auch technische Entwicklungen oft 

beförderte. Was soll daran neu sein? Was soll daran schlimm 

sein? Es gibt Vibratoren, Gummipuppen, Penispumpen, Apps, 

Internetportale, alles technische Hilfsmittel also, die wie Sex- 

roboter der Befriedigung sexueller Bedürfnisse dienen. 

Der Unterschied von Sexrobotern und klassischem Sexspiel-

zeug ist jedoch nicht gradueller, sondern grundsätzlicher 

Natur. Künftige Generationen von Sexrobotern werden eine 

deutlich stärkere physische Ähnlichkeit mit menschlichen 

Sexpartnern aufweisen. Und durch ihre Fähigkeiten zu Si- 

mulation von Kommunikation ähnelt auch der Umgang mit 

ihnen immer mehr zwischenmenschlicher Interaktion. Dies 

wird jedenfalls von der Sexindustrie als unique selling point 

und Wettbewerbsvorteil verfolgt. Ähnlich verhält es sich mit 

den Entwicklungen von Virtual-Reality-Sex. Es soll sich echt 

anfühlen. 

Sexroboter sind lebensgroße Puppen mit mechanischen Aus - 

stattungen und versehen mit Elementen aus dem Bereich  

der künstlichen Intelligenz. Sie verfügen über alle mensch-

lichen Körperöffnungen und Körperteile. Es gibt weibliche  

wie männliche Exemplare, wobei sowohl weibliche als auch 

männliche Geräte mehrheitlich von Männern gekauft werden. 

Ja, zumindest aktuell sind Sexroboter überwiegend ein 

Männerthema. 

Den Modellvarianten sind keine Grenzen gesetzt: schwedisch 

blond, der asiatische Typ oder doch eher afro? Das kann man 

alles bestellen und sich dann damit vergnügen. Manche Sex - 

roboter sollen bis zu 50 verschiedene Sexpositionen einneh-

men können – dazu lasse ich Sie einen Moment fantasieren. 

Sexroboter können bei Erregung »feucht« werden, Peniserek-



159

tionen hervorbringen und Orgasmen simulieren, und es gibt 

sogar unterschiedliche Typen mit speziellen Vorlieben: von 

schüchtern über »Wild Wendy« bis hin zu »S&M Susan« – 

alles im Angebot, sogar Roboter, die sich besonders hart-

näckig zieren, mit ihnen kann eine Vergewaltigung simuliert 

werden.

Die Standardmodelle lassen sich ganz nach den persönlichen 

Vorlieben anpassen: Augen- und Haarfarbe, dünn oder doch 

eher korpulent, Form der Vulva, Busengröße, Penisgröße. Alle 

Facetten sind möglich. Und noch mehr: Der Benutzer steht auf 

Elfenohren? Kein Problem, auch diese lassen sich bestellen. 

Die Standardvarianten sind derzeit für etwa 8000 Euro zu 

erstehen. Für ungefähr das Zehnfache kann man auch noch 

individualisiertere Modelle bestellen, die dann – wer’s mag – 

dem Ex-Partner oder der Ex-Partnerin, der eigenen Mutter, 

dem Vater oder eben auch einem achtjährigen Jungen oder 

Mädchen nachempfunden sind. Der Fantasie sind hier (leider) 

keine Grenzen gesetzt. 

F*** them or f*** it?
Wie überall gibt es auch in der, wenn auch nur wenig, ent-

wickelten akademischen Diskussion Befürworter wie Kritiker 

von Robotersex. Die Befürworter argumentieren, dass perfek-

tionierter Robotersex Prostitution (und damit die Ausbeutung 

von Millionen von Frauen) überflüssig machen könnte. In 

Barcelona gibt es bereits den weltweit ersten Roboterpuff,  

wo man sich gegen Gebühr mit einem Modell seiner Wahl 

amüsieren kann. Auch könnte womöglich pädosexuelles 

Verhalten und damit der Missbrauch von Kindern einge-

dämmt werden. Ergo »fuck them!« 

Kritiker hingegen sehen in sexuellen Praktiken mit Robotern 

eine »Verrohung der Sitten«, die negativ auf die zwischen-

menschliche Sexualität zurückschlagen kann. »Man(n)« ver - 
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gewaltigt und stranguliert seinen Roboter, solche Gewohn-

heitsrituale könnten auch das Verhalten im Sex mit Menschen 

beeinflussen. Inszenierung und Realität würden in den 

Köpfen der Menschen verschwimmen, was pädosexuelles 

Verhalten nicht reduzieren, sondern inspirieren würde, so die 

Kritiker. Von feministischer Seite wird insbesondere der Vor- 

wurf einer Verstärkung des ohnehin schon verfügten Objekt-

charakters von Frauen im Sex erhoben. Ergo »fuck it!« (not). 

Es gibt aktuell keine empirischen Studien zum Thema Ro- 

botersex, die der einen oder der anderen Seite recht geben 

könnten. Wenn wir jedoch einen Seitenblick auf das breitere 

Phänomen von technologisierter Sexualität werfen, so gibt  

es einige Hinweise darauf, dass Technologien und medialer 

Erotikkonsum einen Einfluss auf das Sexualverhalten mit 

menschlichen Partnern haben. Studien zum Pornokonsum 

von Jugendlichen beispielsweise zeigen recht deutlich,  

dass das regelmäßige Sehen von Pornofilmen das Bild von 

Sexualität beeinflusst, sich »sexuelle Skripte« bei jungen 

Menschen verändern.90 Das Spektrum reicht von überzo ge nen 

Erwartungen bei sexuellen Praktiken über die Wahrnehmung 

des eigenen Körpers und die eigene »Performativität« bis hin 

zu einer höheren sexuellen Gewaltbereitschaft bei bestimm-

ten Risikogruppen.

Dinge gibt’s
Dies deutet auf etwas hin, für das es nur eine latente gesell-

schaftliche Sensibilität gibt. Wir interagieren mit Menschen, 

aber es gibt Dinge, Objekte, die unsere Lebenswelten – sehr 

oft hinter unserem Rücken – massiv prägen. Das Thema 

Sexualität ist dabei nur eines von vielen Beispielen. 

In sozialwissenschaftlichen Ansätzen wird Objekten unter 

den Bezeichnungen »Praxistheorie« oder »Neuer Materialis-

mus« zunehmend Aufmerksamkeit geschenkt. »Das Sein 

beeinflusst das Bewusstsein«, so die These im klassischen 
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Materialismus von Karl Marx, mit der er auf die Bedeutung 

materieller Ausstattungen (»die Produktionsverhältnisse«) für 

das soziale Leben hinwies. Der »Neue Materialismus« geht 

einen Schritt weiter und schreibt dem Materiellen nicht nur 

einen passiven Status zu, sondern betrachtet Objekte als et - 

was auch Agierendes. Und, so eine weitere Pointe dieser 

Strömung, der Einfluss von Objekten auf Menschen ist nicht 

nur kognitiver Art (»wie wir denken«), sondern reicht bis in 

unsere Körper (»wie wir handeln«). Mit anderen Worten: Der 

Umgang mit Dingen kann sich beim Menschen stark epige-

netisch, also körperlich und emotional, verankern. 

Robotersex ist ein extremes, aber gutes Beispiel für das hier 

abstrakt Beschriebene: Objektsexualität könnte den Men-

schen in seinem Selbst und im Umgang mit anderen stark 

verändern – und nicht unbedingt zum Guten. Dies wirft Fra - 

gen nach der Verantwortung von Sexroboterproduzenten wie 

-konsumenten auf. 

Uns soll im Folgenden jedoch eine weiter gehende ethische 

Frage interessieren, die uns nun in den Bereich des Science-

Fiction führen wird.

Dolores
Im Oktober 2016 strahlte der Sender HBO die erste Staffel 

der Fernsehserie Westworld aus. Basierend auf dem gleich-

namigen Roman von Michael Crichton aus dem Jahr 1973 

geht es in dieser Science-Fiction-Serie um einen Freizeitpark 

im wirklich »wilden« Westen. Die Protagonisten sind Roboter, 

aber kaum vom Menschen unterscheidbar. Die Besucher des 

Parks sind Menschen, und sie können sich ganz nach ihrem 

Belieben mit den Robotern amüsieren: Schießereien und Hin- 

 richtungen, Sex, Vergewaltigungen, grausame Quälereien sind 

in Westworld an der Tagesordnung und machen die Attrakti-

vität für die zahlenden Feriengäste aus. 
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Die Fernsehserie bekommt im Verlauf der ersten Staffel eine 

interessante Wendung. Zum einen fangen einige der Park-

besucher an, Empathie für die künstlichen Wesen zu zeigen, 

zum anderen entwickeln einige Roboter so etwas wie ein 

Bewusstsein. Dolores zum Beispiel, in der Figur einer jungen 

Bauerntochter, hat so etwas wie Erinnerungen und einen – 

wenn auch nur diffusen – Bezug zur Vergangenheit. Sie fragt 

sich irgendwann, ob »ihre Welt« eigentlich »die wahre Welt« 

ist und was hinter dem definierten Territorium liegt. Sie stellt 

Zukunftsfragen und will irgendwann ausbrechen. 

Der Fernsehzuschauer sympathisiert von Episode zu Episode 

mehr mit Dolores, denn sie empfindet und leidet, ja sie be - 

kommt ein nahezu menschliches Antlitz. Der Roboter wird in 

der Sendung als leidendes Wesen porträtiert. 

Lebewesen? 
Die akademische und gerade beginnende gesellschaftliche 

Diskussion über eine Roboterethik reiht sich nahtlos in eine 

Tradition der Moralphilosophie ein, bei der vor allem der 

Mensch mit seinen Rechten, seiner Würde sowie seinen 

Pflichten und seiner Verantwortung (beides gegenüber 

anderen Menschen) im Mittelpunkt steht. Die klassische  

Ethik ist »anthropozentrisch«: Der Mensch als einziger Flucht-

punkt (siehe Kapitel 22 und 23). 

Die anekdotische Erzählung über Dolores, die durchaus als 

ein Plädoyer verstanden werden soll, über eine die Frage  

der Verantwortung gegenüber Robotern beinhaltende Ethik 

nachzudenken, mag Stirnrunzeln und Kopfschütteln hervor-

rufen. Ich halte diese Auseinandersetzung aber gerade für 

den Beginn einer neuen Entwicklung hin zu einem Leben mit 

Robotern für notwendig. Und ich meine auch, dass uns die 

Geschichte der Moralentwicklung deutliche Hinweise gibt, 

unser rein anthropozentrisches Denken aufzubrechen. 
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Die Entwicklungen zur Tierethik sind hier illustrativ. Während 

mitunter selbst Philosophen wie Immanuel Kant davon aus- 

gingen, dass Tiere letztlich »Sachen« sind und er ihnen 

keinerlei Rechte zugestand, pointieren neuere Ethiken (aber 

auch schon Kants Zeitgenosse Schopenhauer) ein soge-

nanntes »pathozentrisches« Denken. Das »Pathos«, das Leid, 

wird zum moralischen Kriterium und entscheidet darüber,  

ob eine Handlung moralisch oder unmoralisch ist. Tierschutz 

ist moralisch geboten, weil wir leidensfähigen Lebewesen 

Leid antun. 

Westworld ist nur eine Fernsehsendung und die leidende 

Dolores nur eine Figur in dieser Geschichte. Ob wir es ir-

gendwann wirklich mit pathetischen (Sex-)Robotern zu tun 

haben und ob wir sie als »Lebewesen« betrachten werden, 

weiß im Moment niemand. Sollte das irgendwann der Fall 

sein, und mir erscheint dies eher wahrscheinlich als un-

wahrscheinlich, wird es das Leben von uns Menschen ge-

hörig durcheinanderwirbeln – beim Sex ebenso wie in allen 

denkbaren Lebensbereichen. 

Für das Beschriebene gibt es noch kein Wort. Nennen wir  

es für den Moment deshalb einfach »Dingsbums«.
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Ein Betrunkener sucht seinen Haustürschlüssel im Lichtstrahl 

einer Laterne. Als er von einem hilfsbereiten Passanten an- 

gesprochen wird, wo er seinen Schlüssel denn in etwa verloren 

habe, zeigt er fünf Meter weiter ins Dunkel. Sowenig dieser 

Mensch seinen Schlüssel finden wird, so wenig werden wir 

Fragen zu einer Roboterethik dort beantworten können, wo 

es vermeintlich hell aufstrahlt, nämlich in der Tradition der 

guten alten abendländischen Ethik. 

Als vor etwa zwei Jahren die Diskussion um selbstfahrende 

Fahrzeuge begann, klatschte manch ein Philosoph freudig in 

die Hände. Endlich ein Praxisfall für die Abteilung »praktische 

Philosophie«, durch den die Relevanz der eigenen Disziplin 

sichtbar werden konnte. Das eignete sich nicht nur für Ein-

führungsvorlesungen in Ethik, sondern auch dafür, einer brei ten 

Öffentlichkeit das Einmaleins ethischer Reflexionen näherzu-

bringen. Fortan wurden Zeitungen und Magazine mit Artikeln 

dazu regelrecht überschwemmt. 

So relevant und stimulierend solche Beiträge zum sogenann-

ten »Trolley-Szenario« (siehe dazu Kapitel 19) auch gewesen 

sein mögen, so sehr enttäuscht es, dass die Philosophie zu 

Digitalisierung und Robotik jenseits von hübschen lebenswelt-

lichen Beispielen zur Anwendung herkömmlicher Ansätze 

kaum einen Plan hat. Wenn es überhaupt Überlegungen gibt, 

dann beschränken sie sich oft auf bewusstseinsphilosophische 

22. Roboter-
ethik: Die 
Schlüsselfrage91
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Sinnsprüche darüber, dass der Mensch und das Menschsein 

fundamentalen Gefahren durch die neue Technologisierung 

ausgesetzt seien, es die Autonomie des Menschen zu schüt- 

zen gelte, dass Roboter nur Dinge seien und lediglich der 

Mensch ethisch handeln könne usw. Und deshalb bedürfe es 

einer (philosophischen) Aufklärung.

Aufklärung
Ja, es bedarf einer Aufklärung! Gleichwohl braucht es sie 

nicht in der Form einer dogmatischen Bezugnahme auf die 

Ideen der Aufklärer von vor 200, 300 Jahren, sondern im 

wohlverstandenen Sinne einer »Ermündigung« zum freien 

Denken und Handeln. Und hier liegt die Krux der ganzen 

Chose: Die derzeitige Diskussion zur Roboterethik denkt 

moralische Fragen anthropozentrisch, also vom Menschen 

her. Das ist legitim und auch nicht falsch, begrenzt aber  

den Denkraum für ein ethisches Nachdenken unnötig,  

denn die Roboter bleiben damit außen vor – und nicht  

bloß »erst einmal« außen vor, sondern grundsätzlich und 

systematisch. 

Der Schlüssel für eine Roboterethik jedoch, so soll hier auf 

die einleitende Episode anspielend behauptet werden, liegt 

ganz woanders. Genau: Der Schlüssel liegt im Dunkeln, nur 

schemenhaft erkennbar, wenn überhaupt. Er ist schwer zu 

finden, aber er liegt eben außerhalb des Lichtkegels. Die 

 Aufgabe der Philosophie sollte es sein, das Dunkle durch  

den Einsatz ihrer Scheinwerfer auszuleuchten und die Men-

schen mit kontraintuitiven Perspektiven zum Nachdenken 

anzuregen.

Hier sind eineinhalb provokative und auf den ersten Blick 

kontraintuitive Überlegungen zur Robotik: Eine Roboterethik 

sollte Fragen der Verantwortung gegenüber Robotern be-

inhalten; eine derart umfassendere Roboterethik kann eine 

humanistische Idee entfalten. 
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Roboter: Nicht nur ein Ding
»Warum sind Verantwortungsfragen gegenüber Robotern re- 

levant?«, so könnte der erste Einwand zu diesen Thesen lauten. 

Die Antwort ist relativ einfach: »Menschen fühlen sich schon 

heute moralisch für Roboter verantwortlich.« Kate Darling, 

Wissenschaftlerin am Massachusetts Institute of Technology 

und dem Harvard Berkman Center, beispielsweise zeigt in 

ihren Arbeiten, dass Menschen Roboter in bestimmten so - 

zialen Kontexten nicht nur als neutrale Objekte betrachten, 

sondern moralische Gefühle für die Dinge des Lebens zeigen.92 

Allerdings lässt sich aus einer rein phänomengetriebenen 

Beschreibung, wie der Philosoph an dieser Stelle natürlich 

einwenden kann, natürlich noch kein ethisches Argument 

stricken. Die Menschen könnten mit ihren moralischen Ge- 

fühlen und Intuitionen schließlich auch fehlgeleitet sein und 

falschliegen. Sie mögen deshalb bitte mal wieder »zur Sache« 

zurückkommen, also die Dinge schlicht als Dinge betrachten. 

Andererseits: Kann eine praktische Philosophie, will sie denn 

wenigstens näherungsweise praktisch werden, konkrete 

lebensweltliche Erfahrungen der Menschen igno rieren, um 

nicht zu sagen sich über sie hinwegsetzen? 

Ein Blick auf die Menschheitsgeschichte der Moral zeigt, wie 

bereits in Kapitel 21 kurz angedeutet, dass diese nicht statisch, 

sondern ganz im Gegenteil ein Prozess der schrittweisen 

Inklusion in den »Moral-Klub« ist. So gab es im antiken Grie- 

chenland und im Römischen Reich Menschen und es gab 

Sklaven, die jeweils mit sehr unterschiedlichen moralischen 

Rechten ausgestattet waren. Oder: Vor gut 200 Jahren war 

die Vorstellung, dass Tieren moralische Rechte zugesprochen 

werden könnten, kaum denkbar. Können wir also wirklich 

ausschließen, dass es in der Zukunft eine Roboterethik ge- 

ben wird, die Verantwortungsprinzipien gegenüber Robotern 

beinhaltet? Oder gar Roboterrechte diskutiert werden?
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Man kann es nicht ausschließen, und eine solche Entwicklung 

erscheint sogar eher wahrscheinlich als unwahrscheinlich. 

Was aber jenseits aller Spekulationen über die Zukunft we- 

sentlicher ist: Wir sollten die Entwicklung einer derartigen 

Roboterethik nicht nur nicht ausschließen; wir sollten eine 

Verantwortungspraxis gegenüber Robotern aus moralischen 

Gründen fördern. Warum? 

Neue Begegnungen
Roboter werden, ob wir es wollen oder nicht, in sehr naher 

Zukunft integraler Bestandteil unserer Lebenswelt sein: als 

Kollegen am Arbeitsplatz, in der Familie, im Pflegebereich 

usw. Sie werden uns dort als Gegenüber, als »das andere«, 

womöglich auch als »der oder die andere« begegnen. 

Die Technologie- und Medienphilosophen Mark Coeckelbergh 

und David Gunkel plädieren vor diesem Hintergrund für einen 

»relational turn«, bei dem es darum geht, die Beziehung zwi- 

schen Alter und Ego deskriptiv wie normativ zu begreifen.93 

Denn der Roboter als ein Gegenüber wird den Menschen mit 

moralischen Fragen konfrontieren und normativ herausfor dern. 

Es sind genau diese Konfrontation und der Umgang mit dem 

neuen Gegenüber, die einer humanistischen Idee förderlich 

sein können.

Immanuel Kant betrachtete Tiere als Sachen, sprach sich aber 

gegen Tierquälerei aus, weil er eine »Verrohung der mensch-

lichen Sitten« befürchtete. Ich ziele mit diesem Impuls in eine 

andere, weitreichendere Richtung und meine: Gerade ein 

Verständnis von Robotern als »nicht nur« Sachen, sondern  

als »Wesen«, mit denen wir leben (werden) – Lebewesen –, 

können Fragen des Menschseins aufwerfen. 

Ein moralisch reflektierter Umgang mit Robotern kann dazu 

beitragen, moralisches Handeln beim Menschen zu beför-

dern. Und zwar insbesondere dann, wenn die Maschine in der 
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Betrachtung durch den Menschen aus einem reinen Objekt-

zustand heraustritt, sie also subjekthafte Zuschreibungen 

erhält. Werden Roboter, so könnte ein moralphilosophisches 

Paradoxon lauten, von Menschen als zweckbehaftet – und 

nicht nur Mittel zum Zweck – interpretiert, können sie einer 

humanistischen Idee zuträglich sein – und womöglich nur 

dann.

Das Verhältnis zwischen Mensch und Maschine muss man 

nicht gegeneinander ausspielen. Es geht im Gegenteil darum, 

diese neuen Formen sozialer Beziehungen gemeinsam und 

wechselseitig zu verstehen und in konkreten Kontexten mo- 

ralische Lernprozesse zu initiieren.

Nein, eine Antwort auf die Schlüsselfragen habe ich nicht. 

Nur einen Hinweis: Wir sollten suchen. 
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Als der vorangegangene Text Ende 2018 in der Neuen Zürcher 

Zeitung in einer ähnlichen Fassung publiziert wurde, haben 

die Philosophen Andreas Brenner (Basel) und Peter Seele 

(Lugano) mit jeweils einer Replik darauf reagiert.95 Brenner 

geht es im Kern seiner Argumentation darum, das bewusst-

seinsphilosophische Fähnchen hochzuhalten. Mein Vorschlag, 

über eine Verantwortung des Menschen gegenüber Robotern 

nachzudenken (und Verantwortungsfragen nicht nur anthro-

pozentrisch zu denken), erschien ihm als »schräg«. Denn, so 

seine Begründung, Roboter hätten kein Bewusstsein, seien 

deshalb nicht handlungsfähig, und somit erübrige sich jede 

weitere Diskussion. 

Peter Seele schlug, wenn man so will, eine Versöhnung der 

Positionen von Andreas Brenner und mir vor, indem er eine 

kognitionswissenschaftliche Perspektive, nämlich die Theorie 

der »moralischen Stämme« von Joshua Greene, empfahl, die 

in der Idee mündet, in Kategorien von »wir« (Menschen) und 

»ihr« (oder »sie«, die Roboter) zu denken. Angesichts der »auf - 

ziehenden Rivalität«, so Seele, »wäre die dringliche Aufgabe 

der Ethik, das symbiotische Auskommen des menschlichen 

und des maschinellen ›Stammes‹ zu behandeln«. 

Fundamentalphilosophie
Andreas Brenner liegt mit drei Beobachtungen zu meinem 

Text richtig: Erstens, die skizzierte Roboterethik ist keine »Bin- 

destrich-Ethik«, in der tradierte Konzepte der Moralphiloso-

phie lediglich auf einen neuen Gegenstandsbereich bezogen 

23. Mensch, 
Maschine!
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würden. Ich meine in der Tat, dass die sich abzeichnende 

Dauerpräsenz von Robotern im sozialen Leben von uns 

Menschen ein Impuls für die praktische Philosophie sein 

sollte, ihren Kanon zu überdenken und zu erweitern. Man 

kann weiterhin Kant bemühen, wie es Brenner wohl vor-

schwebt, das schadet nicht, Antworten auf neue Fragen wird 

man hier allerdings nur bedingt finden. Gewollte Engfüh-

rungen in traditionellen Ansätzen bremsen ein Nachdenken 

nicht nur zufällig, sondern systematisch aus. 

Weil es zweitens in gewisser Weise um eine Fundamental-

philosophie geht, die ich in meinem Text andeute und von 

anderen in ähnlicher Weise vorgeschlagen wird, erscheint  

die Sache erst einmal »schräg«. Ja, sie ist auf den ersten  

Blick wirklich schräg, weil sie orthogonal zum herkömmlichen 

Denken (in der Philosophie wie im Alltagsdenken) liegt.

Ich bin drittens mit Andreas Brenner ganz einverstanden, 

dass es ein äußerst schwieriges Unterfangen wäre, eine 

Roboterethik über die Idee eines Bewusstseins zu entwi - 

ckeln. Ich vermeide diese Argumentation (wie die der Lei- 

densfähigkeit) daher auch absichtlich, weil sie aus meiner 

Sicht eine Sackgasse mit unzähligen Komplikationen dar- 

stellt. Aber, und das ist ein wichtiger Unterschied, ich meine 

eben nicht, dass man von einem »sich selbst bewussten 

Gegenüber« (ob nun naturalistisch oder metaphysisch be-

gründet) ausgehen muss, um daraus eine Verantwortung  

für ein Gegenüber abzuleiten. 

Andreas Brenner führt das mit der Unterscheidung eines 

moralisch handlungsfähigen Akteurs (»moral agent«) einer-

seits und dem von Handlungen Betroffenen (»moral patient«) 

andererseits im Grunde sehr schön vor. Er ist der Meinung, 

»dass das Bewusstsein im ersten Falle anspruchsvoller ist,  

es sich um ein reflexives Selbstbewusstsein handelt und im 

zweiten Fall bereits ein primäres Selbstbe wusstsein genügt«. 
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Warum aber muss ein Betroffener überhaupt ein Bewusstsein 

aufweisen (oder gar vorweisen?), um als Betroffener gelten  

zu dürfen? Wenn ich meinen Hund grundlos tadele, ist er 

Betroffener dieses Tadels, auch wenn er kein Selbstbewusst-

sein hat. Wer oder was als Betroffener betrachtet wird, ist 

zudem kulturell kontingent und abhängig von gesellschaft-

lichen Normenvorstellungen (in Raum und Zeit). Die Ab-

schaffung der Sklaverei liegt etwa 150 Jahre zurück, die 

Deklaration der Menschenrechte ist ein paar Jahrzehnte alt, 

Fragen des Tierschutzes wurden erst im späten 20. Jahr-

hundert systematisch behandelt. Ich wiederhole mich, wenn 

ich schreibe, dass es sehr gut möglich sein kann, dass wir in 

der Zukunft eine Roboterethik in dem von mir beschriebenen 

Sinne einer Verantwortung gegenüber den Maschinen haben 

werden. 

Drei Herausforderungen für eine 
digitale Ethik

Aus meiner Sicht sollte die Moralphilosophie, will sie in der 

Zukunft wirkungsvoll sein, einige längst überfällige Hausauf-

gaben erledigen. Und sie wird diese nicht anpacken können, 

wenn stoisch an einer Bewusstseinsphilosophie festgehalten 

wird. Ich sehe hier drei besondere Herausforderungen: 

Erstens gilt es die kategoriale Unterscheidung zwischen 

Subjekt und Objekt aufzulösen und phänomenologisch zu 

bearbeiten. Wenn wir faktisch Objektbereiche haben, die  

sehr stark durch Menschen anthropomorphisiert werden,  

so ist dies erklärungsbedürftig. Was wir bisher darüber wis- 

sen: Eine Anthropomorphisierung von Dingen scheint stärker 

zu sein, wenn die Dinge eine physische Gestalt aufweisen. 

Ausdruck von subjekthaften Zuschreibungen für Objekte  

sind beispielsweise Personalisierungen. Die Dinge haben 

mitunter einen Namen und werden auch ansonsten mit 

allerlei subjekthaften Attributen versehen. Wenn die Puppe 

einen Arm verloren hat, wird sie nicht repariert, sondern zum 



172

»Puppendoktor« gebracht, der verstorbene Hund wird auf 

dem Tierfriedhof beigesetzt usw. Die mir bekannten Studien 

zur Interaktion mit Robotern deuten insgesamt auf eine recht 

starke Anthropomorphisierung. Aber warum ist das so? Und 

wie ist dies normativ zu bewerten?

Zweitens sollten wir stärker in Alteritäten denken, weil Ro - 

boter sehr bald einen festen Platz in unseren sozialen Welten 

innehaben werden. So verstehe ich auch den Einwurf von 

Peter Seele. Hier geht es um den anderen, die andere oder 

eben das andere, das uns im Alltag begegnet. Um die Be- 

gegnung mit unserem Toaster oder dem Roboterrasenmäher 

müssen wir uns wenig Gedanken machen. Wie verhält es sich 

aber bei Interaktionen mit Robotern, denen Menschen subjekt- 

haft Eigenschaften zuschreiben? Welchen Umgang pflegen 

wir mit ihnen, welchen Umgang sollten wir mit ihnen pflegen? 

Darf man beispielsweise einen Pflegeroboter schlagen? 

Klar darf man das, könnte eine Antwort lauten, denn er ist ja 

nur ein Ding. Ich meine, eine solche Antwort läuft unseren 

moralischen Intuitionen entgegen. Vielmehr nötigt uns der 

Umgang mit einem Gegenüber, ob nun aus Fleisch und Blut 

oder elektromechanisch, eine gewisse Anerkennung und 

einen gewissen Respekt ab (ich spreche hier bewusst nicht 

von »Rechten«); ein Phänomen, das es zu fördern gilt!

Hollywood versus Astro Boy
Drittens sollten wir Fragen einer Roboterethik stärker kultur-

philosophisch und damit kultursensibel denken. Peter Seele 

beschreibt völlig zutreffend ein reflexhaftes »Stammesden-

ken«, das einsetzt, wenn wir über die Zukunft nachdenken: 

»Wenn wir Glück haben, behalten uns die Maschinen als 

Haustiere« (Marvin Minsky). Dies ist jedoch, so will ich er-

gänzen, das Denken eines bestimmten »Stammes«, nämlich 

desjenigen der westlichen Welt, der mit einem spezifischen 

Narrativ über Roboter im Hollywood-Genre aufgewachsen ist. 
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Andere Gesellschaften haben einen durchaus zwangloseren 

Blick auf die technisierte Zukunft. Der Japaner Joi Ito, Direk- 

tor am MIT Media Lab, beschreibt, wie er mit der Fernseh-

serie Neon Genesis Evangelion aufgewachsen ist, in der 

Menschen und Maschinen miteinander verschmelzen. Dies 

war kein Schreckensszenario, sondern ganz im Gegenteil,  

»es ließ uns Kinder davon träumen, selbst bionische Super-

helden zu werden«.96 Der Wissenschaftler sieht – neben 

bestimmten religiösen Orientierungen – im »Astro Boy« und 

anderen positiv besetzten Roboterfiguren der japanischen 

Popkultur einen Grund dafür, warum Japaner heute einen  

viel entspannteren Umgang mit den Entwicklungen in der 

Robotik haben, ja diesen gegenüber sehr aufgeschlossen 

sind, sie jedenfalls nicht per se als Bedrohung wahrnehmen. 

Oder umgekehrt und in den Worten von Joi Ito: »The Western 

concept of ›humanity‹ is limited, and I think it’s time to 

seriously question whether we have the right to exploit  

the environment, animals, tools, or robots simply because 

we’re human and they are not.« 

Weder allzu utopische noch allzu dystopische Fantasien  

über eine Zukunft (siehe dazu auch Kapitel 20) mit Robotern 

scheinen mir zielführend zu sein. Stattdessen sollte eine 

ernsthafte Beschäftigung mit neuen Phänomenen rund  

um Mensch-Maschine-Interaktionen erfolgen: sachlich und 

normativ abwägend, besonders aber auch jenseits des 

Kanons in der normativen Ethik.
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Der Kapitalismus hat Karneval. So würden das die Rhein-

länder beschreiben, die mit Maskierungen, Kostümierungen 

und flotten Identitätserweiterungen spielend zurande kom-

men. In der fünften Jahreszeit steckt gerne mal ein Lamm im 

Löwenkostüm – und umgekehrt. Der Kapitalismus als Ver-

kleidung? Ein bisschen kommt einem das so vor, denn den 

Kapitalismus gibt es nicht. Es ist nur ein Wort für vielfältige 

Ausprägungen unterschiedlicher Wirtschafts- und Gesell-

schaftsordnungen. Denn wo immer Kapitalismus draufsteht, 

es steckt Unterschiedliches drin. Die unsichtbare Hand, die 

nach Ansicht des schottischen Nationalökonomen Adam 

Smith für eine optimale Selbstregulierung des Marktes und 

damit sogar für den notwendigen Ausgleich zwischen so- 

zialen Unterschieden sorgt, trägt manchmal einen Samthand-

schuh und ist manchmal eine eiserne Faust. 

Kapitalismen
Da ist zum einen die soziale Marktwirtschaft deutscher Pro- 

venienz, die sich seit Ludwig Erhard die Vereinbarkeit von 

marktwirtschaftlicher Ordnungspolitik auf der einen und der 

Abfederung sozialer Härten auf der anderen Seite auf die 

Fahnen geschrieben hat. Sie tut sich mit der durch Techno-

logiesprünge notwendig gewordenen Modernisierung zuwei-

24. Lenin 4.0 – 
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len schwer und droht, im Systemwettbewerb ins Hintertreffen 

zu geraten. Die tieferen Gründe für die Krise der sozialen 

Marktwirtschaft liegen dabei in unterschiedlichen System-

logiken des ökonomischen Systems einerseits und des 

politischen Systems andererseits, die ihre Wirkungen mit 

unterschiedlichen Reichweiten und in unterschiedlichen 

Geschwindigkeiten entfalten; vereinfacht gesagt: Eine glo- 

bale Wirtschaft mit immer kürzeren Innovationszyklen und 

eine tendenziell weiterhin an die Idee des Nationalstaates 

gebundene Politik, die dem Wirtschaftsgeschehen nicht nur 

zufällig, sondern aus systematischen Gründen stets hinter-

herhinkt. 

Da ist zum Zweiten der manchmal religionsähnliche Techno-

kapitalismus, der aus dem Silicon Valley der US-Westküste 

entstanden ist und inzwischen auch andere Teile der Welt für 

sich eingenommen hat. In ihm steckt oft ein libertärer Kern: 

Jeder ist für das individuelle Glück selbst verantwortlich, und 

Technologie ist das Mittel zur Selbstermächtigung. 

Und da ist zum Dritten der autoritäre Staatskapitalismus 

chi nesischer Prägung, der seit einigen Jahren beweist, dass 

Kapitalismus und Demokratie nicht zwingend zwei Ge-

schwister im Geiste sind, sondern der eine auch ohne die 

andere existieren kann. Er setzt darauf, dass Wohlstands-

mehrung auch ausreichend Akzeptanz für staatliche Len - 

kung und den Mangel an Bürgerrechten schafft. 

Der autoritäre Staatskapitalismus in China versucht schon  

seit einigen Jahrzehnten, autoritäre Elemente mit markt-

wirtschaftlichen Freiheiten zu kombinieren – nun soll  

dies durch eine umfassende, auf künstliche Intelligenz 

gestützte Datenanalytik auf eine neue Stufe getrieben 

werden. In diesem Feld zieht China seit einiger Zeit inter-

national gut sichtbar eine Furche durch den Acker, auf  

dem die künftige Weltwirtschaftsordnung aufgebaut wird.  
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Mit 1,4 Milliarden Menschen, die ihre Daten gezwungener-

maßen freiwillig der Verwendung durch Staat und staats-

eigene Betriebe zur Verfügung stellen dürfen, verfügt China 

über einen unschätzbaren Marktvorteil. 

Überraschung der Neuzeit
Vielleicht wird daraus die größte gesellschaftspolitische 

Überraschung der Neuzeit. Über den Datenkapitalismus 

könnte die Planwirtschaft eine Renaissance erleben. Was  

zu Zeiten des Kommunismus aus Gründen der Informations-

intransparenz und der selbstgefälligen schlechten Steuerung 

durch die Partei ins ökonomische Verderben geführt hat, 

kann unter heutigen Bedingungen von Datenanalytik und 

künstlicher Intelligenz der Beginn einer neuen Blüte der 

durchplanten Wirtschaft werden. Das wäre die Überraschung 

der Neuzeit: Ein kommunistisches Wirtschaftsmodell siegt 

dank des technologischen Fortschritts über die Kräfte des 

Marktes. 

Seit dem Ende der Sowjetunion ist der Begriff »System-

wettbe werb« ja eigentlich aus der Mode gekommen. Der 

Wettbewerb zwischen zwei Systemen, dem einer markt-

wirtschaftlich-demokratischen Ordnung einerseits und ei- 

ner lenkungs- oder planwirtschaftlichen Ordnung ande-

rerseits, schien so längst entschieden. Der demokratisch  

liberale Westen als Geburtsregion des Siegermodells gab 

sich selbstbewusst, vielleicht gar überheblich. 

Verkannte Kraft des Fortschritts 
Das fußte auf historischem Fundament. Viele Ökonomen, wie 

Friedrich von Hayek oder Ludwig von Mises, antizipierten 

eine demokratisch-kapitalistische Gesellschaft schon lange 

als die funktional überlegene Form der gesellschaftlichen 

Organisation. Denn: Dezentral organisierte Marktwirtschaften 

sind flexibler und innovativer als zentralistische Planwirt-

schaften. Planungsprozesse, so argumentiert der Öko-
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nomie-Nobelpreisträger Oliver E. Williamson dann etwa  

50 Jahre später analytisch präziser, sind nicht effizient, weil 

durch sie vergleichsweise hohe Transaktionskosten, ins-

besondere Kontrollkosten, entstehen. Weder planwirtschaft-

liche Organisationen noch planwirtschaftliche Gesellschaften 

können daher dauerhaft erfolgreich sein und sich gegenüber 

dezentralen und über marktwirtschaftliche Anreize gesteuer-

ten Systemen durchsetzen. Sie alle hatten den technologi-

schen Fortschritt nicht auf der Rechnung. 

Durch die neuen Entwicklungen im Bereich der Digitalisie-

rung werden die Karten nun neu gemischt. Insbesondere die 

rasanten Entwicklungen der verschiedenen Formen künst-

licher Intelligenz ermöglichen eine derart umfassende Daten-

analytik und daraus abgeleitete Prognostik, dass sich alle 

Prozesse im Wirtschaftssystem radikal verändern. Sie tragen 

wesentlich dazu bei, dass Transaktionskosten im Sinne 

Williamsons in zentralistischen Systemen minimiert werden 

und über aggregierte Daten soziale und ökonomische In-

dikatoren abgeleitet werden können, nach denen eine Art 

Selbststeuerung von Unternehmensprozessen, aber auch  

von ganzen Wirtschaftssystemen gemäß dem Anliegen der 

Planer erfolgen wird. 

China hat einen Plan
Das ist nicht nur ein theoretisches Gedankenspiel, sondern 

zeichnet sich schon heute mit Blick auf China deutlich und 

ganz praktisch ab. Denn China hat einen Plan. Oder sogar 

mehrere. Mit »Made in China 2025« hat sich das Land vor 

drei Jahren das Ziel gegeben, bis 2025 den Anteil einhei mi-

scher Güter an der wirtschaftlichen Produktion auf 70 Pro - 

zent zu heben. Mit der 2017 verabschiedeten KI-Strategie 

(»Next Generation AI Plan«) will China bis 2020 die USA 

einholen, bis 2025 die USA überholen und bis 2030 welt - 

weit die Führung in der Technologie übernehmen. 
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Eine zentralistische Planwirtschaft hat Pläne, das ist erst  

ein mal nichts Ungewöhnliches. Der chinesische Plan hat es 

jedoch in sich. Er kombiniert einen staatspolitischen Autori -

tarismus mit marktwirtschaftlichen Elementen. Und der Plan 

macht sich die Fähigkeiten künstlicher Intelligenz zunutze,  

um einen alten Traum aller Kommunisten zu verwirklichen: 

die umfassende Kontrolle über alle drei Dimensionen – Staat, 

Wirtschaft und Gesellschaft. Dazu treibt die Führung nicht  

nur die ehrgeizigen wirtschaftlichen Pläne voran, sondern auch 

den Aufbau eines umfassenden gesellschaftlichen Steuerungs-

sys tems, das 2020 landesweit verpflichtend zum Einsatz 

kommen soll. 

Mit dem »Social Credit Score«, der in manchen Regionen be- 

reits als Testlauf im Einsatz ist, werden die Bürger über ein 

Punktesystem in ihrem Verhalten bewertet. Wenn ein Besuch 

bei der Oma Pluspunkte bringt und den individuellen Score 

nach oben treibt, fällt er, sobald man bei Rot über die Straße 

geht oder die Notdurft des eigenen Hundes nicht beseitigt. 

Personen mit positivem Score können sich Zug- oder Flug-

tickets leisten und ihre Kinder auf gute Schulen schicken. Wer 

schlechter bewertet ist, kann das nicht. 

In der Planwirtschaft chinesischer Ausprägung greifen poli-

tische, ökonomische und soziale Planung also feinmaschig 

ineinander. Das ist keine Science-Fiction, denn: 

Erstens zählt China im Bereich der Innovationen zur Digita li-

sierung zu den führenden Nationen. Insbesondere in der 

konsequenten Anwendung von Plattformstrategien (wie bei 

WeChat) und bei Identifikationstechnologien (zum Beispiel 

der Gesichtserkennung) ist China führend und weit vorange-

schritten. 

Zweitens, Chinas politische Institutionenordnung einer zen tra- 

lisierten Parteidiktatur erlaubt es dem Land, neue technische 
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Möglichkeiten ohne Umstände zu testen und zu realisieren. 

Mit Datenschutz oder Persönlichkeitsrechten halten sich 

Politbüro oder Zentralkomitee der KP nicht lange auf. 

Drittens, einmal eingeführte metrische Systeme, wie die flä - 

chendeckende Gesichtserkennung oder der »Social Credit 

Score«, lassen Erprobung und Verbesserung der technolo-

gischen Datenanalytik und -prognose im Schnellverfahren  

zu. Dadurch entstehen neue Erkenntnisse und Anwendungs-

modelle, mit denen auch jenseits der Grenzen Chinas Stan-

dards gesetzt werden können. 

»Weniger Zahlen, dafür gescheitere«, soll Wladimir Iljitsch 

Lenin einmal gefordert haben. Das ist im 21. Jahrhundert kein 

Widerspruch mehr, denn »Big Data« in Kombination mit algorith- 

mischen Analysen führen zu erstaunlich präzisen Ergebnissen. 

Die Planwirtschaft à la Lenin 4.0 kann damit die Effizienzver-

sprechen der kapitalistischen Marktwirtschaft einlösen, und 

zwar in Form einer zentralen Verwaltungswirtschaft der be- 

sonderen Art. Genau darüber hat Karl Marx schon 1857/58  

in seinem »Fragment über Maschinen« ziemlich klug nach-

gedacht. Er entwirft eine »ideale Maschine«, die für immer 

existieren kann und nichts mehr kostet. Marx hat sie sich 

seinerzeit als riesigen Automaten vorgestellt, »der aus zahl- 

reichen mechanischen und mit Verstand begabten Organen 

zusammengesetzt ist, die in Übereinstim mung und ohne 

Unterbrechung tätig sind, wobei all diese Organe einer trei- 

benden Kraft unterworfen sind, die sich von selbst bewegt«. 

Manche ordnen den Plattformkapitalismus und die Praktiken 

von Facebook, Google und Co. schon heute als neofeudale 

Entwicklungen ein, die Demokratien systematisch unter-

minieren. In den beschriebenen Schritten aber schreitet die 

datenbasierte Zukunft Bit für Bit ganz konsequent weiter 

voran und wird schon bald von China aus auf demokratische 

Gesellschaften ausstrahlen.
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(Staats-)Maschine ohne Mensch 
Die ideale Maschine der Gegenwart ist nicht mehr auf Men- 

schen angewiesen. Sie arbeitet als Netzwerk künstlicher 

Intelligenzen. Die können in Zukunft eine Wirtschaft steuern,  

in der die Menschen nichts mehr entscheiden müssen. Das 

macht die Maschine für sie. Diese Maschine treibt sich selbst 

an und ist sich selbst genug. Diese selbst organisierte Plan-

wirtschaft produziert das optimale individualisierte Gleich-

gewicht einer wirtschaftlichen und sozialen Ordnung, in der 

für jede und jeden die Lebensbedingungen entsprechend  

der individuellen Datenlage ausgestaltet werden. In diesem 

Wirtschaftssystem gibt es keine Ressourcenverschwendung, 

keinen Ressourcenmangel, keine Güterverknappung, keine 

Ungleichheit und keine Ausbeutung. In der künstlich intel-

ligenten Planwirtschaft befindet sich das Wirtschaftssystem 

stets in seinem Optimum. 

Bei Unternehmen, die ja immer schon auch zentrale Pla-

nungsprozesse anwenden, gelingt es mithilfe von künstlicher 

Intelligenz zum Beispiel, die Kosten in Beschaffung und 

Logistik oder beim Energieverbrauch in Werkshallen bis zu  

90 Prozent zu reduzieren, wie zahlreiche Anwendungsbei-

spiele zeigen. Lässt sich die Technologie auch für ganze 

Wirtschaftsprozesse so effizient einsetzen, kann die Alloka-

tion von Ressourcen, Gütern und Produkten auf Basis von 

Bedarfs- und Nachfrageanalytik bis ins Kleinste vorhergesagt 

und geplant werden. Das wäre dann die Zentralverwaltungs-

wirtschaft einer künstlich intelligenten Zeit, in der die po- 

litische Führung nur noch dafür verantwortlich zeichnet, die 

technischen Voraussetzungen und Entwicklungen möglich  

zu machen. Alles andere erledigt die KI. Mit der zeitglei chen 

Einführung des »Social Credit Scores« wächst so zusammen, 

was in Zeiten von KI zusammengehört. Perfekt kann Daten-

analyse und -prognostik nur gelingen, wenn die Menschen  

in allen Lebensbereichen durchanalysiert werden. Lenin 4.0 
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bringt nicht nur die neue Planwirtschaft, sondern auch eine 

metrische Gesellschaft, in der die mathematische Funktion 

über die demokratische Selbstbestimmung triumphiert. 

Wie das aussehen könnte, hat der amerikanische Science-Fic-

tion-Autor Isaac Asimov in seiner Kurzgeschichte »Franchise« 

(1955) beschrieben. Sie erzählt von einer fiktiven amerika ni-

schen Präsidentschaftswahl im Jahr 2008, einer Zeit, in der 

die USA in eine »elektronische Demokratie« übergegangen 

sind. Nicht das Volk geht an die Urnen, sondern Normal Muller, 

Bürger aus Bloomington, Indiana, wird an den Computer 

»Multivac« angeschlossen. Dem reicht die Auswertung aller 

Daten dieses einen Mannes, um daraus das Ergebnis der 

Wahl für alle Amerikaner zu errechnen. 

So ist das mit der datenbasierten Zukunft. Sie wird nicht 

scheibchenweise aktivierbar sein. Wenn die Planwirtschaft 

kommt, kommt wohl auch die geplante Demokratie, die einst 

Autokratie hieß. Dass kein Mensch am Hebel sitzt, sondern 

ein Computer, mag das Szenario von den Angsteffekten der 

Herrscherwillkür bereinigen. Ein mulmiges Gefühl bleibt. Die 

unsichtbare Hand Adam Smiths ist nun der Algorithmus, der 

berechenbar, aber damit durchaus nicht sozial ausgewogen, 

die ökonomische Verteilung und den politischen Rahmen 

organisiert. Wir sind also am Beginn eines neuen System-

wettbewerbs. 

Das ist kein Plädoyer für einen Geschichtsdeterminismus, im 

Gegenteil: Dieser Weg ist nicht vorgezeichnet. Womöglich 

sind es gerade die neuen Herausforderungen für ein in man-

chem allzu etabliert erscheinendes kapitalistisches System, 

die Veränderungen zum Besseren bewirken. Man muss die 

Zukunft einer datenbasierten Wirtschaft nicht China oder den 

USA überlassen. Konkurrenz, so sagte man damals, also im 

alten kapitalistischen System Anfang des 21. Jahrhunderts, 

belebt das Geschäft. 
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